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Vorwort 


Das Phänomen Rechtsextremismus hat im Verlauf der 
neunziger Jahre eine neue Gestalt angenommen. Es handelt 
sich nicht mehr um eine in erster Linie politische Bewe- 
gung, die sich durch Parteigründungen mit wünschens- 
wert eindeutig formulierten Programmen artikuliert, son- 
dern um eine diffuse, soziokulturelle Bewegung, die das 
Alltagsleben vieler Menschen bestimmt. 
Rechtsextremisten der 90er Jahre suchen die sozialen Un- 
wägbarkeiten der Gegenwart in kulturelle Leitbilder um- 
zusetzen: beschworen wird eine völkisch-nationale Solidar- 
gemeinschaft, die sich dem »deutschen« Wertekanon von 
Ordnung, Sicherheit, Sauberkeit, Arbeitsamkeit, Über- 
schaubarkeit im sozialen und öffentlichen Raum verschrei- 
ben soll. 

Ausgegrenzt und mitunter physisch attackiert werden alle, 
die dieser Konformitätsanweisung nicht folgen. Unter 
Ausschluß von Ausländern, Obdachlosen, Behinderten, 
Punkern, Homosexuellen, Juden, Liberalen und anderen 
Demokraten, kurz, von allen, die als »undeutsch«, »abar- 
tig« und »volksschädlich« qualifiziert werden, soll auf 
biologistischer Basis eine »nationale« Kultur institutiona- 
lisiert werden. 

Populistische Äußerungen von Politikern, defizitäre De- 
mokratievorstellungen, völkische Stimmungen im Durch- 
schnitt der Bevölkerung und eine auf Nazibands, rechte 
Liedermacher, Sonnenwendfeiern und die Rehabilitation 
von Hitler und der Wehrmacht reduzierte Jugendkultur 
produzieren einen rechtsextremen kulturellen Block. 


Obwohl tagtäglich sichtbarer, wird die Gefährdung der 
Demokratie durch die kulturellen Hegemoniebestrebun- 
gen der Rechten in der Öffentlichkeit noch immer kaum 
wahrgenommen oder aber massiv geleugnet. Aus der Per- 
spektive der Politik wird Rechtsextremismus erst dann re- 
levant, wenn rechte Parteien auf den Plan treten und nen- 
nenswerte Wahlerfolge verbuchen. Das reduziert nicht nur 
die Problematik Rechtsextremismus als solche, sondern 
auch die Demokratie auf parteipolitische Vollzüge. Aus 
diesem Grund haben die RAA Neue Länder e.V., das Ber- 
lin-Brandenburger Bildungswerk e.V. und die Ausländer- 
beauftragte des Landes Brandenburg ein Zentrum Demo- 
kratische Kultur ins Leben gerufen, das gegenwärtig von 
der Freudenberg Stiftung, der Deutschen Kinder- und Ju- 
gendstiftung, sowie der Cornelsen-Stiftung Lehren und 
Lernen gefördert wird. Das Zentrum Demokratische Kul- 
tur verbindet mit dem Begriff Demokratie konkrete Vor- 
stellungen einer zivilen Gesellschaft, die den Schutz von 
Minderheiten als selbstverständlich erachtet. 

Aller drei Monate wird unser Bulletin erscheinen, in dem 
wir sowohl unsere eigenen Erlebnisse und Wahrnehmun- 
gen mit dem Phänomen des alltäglichen Rechtsextremis- 
mus als auch Ereignisse mit rechtsextremem Hintergrund 
vor allem aus den neuen Bundesländern chronologisch 
dokumentieren wollen. Unser Anliegen ist es, die Öffent- 
lichkeit auf die Ausbreitung einer rechtsextrem orientier- 
ten Kontrastkultur aufmerksam zu machen und für die Ge- 
fährdung der Demokratie zu sensibilisieren. 


Die Redaktion 


Über die kulturellen Hege- 
moniebestrebungen Rechts- 
extremer in Ostdeutschland 


Zusammenfassung einiger Thesen Bernd Wagners 
über die neue Form des Rechtsextremismus durch 
Anetta Kahane 


Nach den Verboten rechter Organisationen ist es zu einer 
Umstrukturierung innerhalb der Szene gekommen. Ziel ist 
es nunmehr, in die Alltagskultur einzudringen und mög- 
lichst viele Lebensbereiche zu beherrschen. Deshalb haben 
sich die Kader der im Untergrund arbeitenden Neonazior- 
ganisationen darauf konzentriert, örtliche Kameradschaf- 
ten aufzubauen. Von ihnen geht eine große Wirkung auf 
die Masse der Jugendlichen aus. 


Dies hat zwei Gründe: Zum einen können sie Identität und 
Sinn stiften, da die rechten Jugendlichen und ihre Kame- 
radschaften mit ihren klaren Botschaften und selbstbe- 
wußten Auftreten auf Unentschlossene sehr attraktiv wir- 
ken. Hierzu gehört auch eine entwickelte Jugendkultur 
mit Rockmusik, Kleidung und Jugendsprache. Zum ande- 
ren setzt das rechte Weltbild auf Wertvorstellungen und 
Lebensgefühle, wie sie auch von sehr vielen Erwachsenen 
in Ostdeutschland geteilt werden. Es entsteht ein rechtsex- 
trem orientiertes Lifestyle-Syndrom. Das so entstandene 
Gesamtklima hat sich nur scheinbar weit von der organi- 
sierten Rechten entfernt. 

Seit etwa anderthalb Jahren ist die so aufgebaute rechte 
Bewegung kontinuierlich angewachsen. Sie ist bei männ- 
lichen Jugendlichen besonders wahrnehmbar, da diese 
sich auch in ihrem Outfit, d.h. Kleidung und Haarschnitt, 
offen zu ihrer Haltung bekennen. Dabei gibt es Unter- 
schiede zwischen Intellektuellen, Schlägern und Fußvolk, 
deren Stil der Rolle entsprechend variiert. Grundsätzliche 
Merkmale bleiben jedoch bei allen gleich. 

Die hier bekundete Haltung enthält folgendes: Der Träger 
ist national gesinnt, ausländerfeindlich und gewaltbereit. 
Das bedeutet, daß der Jugendliche grundsätzlich jede an- 
dere Form der Regelung und Macht, wie Demokratie und 
Staatsgewalt, für nicht relevant hält und selbstverständlich 
die Gewalt seiner Gruppe zum Ordnungsfaktor erklärt. 

Die Ungleichheit der Menschen wird mit biologistischen 

und rassistischen Vorstellungen belegt und das National- 

bewußtsein enthält immer ein revidiertes Geschichtsbild 

einschließlich der Rehabilitation Hitlers. 

Diese Haltungen verbreiten sich schnell, da sie auch mit 

Gewalt durchgesetzt werden. Jugendliche werden ge- 

drängt, sich politisch zu positionieren. Wenn sie ein ande- 

res, nicht rechtes Weltbild vertreten oder nur auf eine an- 

dere Jugendkultur bestehen, die als undeutsch deklariert 

wird, werden sie massiv bedroht. Die so in die Enge ge- 

triebenen Jugendlichen haben meist keine Chance ge- 

genüber den aggressiven Rechten. 

Ihnen bleiben demnach meist nur zwei Möglichkeiten. 

Entweder sie weichen zurück, d.h. sie verlassen die Stadt. 

die Nachbarschaft, den Stadtteil oder den Jugendclub oder 

sie suchen Schutz durch Teilhabe an der Macht. In einzel- 

nen Fällen können sie auch mit einer Duldung rechnen. 


wenn sie ihre Aktivitäten nicht in Konfrontation zu den 
Rechten und in aller Stille vollziehen. Diese Jugendlichen, 
deren Ansicht zu Ausländern moderat und liberal und de- 
ren Äußeres eher artig als wild wirkt, werden von den 
Rechten als »Zecken« verfolgt und von den Behörden als 
links bezeichnet. Wirkliche linke Autonome gibt es kaum 
in Ostdeutschland. 

Durch die Mischung von Gewaltdrohung und Attraktion 
gelingt es, in immer mehr öffentlichen Räumen eine kul- 
turelle Hegemonie Rechter zu erwirken. In diesen Räu- 
men entsteht eine Art Kontrastgesellschaft, in denen es für 
alle, nicht nur für die Rechten selbst, als normal angese- 
hen wird, rechtsorientierte oder rechtsextreme Einstellun- 
gen zu haben. Dies wird durch mehrere Faktoren begün- 
stigt und kann im konsequentesten Fall zur Schaffung ei- 
ner, wie die Rechten es selbst nennen, »national befreiten 
Zone« führen. Wie eine solche Eroberung vor sich geht, 
wird in zehn Schritten erklärt: 


l. Jugendliche langweilen sich, trinken, reden an den 
Stammtischen und mit den Eltern hinterher und entdecken 
die Fremdenfeindlichkeit als große verbindende Gemein- 
samkeit. Durch Präsenz und Gewalt beginnen sie, öffentli- 
che Räume zu besetzen, wie Schulklassen, Kneipen, Ju- 
gendklubs. Sie tauchen auf, drohen, verschwinden. 


2. Die Schulklasse, der Jugendklub, die Kneipe werden 
nach und nach mit ihren kulturellen Werten und Zeichen 
besetzt. Die Diskussionen bekommen eine andere Rich- 
tung, bestimmte Musik wird nicht mehr, andere nur noch 
gespielt. Rechte Symbole tauchen auf. 


3. Andersdenkende werden schleichend oder brutal aus 
diesen öffentlichen Räumen verdrängt. Das heißt, wo es 
sich Jugendliche mit einem Palästinensertuch o.ä. gemüt- 
lich machen, werden sie so oft angegriffen, bis sie nicht 
wieder erscheinen. 


4. Sozialarbeiter, Lehrer, Klubleiter werden mit diesen 
Problemen alleingelassen und können oft gar nicht anders, 
als dieses Phänomen als Einzelfall, ja Einzelschicksal zu 
sehen und die Jugendlichen als Opfer zu betrachten. Ge- 
genwerte existieren nicht, daher liegt es für die betreuen- 
den Personen nahe, das Problem zu verdrängen, zu psy- 
chologisieren und zu verharmlosen. 


5. Die inzwischen ermutigten Gruppen beginnen das 
Wohngebiet zu terrorisieren, vor allem durch junge, ag- 
gressive Neueinsteiger, auch »Kniebeißer« genannt, die 
andere Kinder einschüchtern und bedrohen, die wenigen 
Ausländer belästigen und angreifen. Für alle Jugendlichen 
setzen sie ein Signal, das zu einer Entscheidung zwingt. 
Entweder ziehen sich die Jugendlichen am Ort zurück, 
nehmen einen konfrontativen Kurs ein oder verlassen das 
Wohngebiet, oder aber sie passen sich an. Bernd Wagner 
nennt es: Schutz durch Teilhabe an der Macht. Und dem 
Prinzip der kognitiven Dissonanz folgend, glauben die Ju- 
gendlichen bald, was ihnen die Übrigen vormachen, fol- 
gen dem Sog und beginnen, sich unter bestimmten Um- 
ständen einzulassen. 


6. In den betroffenen Kommunen wird häufig mit dem so- 
genannten Hoyerswerda-Syndrom reagiert. Dieses Syn- 
drom bezieht sich nicht etwa auf die Tat rechter Gewalt 
und ihre Auswirkungen auf ihre Opfer, sondern um die 
unzumutbare Stigmatisierung einer ganzen Stadt. Nach 
dem Motto: Wir sind nicht Hoyerswerda und wollen auch 
nicht, dass wir ständig in die Schlagzeilen kommen! Bei 
uns gibt es kein Problem! So leisten viele Kommunen der 
Entwicklung einer rechtsextremen Szene ungewollt Vor- 
schub. Sie halten daran fest, dass es sich um Einzelfalltä- 
ter handelt, dass die Opfer der Einheit Deutschlands sind 
und dass die Presse unverhältnismäßig reagiert. 


7. Die städtische Jugendpolitik setzt natürlich auf die im 
Westen schon nicht mehr funktionierende Politik der offe- 
nen Jugendarbeit. Die ist durch die Einheit so eingeführt 
worden, in Gesetzen und Zuständigkeiten festgelegt und 
so wird es gemacht. Offene Jugendarbeit heißt, dass offe- 
ne Einrichtungen von jedem Jugendlichen genutzt werden 
können, dass jeder sich des öffentlichen Raumes bedienen 
kann wie er will, unterschiedslos. Logischerweise setzt 
sich dann diejenige Gruppe von Jugendlichen durch, die 
am effektivsten organisiert ist, sich am wirkungsvollsten 
exponiert und keine Skrupel hat, Gewalt anzuwenden. Das 
Publikum in den Klubs, wenn es unauffällig ist und nicht 
protestiert, kann bleiben und weitermachen. Engagierte 
Jugendliche jedoch mit humanistisch-liberalen Einstellun- 
gen, von den Rechten »Zecken« genannt, ein Synonym 
für Linke, können sich dort nicht mehr treffen. Wehren 
diese engagierten Jugendlichen jedoch, werden sie in der 
Kommune für die Unruhe verantwortlich gemacht, wie 
die Überbringer einer schlechten Nachricht für die Nach- 
richt selbst. Die Rechten dagegen, meist von biederer Auf- 
machung und Lebenseinstellung, werden in den Kommu- 
nen gern als Ordnungskräfte beschäftigt. 


8. Wenn kommunale Entscheidungsträger nach Gewaltan- 
schlägen nun die Polizei fragen, wie sie die Dinge ein- 
schätzt, neigt diese meist zum Abwiegeln und bezeichnet 
die Übergriffe als »Konflikte zwischen rivalisierenden Ju- 
gendgruppen oder Einzeltätergewalt ohne erkennbaren 
politischen Hintergrund«. Denn was besagt schon ein 
»Sieg Heil«-Ruf beim Überfall auf ein Zeltlager, wenn die 
jugendlichen Täter bei der Befragung hinterher versi- 
chern, sie seien unpolitisch. 


9. Erst langsam und meist, nachdem die Öffentlichkeit 
aufmerksam geworden ist, dringen rechte Organisationen 
mit ihren Ideologien in diese Bewegungen ein, beginnen, 
ihre Kameradschaften zu erweitern und speisen die Ju- 
gendlichen mit neuen Argumenten. 


10. Mit der entstandenen ideologischen Dispositionsbe- 
reitschaft wird dann versucht, auch über Netzwerke der 
deutschen Rechten insgesamt eine »national befreite Zo- 
ne« zu schaffen. Dies können Stadtteile, Regionen, Jugend- 
clubs, Tankstellen oder CB-Funkkanäle sein. In diesem 
Stadium ist die Gewalt gegen andere Jugendliche nun 
nicht mehr nötig, es entsteht der Eindruck, als hätte sich 
das Problem von selbst gelöst. 


Während aller Phasen wird die Gewalt als Kick, als Be- 
lohnung gewissermaßen, und zum zeitweiligen Abreagie- 
ren gebraucht. Sie ist in höchstem Maße identitätsstiftend 
und stabilisiert das Gruppengefühl. 

Es sind im wesentlichen drei Faktoren, die zum Verständ- 
nis hier gesehen werden müssen: 


l. die Vorgeschichte Ostdeutschlands, 

2. die Vereinigungskrise und 

3. die strukturelle Umwandlung einer politischen in eine 
soziokulturelle Bewegung. 


l. Die DDR war ein autoritärer Staat, dessen totalitäre 
Struktur Individualität nicht zuließ. Alle Bürger wurden 
zur Konformität erzogen. Die wichtigsten Werte waren: 
Sicherheit, Ordnung, Gleichheit, Sauberkeit und Diszi- 
plin. Diese offensichtliche Wertekontinuität mit vorange- 
gangenen Staatsformen in der deutschen Geschichte 
macht deutlich, daß es im Ostteil Deutschlands zu keiner 
Zeit Erfahrungen im Umgang mit Demokratie gegeben 
hat. Daß die populistischen Elemente der SED-Führung in 
der DDR nicht zur Popularität geführt haben, lag an der 
antifaschistischen Ausrichtung der Staatsführung und an 
der durch die Zweistaatlichkeit bedingte antinationalisti- 
sche Ausrichtung der Politik. Die aktuelle DDR Nostal- 
gie, sowie die Wahlerfolge der PDS beruhen auf der star- 
ken inneren Bindung an dieses kleinbürgerlich-autoritäre 
Gesellschaftssystem der DDR. 


2. Die Wiedervereinigung hat in breiten Schichten der Be- 
völkerung Ostdeutschlands zu einem Zustand der Anomie 
geführt. Existenzgrundlagen, persönliche Lebenserfah- 
rungen, gewohnte Wertevorstellungen und sämtliche, 
rechtliche Strukturen haben sich verändert. Gegen das 
starke Gefühl von Verunsicherung und Regellosigkeit, das 
teilweise infantile Züge trägt, haben große Teile der Be- 
völkerung drastische Einstellungen gesetzt. Sie reichen 
von der Ablehnung der Ausländer, über das Mißtrauen ge- 
gen jede Art von Kapitalismus bis zu unverhohlener Frem- 
denfeindlichkeit auch Westdeutschen gegenüber. Die Ju- 
gendlichen bemerken die Lethargie der Erwachsenen, ihre 
entspannte und bisweilen depressive Selbstverleugnung 
und versuchen, mit ihrem Drang zu Klarheit und Stärke 
die Eltern zu stützen. Deshalb ist dies nicht ein Problem 
von Jugendlichen allein, sondern eines der ganzen Gesell- 
schaft. 


3. In den neuen Bundesländern gibt es noch keine Ge- 
wißheit darüber, ob die Demokratie an sich ein schützens- 
wertes Gut ist und wenn ja in welchen ihrer Teile. Das 
Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit der Bundesrepublik 
ist aufgrund des Vorgehens seit der Einheit, wie Rückgabe 
vor Entschädigung, Politik der Treuhand, Kriminalitäts- 
bekämpfung usw. nicht sehr groß. Einige grundsätzliche 
Strukturen der Demokratie sind noch nicht deutlich ge- 
worden. Dazu gehört, daß Politik mit Verwaltung vollstän- 
dig gleichgesetzt wird, daß der Platz für Eigeninitiative 
fehlt und das Parteien untereinander als völlig austausch- 
bar erscheinen. Die Politikverdrossenheit und die Krise 
der alten Bundesländer ist das ideelle Startkapital der neu- 
en geworden. Tatsächlich scheint die Herrschaft der Mini- 


sterial- und Kommunalbürokratie in den neuen Bundes- 
ländern bemerkenswert ungebrochen. Die importierte Zu- 
ständigkeitsideologie enthumanisiert die Verwaltug und 
schadet dem Ansehen von Demokratie überhaupt. Dazu 
kommt, daß die auf die alten Länder fixierte Bundespoli- 
tik immer wieder auf Kosten der Minderheiten Stimmung 
macht. Dies wird im Osten als Signal gesehen, das Frem- 
denfeindlichkeit rechtfertigt. Bei allen Schwierigkeiten 
mit der Einheit, ist doch das nationale und zunehmend 
auch das ethnische Element der gemeinsamen deutschen 
Staatsangehörigkeit von zentraler Bedeutung. Sie bleibt, 
selbst wenn alles andere fehlgeschlagen oder weggefallen 
ist. Sie garantiert die Überlegenheitsgefühle gegenüber an- 
deren, denen es noch schlechter geht oder gehen müßte. 


Die kulturelle Hegemonie Rechtsextremer wird deshalb 
kaum wahrgenommen, weil sie nicht auf die Bildung poli- 
tischer Parteien und ihren Erfolg zielt. Sie ist tief verwur- 
zelt in der Geschichte. Sowohl das Klima ın der gesamten 
Bundesrepublik als auch die besonderen Bedingungen in 
Ostdeutschland begünstigen diesen Wahrnehmungsman- 
gel, der zur Verfestigung dieser Hegemonie führt. 


Zur Situation in WWurzen 
und im Muldentalkreis 
Sylke Kirschnick 


Seit Beginn der 90er Jahre geraten die sächsische Klein- 
stadt Wurzen und der Muldentalkreis immer wieder in die 
Schlagzeilen der Medien: gewalttätige Übergriffe und 
Brandanschläge auf Flüchtlings- und Aussiedlerheime, 
Überfälle auf portugiesische Bauarbeiter und italienische 
oder spanische Gäste in Diskotheken, Angriffe gegen Ob- 
dachlose und Behinderte, gegen Passantinnen und Passan- 
ten, gegen Journalisten und Punks auf nächtlichen Straßen 
und am hellichten Tag. 

Glaubt man Bürgermeister Anton Pausch, dann sind all 
diese rechtsextremistischen Vorfälle vor allem ein Me- 
diengewitter, sind die Presseberichte darüber das eigentli- 
che Skandalon. Den Übergriff auf den Bennewitzer Zelt- 
platz im Mai 1996, bei dem Sprüche wie »Hißt die rote 
Flagge mit dem Hakenkreuz« und »Wir scheißen auf die 
Freiheit des Judenstaates« gebrüllt wurden, verharmloste 
Bürgermeister Pausch zu einer Schlägerei. Und Schläge- 
reien unter Jugendlichen gäbe es schließlich überall; so et- 
was sei ja wohl normal. 

Ließ sich die rechtsextremistische Orientierung der Täter 
wie im Fall der Überfälle auf Flüchtlingsheime weder ver- 
harmlosen noch leugnen, konnten Lokalpolitiker sie im- 
merhin noch (v)erklären: soziale Probleme und steigende 
Arbeitslosigkeit. Als wäre es geradezu menschlich-allzu- 
menschlich, daß man Ausländer mit Baseballschlägern 
und Eisenstangen attackiert, wenn man selbst arbeitssu- 
chend ist oder Familienmitglieder arbeitslos sind oder zu 
werden drohen. Als verstünde es sich gewissermaßen von 
selbst, daß man soziale Unsicherheiten an sozial noch 
Schwächeren ausagiert. 

Im folgenden soll ein kurzer, keineswegs vollständiger 
Abriß über die Entwicklung in Wurzen und im Muldental- 
kreis seit Beginn der 90er Jahre gegeben werden. Der Um- 
stand, daß dieser Abriß erst 1990 beginnt, hat seinen 
Grund nicht darin, daß der Rechtsextremismus in dieser 
Region ein spezifisches Wendeproblem wäre. Im Gegen- 
teil: im Umkreis von Wurzen begann die rechtsextremisti- 
sche Entwicklung wie in den neuen Bundesländern gene- 
rell nicht erst während oder. nach der Wende, sondern 
schon in den frühen 80er Jahren. Nur ist der Beginn dieser 
Entwicklung bisher dokumentarisch noch nicht erschlos- 
sen worden. | 

Anfang der 90er Jahre gewannen zunehmend neugegrün- 
dete, aber auch etablierte rechtsextreme Parteien und Or- 
ganisationen aus den alten Bundesländern Einfluß auf die 
Jugendlichen im Muldentalkreis. Dies geschah vor allem 
über junge Männer aus Wurzen selbst - z.B. Marcus Mül- 
ler, Peer Matzeit u.a. —, die eine Zeitlang im alten Bundes- 
gebiet Erfahrungen gesammelt hatten und nun zurückge- 
kehrt waren. Sie sammelten ältere Jugendliche um sich, 
die wiederum für die Jüngeren Partys veranstalteten, um 
gezielt Nachwuchs zu rekrutieren. 

Neben diesen Aktivitäten des politisch straff organisierten 
Rechtsextremismus bildete sich ein Netz von Kamerad- 
schaften in und um Wurzen heraus. Der Verfassungsschutz 
sprach im Sommer 1996 von 10 Kameradschaften (Säch- 


sische Zeitung 29.7.96). Zunächst allgemein ein paar 
Worte zu dieser spezifisch rechtsextrem orientierten Form 
jugendlicher Gruppen. Es sind lose Gesellungen, die sich 
meist um ein paar Anführer bilden, die in der Regel älter 
als 20 sind und sich bei Aktionen zurückhalten. Denn sie 
sind für Kontakte zur Stadt und - soweit diese bestehen — 
zu rechtsextremen Parteien und Organisationen zuständig. 
Die normalen »Kameraden« rekrutieren sich aus 18 bis 
20jährigen, während die Jüngeren (14-17 Jahre) zwar 
durchaus an Aktionen beteiligt werden, aber in die Kame- 
radschaftsstrukturen noch nicht fest eingebunden sind. 
Kameradschaften entstehen in den Dörfern und Kleinstäd- 
ten nicht mit dem Ziel, politisch wirksam zu werden. Sie 
entwickeln sich aus bestehenden Jugendcliquen, die auf 
persönlichen Freundschaften beruhen. Die gemeinsame 
Freizeitgestaltung ist zunächst das entscheidende Moment 
des Zusammenhalts, die Politisierung setzt wesentlich spä- 
ter ein. Die Szenerie der Kameradschaften ist dabei kei- 
nesfalls homogen; zwischen ihnen gibt es durchaus Diffe- 
renzen und Rangeleien. So gab es beispielsweise Anfang 
1995 erhebliche Konflikte zwischen den Gerichshainer 
und den Wurzener Kameraden, weil die Gerichshainer eini- 
ge Übergriffe begingen, während die Wurzener wegen der 
Einrichtung eines neuen Treffpunkts mit der Stadt- 
verwaltung in Verhandlung standen und an einer augen- 
blicklichen Beruhigung interessiert waren. Die Ausübung 
unmittelbar physischer Gewalt gehört neben anderen Ak- 
tivitäten zu einem wichtigen Bindemittel in den Grup- 
pierungen. Die zahlreichen Übergriffe in der Region gehen 
vermutlich vor allem auf das Konto dieser Kameradschaf- 
ten. Es sei erwähnt, daß die Wiking-Jugend im Muldental- 
kreis zeitweilig sehr aktiv war und Wurzener Schulen mit 
Propaganda-Material regelrecht überschwemmte. 


Die Übergriffe rechter Jugendlicher 
und ihre Folgen seit 1991 


Einer der ersten Überfälle auf Flüchtlingsheime in den 
neuen Bundesländern ereignete sich in der Nacht vom 23. 
zum 24. Februar 1991 in Leisnig. Dabei wurden die Be- 
wohnerinnen und Bewohner des Heims mißhandelt und 
zum Teil schwer verletzt. Ein afghanischer Flüchtling 
starb an den Folgen der ihm zugefügten Verletzungen. Ein 
zweiter Übergriff ereignete sich ein halbes Jahr darauf: 
mehrere Brandsätze wurden in das Flüchtlingsheim ge- 
schleudert. Ein Bewohner erlitt Verbrennungen. Der vor- 
läufig letzte Brandanschlag auf das Flüchtlingsheim wur- 
de an einem Juniabend 1996 nach dem Leisniger Stadtfest 
verübt. Dabei wurde wieder ein afghanischer Flüchtling 
schwer verletzt. Den anderen Heiminsassen gelang es, 
sich bis zum Eintreffen der Polizei erfolgreich zur Wehr 
zu setzen. 

Im August 1991 wurde das Flüchtlingsheim in Wurzen 
Ziel eines Übergriffs. Eine größere Gruppe Rechtsradika- 
ler drang mit Gasdruckpistolen, Baseballschlägern und 
Schlagringen bewaffnet ins Haus, schlug die Bewohner 
zusammen und zerstörte die Inneneinrichtung. Vor dem 
Haus postierte Wachen verständigten die im Haus Agie- 
renden rechtzeitig vom Anrücken der Polizei. Die Täter 
flohen in einem vorher gemieteten Bus — ein Umstand, der 


auf die gute Organisation dieses Übergriffs hinweist. Nur 
vier Tage später sprach ein 54jähriger Wurzener telefo- 
nisch eine Bombendrohung gegen das Flüchtlingsheim 
aus. Die Mehrzahl der Bewohner des Flüchtlingsheims 
siedelte daraufhin nach Hessen über. Ein Flüchtlingsheim 
gibt es in Wurzen inzwischen nicht mehr. 
Dieser Überfall in Wurzen hat keinen Prozeß nach sich ge- 
zogen, weil die Täter nie gefaßt wurden. Die Stadtverwal- 
tung aber sah sich veranlaßt, einen Jugendclub einzurichten. 
Denn schon im Mai 1991 hatten Jugendliche aus dem 
rechten Spektrum mit Jugendlichen der alternativen Szene 
gemeinsam ein Haus besetzt, um sich gemeinsam für lo- 
kale Jugendpolitik einzusetzen. Ganz im Sinne akzeptie- 
render und offener Jugendarbeit erhielten die Wurzener 
Jugendlichen nun nach Verhandlungen am Runden Tisch 
im Austausch mit dem besetzten Haus den Jugendclub 
»Goldenes Tälchen«. 
Gingen sich rechte und alternative Jugendliche anfangs 
aus dem Weg - jede Gruppierung hatte ihre eigenen Tage 
und Räume -, so verstärkten sich in der Folge die Animo- 
sitäten. Ein Jahr nach der Eröffnung des »Goldenen Täl- 
chens«, im Oktober 1992, erhielt die IG Rock, der Zusam- 
menschluß der Punkbands und ihrer Sympathisanten, vom 
Vorstand des Jugendhauses schriftlich die Aufforderung, 
das »Goldene Tälchen« zu verlassen. Begründet wurde 
diese Aufforderung später mit der »Asozialität« der Punks 
und dem Druck rechter Jugendlicher, die drohten, das Ju- 
gendhaus »plattzumachen«. 
Die zunächst besetzte, dann für eine Weile gemietete »Vil- 
la Kuntabunt« sollte nach dem Verlassen des »Goldenen 
Tälchens« bis zu ihrer Räumung im Sommer 1995 zum 
einzigen Treff der wenigen Jugendlichen werden, die im 
Grunde genommen nur eins verband: nicht rechts zu sein. 
Das »Goldene Tälchens« selbst jedoch wurde Ende 1993 
wegen Veruntreuung seitens der Betreiber geschlossen. 
Die rechten Jugendlichen wichen daraufhin zunächst in 
die Kneipenszene aus. 
Auch das Bennewitzer Aussiedlerheim blieb nicht unver- 
sehrt: im März 1994 warfen zwei Jugendliche einen 
Brandsatz, in dessen Folge das Dach in Brand geriet. Den 
Bewohnern gelang es, das Feuer zu löschen. Die beiden 
Jugendlichen, die zwei Tage darauf gefaßt wurden, gaben 
gegenüber der Polizei Ausländerfeindlichkeit als Motiv 
ihrer Tat an. 
Im Mai 1994 wurden in Trebsen vier Portugiesen von et- 
wa 10 rechten Jugendlichen angegriffen und zusammen- 
geschlagen. In Wurzen drang einige Monate darauf eine 
größere Gruppe rechter Jugendlicher und Erwachsener im 
Alter zwischen 13 und 27 Jahren in die Wohncontainer 
portugiesischer Bauarbeiter, prügelte mit Eisenstangen, 
Knüppeln und Steinen auf die Bauarbeiter ein und griff 
auch die eintreffenden Polizisten an. Die Bauarbeiter 
kehrten kurze Zeit später aufgrund des Überfalls zurück 
nach Portugal. 
Zunächst aber wurden sie zu einem Treffen zwischen Ver- 
treterinnen und Vertretern der Polizeidirektion, des Jugend- 
amtes Grimma, des Wurzener Bürgermeisters Anton 
Pausch und rechter Jugendlicher unter Führung Marcus 
Müllers eingeladen. Der Überfall auf die Bauarbeiter wur- 
de auf dem Treffen jedoch nicht thematisiert. Im Ergebnis 
des Treffens erhielten die rechten Jugendlichen eine Ba- 


racke neben dem Landratsamt unter der Bedingung, daß 
die Stadt Wurzen zwei Sozialarbeiter einstellt. Anton 
Pausch stimmte dem zwar zu, besetzte die beiden Stellen 
jedoch mit in der Jugendarbeit nicht ausreichend qualifi- 
zierten ABM-Kräften, zwei ehemaligen Kinderhort-Erzie- 
herinnen. Die »Baracke« sollte sich schnell zum Treff- 
punkt der jüngeren — zum Teil im sogenannten Wurzener 
Jungsturm organisierten — rechten Jugendlichen sowie 
Sympathisanten der rechten Szene qualifizieren. Sie 
schloß allabendlich um 20 Uhr. Die Älteren ließen sich 
zwar ab und an blicken, trafen sich aber vor allem in Pri- 
vatwohnungen und Szenekneipen. Anfang September 
1995 — wenige Wochen vor dem Auslaufen des Nutzungs- 
vertrags — brannte die »Baracke« dann wegen eines tech- 
nischen Defekts in der Elektroinstallation ab. 

An einer Bennewitzer Tankstelle wurden im Februar 1995 
wiederum Ausländer von einer größeren Gruppe rechter 
Jugendlicher überfallen. Die beiden Ausländer trugen Ver- 
letzungen davon, ihr Auto wurde zertrümmert. Vier Italie- 
ner wurden zwei Monate später nach dem Besuch der 
Wurzener Diskothek »Joy« von einer Gruppe rechter Ju- 
gendlicher krankenhausreif geschlagen. Im Juli 1996 prü- 
gelten vor der Diskothek Nordlicht 12 rechte Jugendliche 
so lange auf zwei Spanier ein, bis diese reglos am Boden 
lagen. Bei der Vernehmung durch die Polizei gaben meh- 
rere der Jugendlichen eine »ausländerfeindliche Einstel- 
lung« als Tatmotiv an. 

In der nahe Wurzen gelegenen Kleinstadt Grimma häuften 
sich 1996 die Überfälle auf türkische Gaststätten. In der 
ersten Novemberwoche wurde ein kurdischer Flüchtling 
durch Messerstiche schwer verletzt, nachdem drei deut- 
sche Jugendliche, einer davon aus Wurzen, einige Auslän- 
der angegriffen hatten. Um die gleiche Zeit kam es zu ei- 
nem Handgemenge zwischen türkischen Gästen einer Piz- 
zeria und rechten deutschen Jugendlichen. Rechte Parolen 
grölend, waren die Jugendlichen durch die Innenstadt ge- 
zogen. Als einer der türkischen Gäste die Jugendlichen 
um Ruhe bat, kam es zur Gewaltanwendung seitens der 
Jugendlichen, in deren Folge zwei Türken durch Messer- 
stiche verletzt wurden. 

Ausländer waren und sind wie überall so auch in Wurzen 
und im übrigen Muldentalkreis die bevorzugteste Ziel- 
gruppe rechter Gewalt und Propaganda. Gegenüber 
Behörden bekennen sich rechte Straftäter häufig unver- 
hohlen zu ihrer Ausländerfeindlichkeit. Nennenswerter 
Widerstand oder auch nur nennenswerter Widerspruch aus 
den Kommunen - sei es seitens der kommunalen Verwal- 
tungen, sei es seitens der Bevölkerung — gegen diese sich 
in Wort und Tat manifestierende Ausländerfeindlichkeit 
wurde aus Wurzen und dem Muldentalkreis selbst nie be- 
kannt. Es ist in Wurzen und im Muldentalkreis gewiß 
nicht populär, sich öffentlich für Ausländer einzusetzen 
oder sie zu schützen. Diejenigen, die die Übergriffe gegen 
Ausländer nicht billigen, und diejenigen, denen diese 
Übergriffe nicht schlichtweg gleichgültig sind, haben es in 
Wurzen und im Muldentalkreis gewiß nicht leicht. 

Und doch sind es nicht allein Ausländer, gegen die sich 
verbale und gewalttätige Attacken richten. 

Ein ebenso beliebtes Angriffsziel sind Punker, linke und 
alternative Jugendliche, die nicht selten der Hausbeset- 
zerszene angehören, und in der rechten Szene unter dem 


allerdings sehr dehnbaren Stigma »Zecken« subsumiert 
werden. In Wurzen waren sie in der »Villa Kuntabunt« so- 
wie in den — im einen Fall besetzten und im anderen ge- 
mieteten — Häusern in der Dresdner Straße und in der 
Berggasse zu Hause. 

In der Nacht vom 27. zum 28. August 1994 wurde das we- 
nige Tage zuvor besetzte Haus in der Dresdner Straße 30 
von knapp 40 rechten Jugendlichen des sogenannten Wur- 
zener Jungsturms mit Steinen und Baseballschlägern an- 
gegriffen. Aufgrund von Gerüchten über den Angriff hatte 
es zwischen der Wurzener Polizei und den Besetzerinnen 
und Besetzern im Vorfeld Absprachen gegeben: verstärkte 
Polizeistreifen, ein Funkstreifenwagen vor dem Haus. Im 
Gegenzug hatten sich die Hausbesetzer bereit erklärt, auf 
jegliche militante Gegenwehr im Falle des Angriffs zu 
verzichten. Etwa eine halbe Stunde vor dem Angriff und 
genau zwei Stunden nach dem Eingehen einer Bomben- 
drohung gegen das Haus wurde jedoch der Streifenwagen 
vor dem Haus abgezogen. Die Beamten eines anderen 
Streifenwagens, der in der Nähe stand, wurden durch ei- 
nen der alternativen Jugendlichen vom erfolgten Angriff 
informiert. Sie unternahmen aber nichts. Mit der Begrün- 
dung, daß sie erstens keinen Einsatzbefehl hätten und 
zweitens gar nicht wüßten, wo sich das besetzte Haus be- 
findet. Die Polizei kam dann zu spät, konnte nur noch die 
Hausbesetzer vernehmen, die allerdings einige der An- 
greiferinnen und Angreifer namentlich nennen konnten. In 
der Folge dieses Übergriffs beschloß Bürgermeister 
Pausch, daß die Hausbesetzer, die ursprünglich geduldet 
worden waren, das Haus verlassen müssen, da sie eine 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit dar- 
stellen. Gegenüber der Presse äußerte Pausch lakonisch: 
»Mir ist nicht bekannt, daß es bei uns Rechtsradikale gibt.« 
Ein halbes Jahr darauf, in der Nacht vom 21. zum 22. Ja- 
nuar 1995, wurde das von fünf linken Jugendlichen und 
Punks gemietete Haus in der Berggasse 9 von wiederum 
knapp 40 rechten Jugendlichen überfallen. Zum Zeitpunkt 
des Übergriffs befanden sich etwa 10 Menschen im Haus. 
Einigen gelang es, über das Dach zu fliehen, alle anderen 
wurden brutal zusammengeschlagen. Die später eintref- 
fende Polizei vernahm keine Zeugen und nahm keine An- 
zeigen auf. Polizei wie Stadt waren der Auffassung, daß 
der Übergriff von den Hausbewohnern provoziert worden 
war. Der Jugendamtsmitarbeiter Stör aus Grimma äußerte 
im Hinblick auf den Vorfall: »Diese Linken gehören doch 
alle in den Knast.« 

Da die alternative Szene von Jugendamt und Bürgermei- 
ster keinerlei Unterstützung erhält — die »Villa Kunta- 
bunt« wird von der Stadt nicht mehr gefördert, am 17. Ju- 
ni 1995 wurden die letzten Bewohner von der Polizei 
geräumt -, gibt es keine Möglichkeit mehr, eine kulturelle 
Gegenpol zur rechten Jugendkultur zu etablieren und zu 
stabilisieren. 

Bereits im Oktober 1991 wurden Passantinnen und Pas- 
santen in Wurzen von rechten Jugendlichen angegriffen 
und zum Teil schwer verletzt. 

An einem Januarabend 1995 wurde ein Jugendlicher in 
der Nähe der Diskothek »Joy«, die vorwiegend von rech- 
ten Jugendlichen besucht wird, zunächst durch einen 
Streifschuß verletzt und anschließend von den rechten Ju- 
gendlichen mißhandelt. Zwei Wurzener Jugendliche wur- 


den wenige Monate später beim Angeln von einer Gruppe 
rechter Jugendlicher zusammengeschlagen. Im Juni schlu- 
gen dann stadtbekannte rechte Jugendliche einen Jugend- 
lichen aus Leipzig an der Wurzener Esso-Tankstelle zu- 
sammen. Kurz darauf wurden ein Invalidenrentner und 
seine Frau am Kaolinsee bei Hohburg von rechten Jugend- 
lichen angegriffen und mißhandelt. Obwohl der Rentner, 
ein ehemaliger Wurzener Polizist, die Täter erkannte, ver- 
zögerte die Polizei mit dem Hinweis der Überlastung die 
Ermittlungen. 

Im Oktober wurden die Betreiber der Gaststätte »Alte 
Wassermühle« in Lübschütz im Auftrag des Hausbesit- 
zers, in dem sich die Gaststätte befindet, zusammenge- 
schlagen. Zwei auch der Wurzener Polizei namentlich be- 
kannte rechte Jugendliche schossen in einer November- 
nacht 1995 mit einer Schreckschußpistole wild um sich, 
um anschließend ein Ehepaar zu bedrohen und dem Mann 
eine Schußverletzung beizubringen. Nur wenige Tage dar- 
auf wurde die Gaststätte »Forsthaus« in Schöna von Rech- 
ten überfallen. Da der Überfall angekündigt worden war, 
hatte ein Streifenwagen der Polizei die Gaststätte be- 
wacht, sich jedoch eine Stunde vor dem Überfall zurück- 
gezogen. 

Im März 1996 überfielen sechs rechte Jugendliche zum 
wiederholten Mal einen sehbehinderten obdachlosen 
Mann, der sich in einem Wurzener Fabrikgebäude nieder- 
gelassen hatte. Sie mißhandelten ihn schwer und verletz- 
ten ihm mit einer Gasdruckpistole das ihm noch verblie- 
bene gesunde Auge, so daß er vollständig sehuntauglich ist. 
Das folgend Ereignis fand dann auch in der überregiona- 
len Presse Beachtung: In der Nacht vom 16. zum 17. Mai 
randalierten auf einem Bennewitzer Sportplatz — der we- 
gen der stattfindenden Familientage von Sportmannschaf- 
ten auch aus den alten Bundesländern als Zeltplatz genutzt 
wurde — etwa 20 rechte Jugendliche. Mehrere Personen 
wurden brutal zusammengeschlagen, ein Sporttrainer aus 
Hessen mußte ins Krankenhaus eingeliefert werden. Die 
herbeigerufene Polizei schritt trotz der rechtsextremen Pa- 
rolen nicht ein. Später wird das Landeskriminalamt des- 
halb auch Ermittlungen gegen einzelne Wurzener Polizi- 
sten einleiten. 

Im Juli griffen Rechte schließlich ein Kamerateam der 
Deutschen Welle an, um zu verhindern, daß das von ihnen 
besetzte Haus in der Wurzener Käthe-Kollwitz-Straße ge- 
filmt wird. Nachdem die »Baracke« im September 1995 
abgebrannt war, hatten die Rechten dort mit Zustimmung 
des Hausbesitzers einen Treffpunkt eingerichtet. Anfang 
August 1996 wurde das Haus von der Polizei geräumt. 


Politik der Wurzener Stadtverwaltung 
im Jugendbereich 


Zunächst zur Einschätzung der Situation im Muldental- 
kreis durch den sächsischen Verfassungsschutz. 

Ende Juni 1996 ließ Eckehardt Dietrich, der Präsident des 
sächsischen Verfassungsschutzes, verlauten, daß es Be- 
strebungen seitens der NPD gibt, »eine Sammlungsbewe- 
gung gewaltbereiter Rechtsextremisten zu organisieren«. 
Eckehardt Dietrich nannte Wurzen »das wichtigste Zen- 
trum« der rechtsextremen Szene. Es gibt laut Verfassungs- 


schutzbericht bereits in der Kleinstadt selbst einen Kern 
von 30 bis 40 aktiven Rechtsextremisten, die jederzeit ei- 
ne gewaltbereite Mitläuferschaft von zwischen 200 und 
300 Personen mobilisieren können. 

Der Sprecher des Landeskriminalamtes, Uwe Pradel, be- 
stätigte, daß sich ein »rechtsextremes Potential verfestigt 
hat« und daß es beim Vorgehen gegen rechtsextremisti- 
sche Jugendliche zahlreiche Fehleinschätzungen sowie 
Unterlassungen seitens der Polizei gegeben hat. Bei der 
Staatsanwaltschaft Leipzig liegen inzwischen Strafverfah- 
ren wegen Strafvereitlung im Amt gegen Polizeibeamte vor. 
1996 berichteten das ZDF, die Frankfurter Rundschau, das 
Neue Deutschland sowie die Leipziger BILD-Zeitung in 
jeweils längeren Beiträgen über die Situation in Wurzen. 
Die Berichte zitierten neben anderen den Wurzener Bür- 
germeister Anton Pausch, der ein Problem mit rechtsextre- 
men Jugendlichen auch nach der offiziellen Problemati- 
sierung Wurzens als Schwerpunkt der rechtsextremisti- 
schen Szene durch den sächsischen Verfassungsschutz 
leugnete. 

Im Hinblick auf die kommunale Jugendarbeit schien und 
scheint es für den Bürgermeister über Schwimmbad, 
Sportverein und Schützengilde hinaus kaum Handlungs- 
bedarf zu geben. Sollte weitere Jugendarbeit geleistet 
werden müssen, dann nur offene: alternative und rechte 
Jugendliche sollen, wenn überhaupt, dann nur durch ein 
gemeinsames Projekt betreut werden. Zumal es rechte Ju- 
gendliche dem Bürgermeister zufolge in Wurzen ohnehin 
gar nicht gibt. In seinen Augen handelt es sich um ganz 
>normale< Jugendliche. 

Daß jedoch offene Jugendarbeit in Wurzen niemals funk- 
tioniert hat, weil die »normalen« Jugendlichen die alternati- 
ven entweder verdrängt (siehe »Goldenes Tälchen«) oder 
aber gar nicht erst zugelassen haben (siehe »Baracke«), 
scheint den Bürgermeister wenig zu beeindrucken. 
Auffallend ist immerhin, daß Jugendfreizeittreffs zumin- 
dest in zwei Fällen unmittelbar dann eingerichtet wurden, 
wenn rechte Jugendliche sich gerade durch brutale Über- 
griffe gegen Ausländer hervorgetan hatten (das »Goldene 
Tälchen« 1991 nach dem Überfall auf das Wurzener 
Flüchtlingsheim, die »Baracke« Anfang 1995 nach dem 
brutalen Überfall auf die portugiesischen Bauarbeiter im 
Herbst 1994). Vielen, die die Jugendszene und die 
Jugendpolitik der Stadtverwaltung gut kennen, drängte 
sich immer wieder der Eindruck auf, daß Bürgermeister 
Pausch die offensichtlich schwerwiegenden Probleme ledig- 
lich durch die Bereitstellung von Jugendclubs begradigen 
wolle. 

Obwohl der Wurzener Bürgermeister und das Jugendamt 
einerseits kaum finanzielle und konzeptionelle Verantwor- 
tung für die Jugendarbeit in der Kommune übernehmen 
wollen, nehmen sie andererseits massiv Einfluß auf die 
Arbeit von Jugendprojekten in Wurzen. Das 1991 auf Pri- 
vatinitiative entstandene Jugendselbsthilfeprojekt »Kon- 
flikte, Drogen, Sucht« wie auch der »Stadtjugendring« 
(u.a. »Villa Kuntabunt«) wurden von der Stadtverwaltung 
zwar anfänglich unterstützt, aber bald durch Streichung 
von Fördermitteln ausgetrocknet. Beide Projekte waren 
von und für alternative Jugendliche ins Leben gerufen 
worden. 

Das vom Bundesfamilienministerium initiierte Aktions- 


programm gegen Aggression und Gewalt (AgAG) gab 
sich zwar zunächst den Anschein, mit qualifizierter Sozial- 
arbeit Sympathisantinnen und Sympathisanten der rechten 
Szene zu befrieden. Doch dieses keineswegs unanfechtba- 
re Konzept wurde in Wurzen und dem Muldentalkreis aus- 
gehöhlt: in der vom sogenannten Wurzener Jungsturm und 
älteren rechten Jugendlichen genutzten »Baracke« be- 
schränkte sich die Leistung der Sozialarbeiter darauf, 
außer für Getränke und ein wenig Ordnung vor allem dafür 
zu sorgen, daß die rechten Jugendlichen sich in Interviews 
mit Journalisten nicht um Kopf und Kragen redeten: ge- 
genüber der »Jungen Welt« brüsteten sich einige der Kids 
so ungeniert ihrer Teilnahme an Übergriffen, daß die Sozial- 
arbeiterin Interviews generell unterband. 

Die Runden Tische, die ursprünglich einmal dazu einge- 
richtet worden waren, sich mit den Problemen von Ju- 
gendarbeitslosigkeit, Freizeitgestaltung und Schaffung ei- 
nes Jugendzentrums zu befassen, wurden später vom Bür- 
germeister Pausch gewöhnlich nur nach Überfällen der 
rechten Szene einberufen. Die beiden ersten vom Bürger- 
meister einberufenen Runden Tische hatten jeweils die 
Einrichtung einer Jugendfreizeiteinrichtung zur Folge 
(»Goldenes Tälchen«, »Baracke«) . Beim dritten Runden 
Tisch - nach der Erstürmung des Hauses in der Berggasse — 
fanden sich vor allem »Kameraden« auch aus dem Umland 
— einige in Begleitung ihrer Eltern - ein. Fast unwiderspro- 
chen konnten sie sich nach dem Muster »Nicht der Schlä- 
ger, der Geschlagene ist schuldig« als Opfer inszenieren. 
Von den alternativen Jugendlichen nahmen nur vier an der 
Sitzung teil. Obwohl das Haus in der Berggasse nach dem 
Überfall unbewohnbar war, erhielten die nunmehr ob- 
dachlosen Jugendlichen keinerlei Unterstützung seitens 
der Stadt. Denn offiziell hieß es ja, sie hätten den Überfall 
provoziert. 

Die wenigen gegenwärtig noch existierenden Jugendfrei- 
zeiteinrichtungen stammen fast alle noch aus DDR-Zeiten 
(z.B. die Stadtbibliothek, das Ringelnatzhaus und das 
Kulturhaus »Schweizergarten«). Das 1995 fertiggestellte 
Schwimmbad ist neben dem Kolpinghaus die einzige neu- 
geschaffene Einrichtung für Kinder und Jugendliche. Auf 
Anweisung des Bürgermeisters erhielten die sogenannten 
»Bunten< in den ersten Wochen nach Eröffnung des 
Schwimmbads Zutrittsverbot. 

Zu den wenigen Freizeitmöglichkeiten zählen noch zwei 
privat betriebene Diskotheken, das »Joy« und das »Nord- 
licht«, wovon die erste eine ausgewiesene Diskothek für 
rechte Jugendliche ist. 

Als aufgrund der zahlreichen rechten Übergriffe der Druck 
auf die Stadt von außen 1995 immer größer wurde, beschloß 
die Stadtverwaltung, ein für alle offenes Jugendhaus einzu- 
richten. Das Projekt wurde an freie Träger ausgeschrie- 
ben. Schließlich erhielt 1995 das Kolping-Bildungswerk 
als einziger Verein im Jugendbereich Fördermittel, ohne 
daß bereits ein Konzept für die Jugendarbeit vorlag. In 
den neuen Bundesländern war das Kolping-Bildungswerk 
als Träger mehr oder minder umstrittener Jugendarbeit 
mit rechten Jugendlichen bekannt geworden (in Dresden 
war der ehemalige sächsische Wiking-Jugend-Führer Frank 
Kaden eingestellt worden). Das Wurzener Kolpinghaus 
entwickelte sich dann auch sehr schnell zu einem Treff- 
punkt jüngerer rechter Jugendlicher. Mitte April 1996 ge- 


riet das Kolpinghaus zum ersten Mal in die Schlagzeilen: 
wiederholt wurden Schüsse aus einer Pistole auf das ge- 
genüberliegende Haus (Europäisches Bildungswerk) ab- 
gegeben. Dabei verfehlte eine der Kugeln eine Lehrerin 
nur Knapp. 

Auch der »Schweizergarten« — der im übrigen bis 1995 
meist geschlossen war - hat sich inzwischen zu einem An- 
laufpunkt für rechte Jugendliche etabliert. Obwohl Gau- 
dreiecke keine Seltenheit sind, halten die beiden dort be- 
schäftigten Sozialarbeiterinnen daran fest, daß sie bereits 
erfolgreich sind, wenn es ihnen ab und an gelingt, andere 
als »Störkraft«-Kassetten abzuspielen. 


Fazit 


Ganz ähnlich wie in Schwedt herrscht in Wurzen und im 
Muldentalkreis eine Hegemonie rechter Jugendkultur. 
Sonnenwendfeiern und die obligatorischen Geburtstags- 
feiern für einen »guten Kumpel« alljährlich am 20.April 
scheinen neben Zeltlagern, Übergriffen gegen alle, die 
sich diesem rechten mainstream widersetzen, Musikkon- 
zerten mit Bands wie »Oithanasie«, »Kroizfoier«, »Oi- 
phorie« und »Störenfried« die kulturellen Höhepunkte im 
Leben vieler »normaler« Jugendlicher zu sein. 

Der »normale« Wurzener Jugendliche hat etwas gegen 
Ausländer und sich »undeutsch« gebärdende Deutsche, 
aber »rechtsextremistisch« ist er in der Regel nicht: »Ich 
bin doch kein Faschist. Ich bin stolz auf meine Heimat 
und ich will, daß ich hier als Deutscher unter Deutschen 
leben kann.« (Äußerung eines Wurzener Jugendlichen) 

In Wurzen selbst gibt es keine alternative Jugendkultur 
mehr. Die wenigen Jugendfreizeiteinrichtungen werden 
von rechten Jugendlichen dominiert. Im Umkreis der 
Kleinstadt scheint dies nicht anders zu sein. Jugendclubs, 
die sich als widerständig erweisen, laufen Gefahr, gemaß- 
regelt zu werden. So kam es beispielsweise im Februar 
1996 zu wiederholten Provokationen in den Jugendclubs 
in Röcknitz und Altenbach. Schließlich wurden mehrere 
Jugendliche brutal zusammengeschlagen, die Räumlich- 
keiten verwüstet und die Musikanlagen gestohlen. Beide 
Jugendclubs mußten daraufhin geschlossen werden. 

Daß es an den Schulen wesentlich anders aussieht, darf 
bezweifelt werden. Gegenüber der »Muldentalzeitung« 
äußerte der Lehrer einer Mittelschule in Machern am 
6.6.96: »So etwas wie eine linke Szene gibt es an unserer 
Schule nicht, aber wer auch nur andeutungsweise in diese 
Richtung tendiert, wird bedroht.« Das gilt für Schüler wie 
für Lehrer gleichermaßen. Mit dem Hitler-Gruß empfan- 
gen zu werden, scheint für Lehrer keine skandalöse Sel- 
tenheit zu sein. Und nicht nur Schüler, auch Lehrer müs- 
sen sich schon mal Sprüche wie: »Sie sind auch noch 
dran!« anhören. 

Ein in der alternativen Szene ehemals Aktiver: »Durch 
Wurzen gehe ich schon lange nicht mehr. Tagsüber even- 
tuell noch mit dem Fahrrad, sonst bewege ich mich nur 
mit dem Auto. Die laufen, halte ich für verrückt, und die 
werden öfters in Schlägereien verwickelt.« 


Kniebeißer und Kinkerlitzchen. 
Alltägliches rund um das 
Angermünder Info-Cafe& 


Außergwöhnliches ist in den letzten Tagen eigentlich 
nicht passiert. Nur Kniebeißer und Kinkerlitzchen. Die so- 
genannten Kleinigkeiten bezeichnen eine breite Palette an 
Vorfällen, die uns nicht mal mehr bange machen, da sie 
für uns leider seit Jahren zum alltäglichen Leben gehören. 
Die Vielfalt dieser Harmlosigkeiten sollten wir aber nicht 
einfach unterschlagen: Verbalattacken, Anpöbelungen, ag- 
gressive Mimik und Gestik, Hitler-Gruß aus dem Auto, 
Verfolgungsjagden mit Mopeds und Autos, leichte Range- 
leien, tätliche Bedrohungen ... 

Alternative Jugendliche wurden mehrmals durch die Stadt 
verfolgt und beschimpft oder mit Flaschen aus Autos be- 
worfen. Die Fensterscheiben unserer alternativen Wohn- 
gemeinschaft wurden eingeschlagen, die Gittertore des In- 
fo-Cafes ausgehoben und Bierflaschen auf das Gebäude 
geworfen. In der ersten Augustwoche sprühte man zwei- 
mal Hakenkreuze und »wir kommen wi(e)der« an die 
Wände des Info-Cafes. 

Die Leute, die das machen, splittern sich in zwei Gruppen, 
zwischen denen jedoch ein fließender Übergang herrscht 
und die in Kontakt zueinander stehen. Zum einen hat sich 
eine Gruppe von ca. zwanzig 14-18jährigen um einige 
wenige Schlüsselfiguren gebildet, die aufgrund ihres Al- 
ters und ihrer Größe als sogenannte Kniebeißer bezeichnet 
werden. Hauptmerkmale: Gruppenzwang, Prahlerei, die 
Entwicklung und Pflege eines lächerlichen Stolzes, rechte 
Ideologiebrocken und Propagandamaterial, einerseits Un- 
terordnung, andererseits Machtgehabe. Einige von denen 
tragen Symbole wie das Gauzeichen Brandenburg. Es sind 
Gymnasiasten und Gesamtschüler, meist Dorfjugendliche, 
fast ausschließlich Jungs. In der Gruppe haben sich einige 
wenige zu Schlüsselfiguren qualifiziert. Deren Väter sind 
Mitglieder der DVU und versorgen die Gruppe mit Info- 
material. Die arbeiten übrigens auch am Computer und 
haben Funkgeräte. Außerdem haben sie Kontakte zu ande- 
ren, auch älteren Nationalisten. 

Die andere Gruppe ist eher eine lose Gemeinschaft. Diese 
Jugendlichen sind meist volljährig, haben Autos und 
stammen aus den umliegenden Dörfern wie Landin, Pin- 
now, Schönermark, Ziethen, Casekow. Ihre Aktionen be- 
schränken sich auf gemeinsame Treffen zum Saufgelage 
an den Tankstellen in Eberswalde, Angermünde und 
Schwedt/O. Hitlergruß, Provokationen und Drohungen 
aus ihren Autos gehören zu ihrem Repertoire. Inzwischen 
ist aber auch bekannt, daß einige von ihnen bei dem Über- 
fall auf unser Info-Cafe im Mai 96 beteiligt gewesen sind. 
Reste aus der Angermünder Golf-Clique und ein paar ein- 
zelne Fanatiker unterstützen sie. Fest organisiert sind die 
wohl nicht. Bekannt sind sie durch brutale Schlägereien in 
Angermünde und der Umgebung. Sie verbreiten sehr viel 
eher Angst als die Kniebeißer. Im Gegensatz zu der anderen 
Gruppe besteht hier auch keine Chance für einen Dialog. 
Die Atmosphäre um das Info-Cafe ist zur Zeit eher ruhig. 
Trotzdem gehen wir lieber in Gruppen nach Hause und 
schließen das Gitter vor dem Cafe zu, wenn es dunkel 
wird. Auch am Wochenende ist der Club nur bis späte- 


stens 22.00 Uhr geöffnet. Der Schreck durch den Überfall 
im Frühjahr steckt uns einfach noch tief in den Knochen. 
Die ersten Anzeichen für vermehrte Aktivitäten waren 
massive Drohungen im Februar von Leuten aus Autos her- 
aus, die in einer Art Mutprobe vor das Cafe fuhren, den 
Hitler-Gruß zeigten oder sonstige Phrasen schrien. 
Im März versuchten Jugendliche in der Nacht aus einem 
Auto heraus einen Mollotowcocktail auf das Info-Cafe zu 
schleudern, der aber glücklicherweise keine drei Meter 
weit flog und in der Luft ausging. Das war wohl eher eine 
spontane Aktion unter Alkoholeinfluß. 
In der Nacht vom 24. zum 25. 4. 1996 wurde gegen etwa 
3 Uhr die Holzfenstersicherung der Küche auf der Rück- 
seite des Gebäudes angezündet. Da das Brett jedoch aus 
Sperrholz und dazu noch recht feucht war, schwelte es un- 
ter starker Rauchentwicklung vor sich hin. Eine ältere 
Frau aus der Nachbarschaft hat dann die Feuerwehr geru- 
fen und das Feuer wurde gelöscht. Trotzdem mußten wir 
anschließend malern. Wer das genau war, wissen wir 
nicht. Aber ein Zeitungsausträger hat in der Nacht beob- 
achtet, wie ein Mann in ein Auto ohne Licht sprang und 
davonraste. 
Am 4. Mai aber versuchten gegen 21.00 Uhr etwa 25-30 
Rechte das Info-Cafe zu stürmen. Das war einer der bisher 
heftigsten Angriffe und ist vermutlich gut vorbereitet wor- 
den. Die Polizei meint, daß diese Tat von zwei Ebers- 
walder Lehrlingen auf der Arbeit geplant worden ist, frei 
nach dem Motto: »Man muß mal wieder was gegen die 
Zecken tun\«. 
Etwa 10 Autos hatten sich gesammelt, fuhren am Jugend- 
kulturzentrum vorbei, tranken noch schnell ein Bier und 
dann ging's los. Einer der Jugendlichen kam vorher ins 
Cafe, wahrscheinlich, um sich zu vergewissern, wie viele 
Gäste da waren. Dann ging er wieder und gab mit einem 
lauten Pfiff das Startzeichen für die anderen. Zu unserem 
Glück wurden sie von einem Jugendlichen bemerkt, der in 
der Nähe des Cafes Basketball spielte. Er konnte die Gäste 
in letzter Sekunde warnen. Die Tür wurde schnell ver- 
schlossen und verbarrikadiert. 
Mit Brechstangen, Baseballschlägern und Knüppeln schlu- 
gen die Rechten auf die Fenster ein und zerstörten die 
Scheiben. Die Tür wurde mit Aluminiumbaseballschlä- 
gern und einem Brecheisen bearbeitet, hielt jedoch stand 
und schützte die sieben Leute im Cafe. 
Nach ihrem Rückzug konnten ein paar von den Rechten 
beschrieben werden. Auch zwei Autonummern wurden 
notiert. Dadurch konnte die Polizei einen Teil der Täter 
noch in derselben Nacht stellen. Eine Woche später war 
auch der Rest der 26 Angreifer gefaßt. Einige prahlten 
nämlich mit ihrer Tat. Andere »packten« unter dem Druck 
der Polizeibefragung »aus«. Was uns aber trotzdem blieb, 
ist die Angst. 
Wenige Wochen später drehte der ORB in Angermünde 
und Eberswalde einen Bericht zum Revierverhalten von 
Jugendlichen, wobei sie unter anderem auch Zugang zu 
den Jugendlichen hatten, die bei dem Überfall mitge- 
wirkt hatten. Mit den Jugendlichen wurde ein langes Ge- 
spräch geführt. Dort behaupteten sie dann, daß der ganze 
Überfall eine Art Reaktion auf Aktionen von uns gewe- 
sen sei. Wir haben aber zu keinem Zeitpunkt irgendwel- 
che Gewalttätigkeiten ausgeübt. Niemand von uns kann 


sich erklären, weshalb die uns nun wirklich überfallen 
haben. 

In den Wochen nach diesem Schreck blieb es recht ruhig. 
Nur in der Himmelfahrtsnacht zog eine Gruppe mit Si- 
cherheit betrunkener Kniebeißer randalierend durch die 
Stadt und hinterließ auch am Cafe ihre Spuren. Sie gruben 
einen Marterpfahl vor dem Club aus, den wir beim letzten 
Straßenfest angefertigt hatten, und versuchten damit die 
Tür einzurammen. Sie hoben wieder mal die Zauntüren 
aus und warfen alle Mülltonnen um, Kindereien eben. 
Doch genug sollte das nicht sein, denn in der Nacht vom 21. 
zum 22. Juni gegen etwa 1.00 Uhr drangen wieder 10 bis 15 
alkoholisierte Jugendliche auf das Gelände. Diesmal hat- 
ten sie die Autos hinter einem Wohnblock auf der rechten 
Seite des Clubs geparkt und waren auch nicht so ruhig. 
Mit schweren Brechstangen, hebelten sie dıe rechte der 
drei Garagentore aus. Zusätzlich mit einem dicken Stein 
und vermutlich einem rammbockähnlichen Gegenstand 
wurden die Betonfensterrahmen bearbeitet, um unsere 
Fenstergitter aus der Verankerung zu lösen. Ein Anwoh- 
ner, der die Polizei alarmierte, berichtete, daß die gesamte 
Aktion höchstens 5 Minuten gedauert hat. Ein Teil der Ju- 
gendlichen wurde in derselben Nacht gefaßt, da sie nach 
dem Überfall auf das Info-Cafe noch an der Esso-Tank- 
stelle einen Wachmann überfielen und ihm die Waffe ent- 
wendeten. 

Aber sonst gibt's wie gesagt nichts Außergewöhliches zu 
berichten. Eben nur Kniebeißer und Kinkerlitzchen. 


(Bericht eines Mitarbeiters des Info-Cafes, 
bearbeitet durch Sylke Kirschnick) 


»Kleine Erika« — Die Stimmung 
in einigen Schulen und Clubs 


Ein Gespräch mit Bernd Wagner vom Mobilen Beratung- 
steam des Landes Brandenburg 


Frage: Die zahlreichen Übergriffe vor allem gegen Aus- 
länder im letzten Jahr wurden ja in der Mehrzahl von jun- 
gen Erwachsenen verübt, die fast alle einen Ausbildungs- 
platz oder Arbeit hatten. Es waren nur wenige Schüler be- 
teiligt. Wie stellt sich die Situation unter den Jugendlichen 
in den Schulen dar? Sind Ausländerfeindlichkeit und rech- 
te Werte dort noch weniger verbreitet bzw. gefestigt als 
bei den etwas Älteren? 


B.W.: Nach den Erlebnissen, die ich in verschiedenen 
Brandenburger Schulen hatte — egal ob in Gymnasien oder 
in Gesamtschulen -, ist unter Schülern Ausländerfeind- 
lichkeit nicht weniger populär als beispielsweise unter 
Lehrlingen. In der Klassenstufe 8-13 muß ich sogar eine 
recht starke Hinwendung zu ausländerfeindlichen Themen 
feststellen. Mitunter eng verknüpft mit extremen Ideolo- 
giemustern, die allerdings unterschiedlich stark ausgeprägt 
sind. 

Ein Teil der Schüler, die ich erlebt habe, argumentiert 
nach dem Muster: die Ausländer als »soziale Bedräng- 
nis«. Diese Schüler äußern die Befürchtung, daß Ausländer 
den Deutschen Arbeitsplätze und Wohnungen wegneh- 
men, daß Ausländer Kriminalität (Drogen, Prostitution, 
organisierte Kriminalität u.ä.) nach Deutschland tragen. 
Die Lebensqualität der Deutschen werde dadurch ent- 
schieden beeinträchtigt und gefährdet. Das gelte für das 
eigene Leben, das von Verwandten, das ihrer Klassenka- 
meraden und natürlich für die Gesellschaft insgesamt. 
Die radikalere Variante dieser Ausländerfeindlichkeit zeigt 
sich bei den Schülerinnen und Schülern, die ein Staatswe- 
sen fordern, das gewährleistet, daß Ausländer ausgeschlos- 
sen bleiben aus dem gesellschaftlichen Leben. Das greift 
ein wenig weiter als die Behauptung, daß Ausländer eine 
soziale Gefährdung darstellen. Mitunter geht es so weit, 
daß generell geleugnet wird, daß Deutsche und Ausländer 
zusammenleben können. Die Ausländer seien Träger einer 
fremden, auszuschließenden Kultur und würden schon bio- 
logisch nicht zu den Deutschen passen. Das ist purer Ras- 
sismus. Es wird ethnisch und mitunter rassebiologisch 
diskutiert; es greifen Ausschlußmechanismen. Es sind al- 
lerdings wenige, die so prinzipiell diskutieren. 

Zum Beispiel war ich in der 9. Klasse eines Gymnasiums 
in Fürstenwalde. Dort bekannten sich drei Schülerinnen in 
einer offenen Diskussion zu einem rassistischen Weltbild 
und zum Nationalsozialismus. Das fand ich bemerkens- 
wert, aber nach allem, was ich in letzter Zeit erlebt habe, 
werden Mädchnen tatsächlich immer aktiver in der rech- 
ten Szene. Es fielen Sprüche wie »Unter Hitler wäre das 
nie passiert, daß Kanaken unser deutsches Leben verseu- 
chen, daß Dönerstände rumstehen würden oder es China- 
Restaurants gäbe.« Damit würde angeblich »die deutsche 
Küche besudelt«. Das waren wie gesagt drei Schülerin- 
nen, die so unglaublich radikal diskutierten. 

Sie wurden sekundiert durch ungefähr ein Drittel der 
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Klasse, das ebenfalls Ressentiments gegen Ausländer als 
soziales Bedrohungspotential hegte, allerdings nicht ras- 
sebiologisch argumentierte. Dieses Drittel war noch ver- 
gleichsweise moderat. Es kamen Sprüche wie »Da muß ja 
was dran sein, daß die uns was wegnehmen oder uns ir- 
gendwie beeinträchtigen und irgendwie gefährden.« 

Ein weiteres Drittel hat sich zurückgehalten, aber wenn 
man auf die Körpersprache achtete, dann konnten die sich 
wohl eher mit dem anderen Drittel assoziieren als mit den 
drei Schülerinnen. 

Das letzte Drittel widersprach der Position der drei Schü- 
lerinnen und verurteilte besonders den Rechtsextremis- 
mus. Allerdings ohne selbst völlig frei zu sein von Ressen- 
timents gegenüber Ausländern. Ressentiments etwa der 
Art: »Die Türken machen deutsche Mädchen an.« Diese 
Bilder hatten sich bei diesem letzten Drittel also auch durch- 
gesetzt. 

Insgesamt gab es nur ganz wenige, die durchweg differen- 
zierte und tolerante Positionen vertraten. Es gab durchaus 
einige, die sich ein friedliches Zusammenleben von Deut- 
schen und Ausländern vorstellen konnten und sich das 
wünschten. Aber sie wünschten sich zugleich, daß die kul- 
turelle Normenwelt, die sie selbst vertraten, von Auslän- 
dern nicht beschädigt wird. Beispielsweise durch Krimina- 
lität, durch Verhaltensweisen, die im moralischen Kanon 
des Alltagslebens inopportun sind. Beispielsweise wünscht 
man, daß Mädchen und Frauen nicht belästigt werden. 
Bedenklich ist dabei, daß solche Dinge wie z.B. Belästi- 
gungen gar nicht hinterfragt wurden. Die meisten haben 
solche Erfahrungen selbst gar nicht gemacht, sondern 
speisen sich durch Medienbilder, durch Erzählungen im 
Freundeskreis und in der Familie. Das ist ein großes Pro- 
blem. Zumal die Schule sie auch nicht in ausreichender 
Weise zu einem kritischen Umgang mit dem von Freun- 
den Gehörten oder im Fernsehen Gesehenen befähigt. 
Deshalb sind wir von der Schule angesprochen worden. 
Einigen Lehrern war dieses Defizit aufgefallen. Für mich 
war es zunächst immer besonders wichtig, die Situation in 
der Klasse kennenzulernen. Darauf kann man dann später 
aufbauen. 

Was mir im übrigen auch aufgefallen ist, war ein erhebli- 
cher Mangel an Allgemeinwissen unter den Schülerinnen 
und Schülern dieser 9.Klasse in Fürstenwalde. Wo Türken 
leben, wissen sie nicht so genau und es interessiert sie ei- 
gentlich auch gar nicht. Sie haben keine innere Landkarte 
und wußten beispielsweise weder, wo genau der Libanon 
noch wo Syrien oder die Türkei liegen. Auch über histori- 
sche Fakten, deren Kenntnis man eigentlich bei einer 
Klassenstufe 9 meint voraussetzen zu können, wußten sie 
nicht Bescheid. Für mich stellte sich dann die Frage: Was 
bleibt denn eigentlich in den Köpfen hängen vom Unter- 
richt? Denn vor diesem Mangelhintergrund kommt schließ- 
lich das zustande, was in den Köpfen als gesellschaftliche 
Mythologie abläuft. 

Die Frage war dann, welche Gruppe von Ausländern ih- 
nen denn nun als besonders negativ erscheint. Als erste 
Gruppe wurden die Türken genannt. Auf die Frage, war- 
um ausgerechnet die Türken ihnen so besonders negativ 
erscheinen, kam dann die Antwort, daß sie die Dönerstän- 
de haben, daß sie belästigen, kriminell sind und Drogen 
verbreiten. Als zweite Gruppe wurden die Vietnamesen 
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genannt, wegen des Zigarettenhandels. Die dritte Gruppe 
waren die Russen. Man muß bedenken, daß viele dieser 
Altersgruppe die Russen gar nicht mehr kennen. Das 
heißt, man weiß über die einzelnen Gruppen wenig, aber 
man hat ein Problem mit ihnen. Man weiß allerdings auch 
nicht genau, warum. Dann wurden die Polen genannt und 
schließlich die Schwarzen. 

Die drei radikalen Schülerinnen konnten natürlich das ganze 
Ensemble nicht leiden. Bei den anderen zwei Dritteln gab 
es dann unterschiedliche Motivationen, warum man der 
einen oder der anderen Gruppe nicht gerade Freundschaft 
entgegenbringt. Im Hinblick auf die Türken äußerte man, 
daß es einfach zu viele seien. Daran schloß sich dann eine 
Diskussion um die Zahlen an. Ein Junge hatte sich als 
links bezeichnet, obwohl er selbst und die übrigen Schüler 
nicht so genau wußten, was das bedeutet, und Werte auf- 
zählten, die alle eher traditionell humanistisch sind als 
spezifisch links: wie etwa Toleranz oder Gewaltfreiheit 
überhaupt und gegenüber Ausländern im besonderen, den 
Wunsch, mit Ausländern zusammenzuleben und ähnli- 
ches. Dieser Junge, der sich als links bezeichnet hatte, 
sagte dann, daß es so 40 bis 50 Türken in Fürstenwalde 
gäbe. Nun leben aber in Fürstenwalde gar keine Türken, 
sondern Libanesen und Palästinenser. Ich fand es schon 
bemerkenswert, daß man vom Phänotyp ausgehend eine 
bestimmte Ethnie assoziiert, die gar nicht zutrifft. Die 
Schüler, die eher ressentimentgeladen gegen Ausländer 
diskutiert hatten, kamen in ihren zahlenmäßigen Schät- 
zungen eher in den Bereich, mit dem Rechtsextremisten 
im allgemeinen hantieren, d.h. sie schätzten so 450 bis 500 
in Fürstenwalde lebende »Türken«. Eine völlig irreale 
Zahl: es leben in Fürstenwalde etwa 70 bis 80 Araber mit 
Kindern. Die von den Schülern genannten völlig überhöh- 
ten Zahlen stehen natürlich im Zusammenhang mit ihrer 
ressentimentgeladenen Argumentation. Denn die Zahlen 
korrespondieren mit dem Maß der Bedrohung, die sie mit 
Ausländern assoziieren. 


Frage: Und das sind keine vereinzelten Erfahrungen, die 
du gemacht hast? 


B.W.: Nein, es handelte sich in Fürstenwalde um eine 
ziemlich durchschnittliche Klasse. 

Ich habe auch anderswo Projekttage und Projektunterricht 
durchgeführt. Zum Beispiel in der Gesamtschule mit 
nasialer Oberstufe in Storkow. Wir hatten eine Ausschrei- 
bung der verschiedenen Themen gemacht. Beim Thema 
Rechtsextremismus hatten sich etwa 30 Schülerinnen und 
Schüler der Klassenstufe 8 -13 eingetragen, um eine Wo- 
che gemeinsam an der Thematik zu arbeiten. Interessan- 
terweise begriffen sich 90% der Schülerinnen und Schüler, 
die sich eingefunden hatten, als Rechte. Das äußerten sie 
verbal und im Outfit, das sozusagen als Zeichenträger der 
Gedankenwelt, der sie anhingen, fungierte. Die in den 
höheren Klassenstufen vertraten dann auch ganz offensiv 
Vorstellungen, die eindeutig im rechtsextremistischen Ge- 
dankenkreis zu verorten sind. Bei bestimmten politischen 
Mustern angefangen bis hin zu gewissen historischen Vor- 
stellungen wie beispielsweise der Kriegsschuld. Die Kriegs- 
schuld lag ihnen zufolge nicht bei Deutschland. Auschwitz 
und andere Lager waren ihnen zufolge niemals Massen- 


vernichtungsstätten. Es war auch die Rede von einer Volks- 
gemeinschaft, die man heute wieder heraufführen müsse. 
Wir haben sie dann nach dem gefragt, was sie so im Leben 
schön finden und sie haben gewissermaßen ihre Alltags- 
werte offenbart. Zum Beispiel Musik. Da waren ganz be- 
stimmte Gruppen 'lebenswichtig‘, die man früh, wenn man 
die Augen aufschlägt, bis spät, wenn man sie wieder zu- 
schlägt, hört. Bands wie »Kroizfoier«, »Sturmtrupp«, 
»Neue Werte«, die natürlich auch eine ganz bestimmte 
Message transportieren. Wir hatten diese Musik ja dabei 
und haben sie dann gemeinsam gehört. Die kannten die 
Texte auswendig und sangen zutiefst ergriffen mit. Zum 
Beispiel bei Frank Rennicke, dem rechtsextremen Bänkel- 
und Balladensänger, der, im Vergleich zu den Kellerpro- 
duktionen, die massenhaft im Umlauf sind, durchaus ein 
gewisses Niveau hat. Das könnte man sogar noch jeder 
Oma und jedem Opa zumuten und auch im »Musikanten- 
stadl« laufen, wäre die Musik nicht wegen der Texte indi- 
ziert. Bei den Rockbands wird es schon ein bißchen 
schwieriger. Aber sie bedienen sich alle bewährter musi- 
kalischer Muster — Rennicke könnte z.B., von den Texten 
abgesehen, auch als Wader-Kopie gelten. Die Message 
dieser Musik war jedenfalls in Storkow durchaus erkannt 
worden. Man war stellenweise sehr gerührt. Beispielswei- 
se bei Rennickes Lied »Kleine Erika«, einer haarsträu- 
bend deutschtümelnden Schnulze, bei dem mir aus ganz 
anderen Gründen als bei den Schülern ständig die Gänse- 
haut über den Rücken lief. Von den Schülern weinten eini- 
ge. Ich denke, gerade über diese Musikschiene läuft eine 
ganze Menge. Das dudelt und spielt immerhin den ganzen 
Tag. Sie sind auch bestrebt, immer das Neueste aus dieser 
Musikkiste zu bekommen und werden auch ständig neu 
bedient. Nach unserer Wahrnehmung sind die Produkti- 
onskapazitäten und der Ausstoß dieser rechtsextrem orien- 
tierten Musik in den letzten zwei Jahren deutlich angestie- 
gen. 1996 zum Beispiel sind Unmengen von Scheiben auf 
den Markt geworfen worden. Und interessanterweise 
kommt das dann auch in dem kleinen Ort Storkow an, ob- 
wohl diese Musikindustrie gar keine eigenen Vertrei- 
bungsmedien hat. Man kann ja nicht einfach das Radio an- 
schalten oder den Fernseher bedienen und hört dann diese 
Musik. Dennoch ist sie allgegenwärtig, in den Rekordern 
und in den Köpfen. Das ist schon bemerkenswert. 

Im Hinblick auf rechtsextreme Organisationen hielten die 
Storkower sich vornehm zurück. Man grinste, wenn be- 
stimmte Namen von Leuten fielen, die sich in den entspre- 
chenden Organisationen exponieren. Auch bei Erwähnung 
der »Nationalen e.V.« grinste man einander an, wohl wis- 
send, daß wir nicht Bescheid wissen dürfen. 

Ein weiteres Beispiel. Auf die Bitte von Lehrern, die uns 
gebeten hatten, einen Projekttag zu machen, waren wir in 
der Potsdamer Gesamtschule »Rosa Luxemburg«. Ich 
stand noch allein mit dem Lehrer für politische Bildung 
und der Schulsozialarbeiterin im Zimmer. Zwei Schüler 
kamen in den Raum und begrüßten mich mit dem »Deut- 
schen Gruß«. Ich habe sie ermahnt, daß sie mit diesem 
Gruß ja wohl schon einen Straftatbestand erfüllt hätten 
und das in Zukunft nicht zu ihrem Repertoire gehören 
sollte, was sie auch quittierten. Aber immerhin hatten sie 
sich diese »interessante< Provokation erstmal genehmigt. 
Die Schüler konnten wieder zwischen verschiedenen The- 
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men wählen, d.h. überlegen, ob sie sich mit Drogen, Sexua- 
lität, Rechtsextremismus usw. beschäftigen wollen. Es tauch- 
ten etwas über 30 Schüler dieser Schule in der Gruppe zur 
Thematik Rechtsextremismus auf. Die gleiche Erfahrung 
wie in Storkow: beinah alle bewegten sich in diesem Ge- 
dankenkreis und trafen sich wieder als Gleiche. Das heißt 
nun nicht, daß sie eine wohlstrukturierte Gruppe bildeten, 
aber man kannte einander schon recht gut. Man war sich 
dessen bewußt, daß man den gleichen Ideen nachhängt, 
gleiche Vorlieben und Interessen hat, gleiche Betroffen- 
heiten bestimmten Themen gegenüber teilt. Hauptthema 
in dieser Gruppe waren bemerkenswerterweise wieder die 
Ausländer. Bemerkenswert auch, daß die Positionen, die ich 
im Gymnasium in Fürstenwalde nur bei drei Schülerinnen 
fand, hier mehrheitlich vertreten wurden. Massiv rassisti- 
sche Muster, deutliche Vorstellungen der Vertreibung von 
Ausländern und die Akzeptanz von Gewalt gegenüber 
Ausländern. Letzteres wurde damit begründet, daß alle 
Ausländer ohnehin potentiell kriminell und generell Trä- 
ger feindlicher Kultur und Lebensart sind. Man war sich 
einig, daß der Staat nicht genug dagegen unternehme und 
es daher eben legitim sei, wenn man selber Hand anlege. 
Damit wollten sie nicht sagen, daß sie selbst es tun wür- 
den, aber sie äußerten nicht nur Verständnis für die, die es 
bereits getan hatten, sondern sie rechtfertigten diese Ge- 
walt regelrecht. Einer beschwichtigte noch: »Man muß sie 
[die Ausländer] ja nicht immer gleich totschlagen.« Aber 
das Gewalt angewendet werden darf gegen Menschen, die 
ihnen zufolge als bedrohlich bzw. feindlich aufzufassen 
sind, war Konsens. Feindlich seien die Ausländer inso- 
fern, als sie in Deutschland das soziale Leben vergiften, 
als sie in Deutschland eine Kultur verbreiten, die hier eben 
nicht hingehört. 
Interessant war im Vergleich zu jener 9.Klasse vom Für- 
stenwalder Gymnasium, in der — von den drei Schülerin- 
nen einmal abgesehen — vorwiegend vor dem sozial-öko- 
nomischen Hintergrund gegen Ausländer argumentiert 
wurde, daß in Potsdam schon auf der Ebene von Kultur 
und mit dem Hinweis auf eine direkte ethnische Bedro- 
hung argumentiert wurde. Es kam dann eine Diskussion 
auf: Wenn 100 schwarze Afrikaner mit Geldkoffern kom- 
men würden, könnte man sich vorstellen, die eine Zeitlang 
in Deutschland zu lassen, wenn sie ihr Geld hier abgeben 
würden. Aber wenn sich diese Afrikaner dann mit deut- 
schen Frauen paaren würden, wäre das Rassenschande 
und müßte mit allen Mitteln unterbunden werden. 


Frage: Hier ist bereits ein zwar sehr simpel gebautes, aber 
offenbar nicht so leicht zu erschütterndes Wertgefüge das 
Problem? 


B.W.: Man konstituiert ein eigenes Werteensemble, um zu- 
mindest subjektiv wahrgenommene oder assoziierte Män- 
gel zu kompensieren. Bei dieser Gruppe in Potsdam ist 
dieser Prozeß schon abgelaufen. Man hat zu allen Fragen, 
die im Alltag eine bestimmte Rolle spielen, eine bestimm- 
te Wertposition entwickelt. Rassenschande etwa als nega- 
tiver Wert korrespondiert ja mit dem dazugehörigen posi- 
tiven: deutscher Mann und deutsche Frau als Paar zur 
Gründung einer Familie, zur Schaffung sozialer Sicher- 
heit, zum Nestbau. Das sind ja Werte, die da sind und nach 
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denen man sich dann auch verhält. Diese Werte fungieren 
als Verhaltenssteuerungselemente. Es ist schon eine Art 
von Moral, die natürlich in entscheidenden Punkten nicht 
mehr mit der Moral des Liberalen korrespondiert. Unter- 
einander schlagen die sich aber auch nur dann, wenn ein 
triftiger Grund vorliegt, z.B., wenn jemand kein Geld 
zurückgezahlt hat. Einen Punk zu schlagen, ist wiederum 
in Ordnung, denn der verhält sich in ihren Augen 'un- 
deutsch', der ist dreckig, stinkt und ist faul. Dahinter ste- 
hen natürlich auch wieder bestimmte Wertkategorien, die 
ursprünglich nicht spezifisch rechtsextrem sind, aber in 
dieser Melange keinerlei Liberalität mehr verraten: Sau- 
berkeit, Ordnung und Fleiß. Nicht die Orientierungslosig- 
keit ist das Problem, sondern diese bestimmte Orientie- 
rung, wenn sie sich verfestigt hat. 

Für mich ist es in der Bildungsarbeit immer wieder inter- 
essant, zu sehen, inwiefern bestimmte Werte entwickelt 
sind. Und vor allem, wie diese Werte kollektiv repräsen- 
tiert werden. Erst dann lassen sich bestimmte und ganz 
verschiedene Ansätze entwickeln, um bei dieser Werteori- 
entierung mitzutun. Im Sinne von Toleranz, Akzeptanz 
und Mitmenschlichkeit, also jenseits von ethnischem und 
rassistischem Denken. 


Frage: Was dann schon als spezifisch links gilt?! Es gibt 
eine Art Verschiebung: im Bewußtsein gelten die Werte, 
die traditionell als humanistisch oder demokratisch-liberal 
gelten bereits als links? 


B.W.: Ja, immer wieder wurden auf die Frage, was links 
sei, Werte genannt, die eigentlich querbeet durch die demo- 
kratischen Parteien als gesellschaftliche Mitte bezeichnet 
werden. Und man definiert sich mitunter nach wie vor 
durch diese Kategorien »rechts<«/links< und positioniert 
sich entsprechend. Man gehört entweder zu dem einen oder 
zu dem anderen oder aber man ist neutral. Wobei diese Neu- 
tralität von den Stimmungen her schon eher nach rechts 
neigt. Und es ist auch nicht immer so ganz klar, was unter 
‚rechts< zu verstehen ist. In dieser 9.Klasse im Fürsten- 
walder Gymnasium wurde unter »rechts< eben Rechtsextre- 
mismus, d.h. wurden Nazis verstanden. Und es wurde von 
den drei Schülerinnen, die sich so exponiert hatten, gesagt, 
daß sie Rechtsextremistinnen sind. In den Augen der ande- 
ren wurden sie schon mit dezidierter Szenebindung assozi- 
iert. Ein anderes Mädchen sagte zu dem einem der drei: 

»Naja, dein Freund ist doch einer von diesen Naziführern. 

Du mit deinen blonden Haaren und den blauen Augen 

siehst ja so arisch aus, du mußt ja da hin.« Es wurden also 

schon Szene, Phänotyp und Ariertum miteinander in Ver- 

bindung gebracht. Das dergleichen in der Definitionswelt 

der drei eine gewisse Rolle spielte, das war den anderen 

schon bewußt. ' 


Frage: Wie reflektieren das die Lehrer, mit denen du ge- 
sprochen hast? 


B.W.: In Fürstenwalde hatte uns ja die Klassenlehrerin an- 
gesprochen. Sie hatte festgestellt, daß da irgendein Prozeß 
abläuft, der insgesamt nicht verträglich ist und uns auch 
gebeten, weiterzumachen. Sie hatte natürlich auch nicht 
das Gefühl, daß man die Schüler alle in die rechtsextreme 
Ecke stellen kann. Sie hatte vorher schon sehr klar er- 
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kannt, daß die drei Schülerinnen es waren, die ganz offen- 
sichtlich gedanklich schon ein paar Schritte weiter waren 
als alle anderen und sehr starke Impulse setzen in dieser 
Klasse. Auch daß man nicht alle mit dem simplen Etikett 
»Neonazi« behängen kann, war ihr klar. Das, was wirklich 
dahintersteckt, ist mit dieser politischen Kategorie nicht 
erfaßt. Und diese Meinung teile ich. Man sollte überhaupt 
versuchen, mit diesen Begriffen wie ‚Neonazi« und »Rechts- 
extremismus« nicht inflationär umzugehen. Denn das sind 
politische Begriffe, die eigentlich zur Beschreibung des 
Phänomens, mit dem wir es zu tun haben, nicht taugen. 
Ich ziehe es vor, von rechtsextremen Orientierungen zu 
sprechen, weil das auch die Grauzonen erfaßt. 


Frage: Ich erinnere mich an eine Begebenheit in einem 
Oberstufenzentrum, das wir mal gemeinsam besuchten. In 
der Pause sprach mich der schon etwas ältere Physiklehrer 
an. Er fand es nicht in Ordnung, daß »seine Jungs« rechts 
sind, versuchte mir aber andererseits zu erklären, warum 
er sie versteht: während ein neues Asylbewerberheim ent- 
standen war, müßten dennoch so viele »andere« — und da- 
mit meinte er Deutsche - unter der Brücke schlafen. Und 
er fuhr fort, wie er einmal versucht hatte, im Physikunter- 
richt »seinen Jungs« ZU verdeutlichen, wie unsinnig der 
Rassenwahn der deutschen Nationalsozialisten gewesen 
ist. Denn wie groß hätten ohne diesen Rassenwahn Lise 
Meitner und Otto Hahn in Personalunion Deutschland 
machen können. 

Es geht auch bei den Jugendlichen nicht immer ums Bio- 
logische, aber das »Nationale« scheint vom rechten Wer- 
tekanon okkupiert worden zu sein, egal wie diffus. Klar ist 
nur so viel, daß das Nationale zumindest im Augenblick 
- egal ob kulturell oder biologisch — meist mit bestimmten 
Wertungen bis hin zu Ausschlußmechanismen verbunden 


ist? 


B.W.: Es hat ja keine wirklich differenzierte und konse- 
quente Auseinandersetzung um den Begriff der »Nation« 
gegeben. Unter dem Dach des „Nationalen« tummelt sich 
ja auch der Nationalismus, so daß in den Grauzonen keine 
Grenzziehung zum Rechtsextremismus mehr möglich ist. 
Und gerade unter dem Dach des „Nationalen« äußern sich 
manchmal Leute, die eigentlich fern des Vorwurfs von 
Rechtsextremismus sind. Und diese Leute äußern zuwei- 
len Dinge, die eigentlich aus der Trickkiste des Rechtsex- 
tremismus kommen, ohne daß das diesen Leuten bewußt 
1st. 

Schwierig ist dabei, daß zwischen kulturellem und völki- 
schem, also biologischem Begriff der »Nation« mitunter 
keine klaren Grenzen gezogen werden. Zumal rechtliche 
Grundlegungen in der Bundesrepublik es ja nahelegen, die 
Grenzziehung zu verwässern. Ich denke z.B. ans Staats- 
bürgerschaftsgesetz. Und in der Alltagsideologie einiger 
Leute geht diese Verschwommenheit dann um. 


Frage: Das heißt es wird schwierig, wenn, wie in Saalfeld 
geschehen, ein Jugendclub für »nationale« Jugendliche 
gefordert und vom Bürgermeister auch genehmigt wird. 
Wobei der Bürgermeister die Absicht hatte, die Jugendli- 
chen der rechten Szene zu entziehen. Kann das denn der 
richtige Weg sein? Hilft ein »nationaler« Jugendclub nicht 


viel eher, die rechte Szene zu etablieren? 

Interessant war im übrigen, daß es in Saalfeld zuvor eine 
Umfrage von einer Lokalzeitung gab, in der die Bevölke- 
rung sich zu diesem Vorhaben, einen »nationalen« Ju- 
gendtreff einzurichten, äußern sollte. Soweit ich es der 
Presse entnehmen konnte, hat sich an der Spezifizierung 
»national« kaum jemand gestoßen, wurde es im Gegenteil 
sogar begrüßt, ohne hinterfragt worden zu sein. 


B.W.: Die Einrichtung eines »nationalen« Jugendclubs 
kann unmöglich der richtige Weg sein, Jugendliche der 
rechten Szene zu entziehen. Es impliziert ja schon ein be- 
stimmtes Ausschlußverfahren. Schon das Modell offen- 
bart eine Ideologie der Ungleichheit und Intoleranz. 
Schlimm daran ist, daß es politisch nicht nur hofiert, son- 
dern von der Bevölkerung auch ohne nennenswerten Wi- 
derspruch akzeptiert wird. 

Insofern finde ich die Diskussion, die zum Jahresende 
durch die CSU begonnen wurde, ziemlich wagnisreich. 
Arbeitslosigkeit durch Ausschluß von Ausländern vom 
Arbeitsmarkt senken zu wollen, ist vor allem populistisch. 
Und dieser Populismus ist eine der Nährquellen solcher 
Gedankenassoziationen wie der, daß die Deutschen lieber 
unter sich bleiben sollten. Wenn sie unter sich wären — so 
wird suggeriert — könnten sie auch viel besser mit ihren 
Problemen umgehen. 

Und schon wären wir wieder bei den Diskussionen der 
Schüler. In jener 9.Klasse am Fürstenwalder Gymnasium 
habe ich gefragt: Könntet ihr euch vorstellen, daß, wenn 
die Ausländer nicht mehr da sind, Probleme wie Drogen, 
Prostitution, organisierte Kriminalität und Arbeitslosig- 
keit zu beseitigen sind? Von den drei Schülerinnen, die 
sich offensiv rechtsextrem gaben, wurde diese Frage ein- 
deutig bejaht. Von anderen wurde das relativiert. Sie 
meinten, daß es in bestimmten Bereichen Linderung ge- 
ben würde, aber die Probleme an und für sich wären mit 
dem Ausschluß von Ausländern nicht beseitigt. Das ist be- 
merkenswert. Vorher hatten auch sie massiv gegen Aus- 
länder in Deutschland argumentiert. Als sie aber veranlaßt 
wurden, über die Frage nachzudenken, ob der Ausschluß 
von Ausländern wirklich was bringt, waren sie der Meinung, 
die »Vertreibung« von Ausländern aus Deutschland würde 
keine ausreichende Problemlösung sein. Diese Schieflage 
von anfänglicher Argumentation und dem Ergebnis von 
simplen Überlegungen ist schon ein Zeichen dafür, daß sie 
einem permanenten propagandistisch-ideologischen Den- 
ken ausgesetzt sind und daß sie im Hinblick auf die Aus- 
länder als Problemfaktor einem Phantom aufgesessen sind. 


Frage: Ich möchte noch mal auf das Problem der Jugen- 
dclubs und auf die Situation in einigen Kommunen einge- 
hen. Saalfeld ist kein Einzelfall’ 

B.W.: Das Wurzner Beispiel ist nicht ganz unähnlich. Man 
hat dort nicht auf das Spezifikum »national« gesetzt. Aber 
wenn man sich das Clubleben in Wurzen anschaut, findet 
man von organisierten Rechtsextremisten angefangen SO 
ziemlich alles, was sich in irgendeiner Form 'national' be- 
greift. Und das wurde vom Bürgermeister als gesellschaft- 
lich notwendig aufgefaßt und als gesellschaftliche Mitte 
ausgerufen. Der Bürgermeister sah überhaupt kein Pro- 
blem darin, daß sich in den Jugendclubs ein solches Po- 
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tential ballt. Und es fand auch nicht unbedingt Ablehnung 
in der Kommune. Man fand im Hinblick auf das demokra- 
tische Gemeinwesen daran nichts Anstößiges. Man weiß 
ganz offensichtlich nicht genau, was rechtsextreme Orientie- 
rungen sind. Es scheint umgekehrt in den Köpfen der poli- 
tisch Verantwortlichen — die ja immerhin demokratisch ge- 
wählt wurden — eine eher merkwürdige Demokratievorstel- 
lung zu herrschen. 

Schwedt ist auch nach wie vor ein typischer Fall. Es ist of- 
fensichtlich, daß dort Stadtverwaltung, Bürgermeister und 
Teile der Bevölkerung kein demokratisches Wertebewußt- 
sein entwickeln. Alles, was sich in Schwedt gegen rechtsex- 
treme Orientierungen ausspricht, wird sofort als links oder 
linksextremistisch denunziert. Ein Umstand, der nicht gera- 
de auf eine differenzierte Vorstellung dessen, was demokra- 
tisch ist, verweist. Demokratie heißt ja schließlich nicht nur, 
daß man ein Parlament hat und das man Parteipolitik be- 
treibt. Unter Demokratie ist ja auch ein bestimmtes Werte- 
system zu begreifen. 

Königs Wusterhausen ist ein gutes Beispiel dafür, wie die 
rechte Szene einen Jugendclub okkupiert. Bis vor zwei 
Jahren ist der Jugendclub »Oase« in Königs Wusterhausen 
mit einem durchschnittlichen Publikum bevölkert gewe- 
sen. Es kamen Leute verschiedener Altersstufen, von Kin- 
dern bis zu Leuten Mitte 20. Es kamen aber auch einige 
Leute, die deutschtümelten und rechte Musik hörten; die 
waren aber anfangs nicht in der Mehrheit. Insgesamt war 
es eine ziemlich offene, breite Palette an Jugendkultur. 
Das hat sich inzwischen geändert. 

Die rechte Szene traf sich damals in einem anderen Jugend- 
club in Königs Wusterhausen, der bis heute in seiner Orien- 
tierung stabil geblieben ist. Aber Teile, die dort nach- 
wuchsen sind dann eben auch in die »Oase« gegangen und 
haben ganz massiv angefangen, den Club zu erobern. Von 
Woche zu Woche, von Monat zu Monat. Es begann mit 
Straftaten gegen sogenannte Linke und kleineren, noch 
unter der Ebene eines Straftatbestands laufenden Bedro- 
hungsgeschichten. Alle die ein bißchen alternativ oder 
auch nur anders waren, sind aus dem Club hinausgedrängt 
worden. Das lief sehr verschieden ab: einfach durch Prä- 
senz, durch verbale Attacken, in einigen Fällen eben auch 
durch physische Bedrohung. Einige wurden regelrecht 
verjagt, andere sind einfach weggeblieben. Momentan 
wird dort ganz massiv rechtsextreme Ideologie verbreitet. 
Das heißt, man hört nicht nur ein paar »Rennicke«- oder 
»Oithanasie«-CD's, man diskutiert auch knallhart über be- 
stimmte Themen. Zum Beispiel darüber, was man so alles 
für die künftige Gesellschaft braucht: da steht an erster 
Stelle eine ausländerfreie Volksgemeinschaft. Zusätzlich 
hat sich dann neben diesem Club eine Gaststätte als Hort 
vor allem der Älteren herausgestellt, aus dem heraus der 
Club in einer bestimmten Weise gesteuert wird. 

Im November 1996 sind aus Gaststätte und Club heraus 
Angehörige des Kreisjugendring nach einer Tagung über- 
fallen wurden. Es hat glücklicherweise keine schweren 
Verletzungen gegeben, aber dazu geführt, daß Lokalpoliti- 
ker das Problem erneut wahrgenommen haben. Die politi- 
sche Öffentlichkeit und die Verwaltung haben das als Pro- 
blem des städtischen Lebens begriffen. 

Einer der Leute vom Jugendring, der ziemlich nah dran ist 
an den Jugendlichen aus der Szene, hat dann erzählt, daß 


das rechte Clubleben bis hin zu parteiorganisatorischen 
Arbeiten rechtsextremer Vereinigungen reicht. Die beiden 
Sozialarbeiter, die dort beschäftigt sind, haben — wohl 
wissend, was in der »Oase« abläuft -— zumindest geistig 
das Handtuch geschmissen, weil sie keine Möglichkeit se- 
hen, zu dem Zustand zurückzukehren, der vor zwei Jahren 
in der »Oase« herrschte. Der Club selbst ist einem Freien 
Träger zugeordnet. 

Die Stadtverwaltung hat das Problem erkannt, ist aber 
auch ratlos. Zwar ist die Stadt schon aktiv geworden ge- 
genüber rechtsextremen Tendenzen. Es gibt auch bereits 
einen Projektverbund. Man hat aber keine Rezepte. Was 
kann man tun? Das ist ein riesiges Problem. Man weiß, 
daß dieses rechtsextreme Potential aus diesem Club raus 
müßte. Man hat sogar schon Überlegungen angestellt, die- 
sen Club zu schließen, zumindest zeitweilig. Nur das kann 
die Stadtverwaltung nicht festlegen. Zumal sich das Poten- 
tial ja nicht zerstreut, das sich dort etabliert hat, wenn man 
diesen Club schließt. Die suchen sich dann etwas anderes. 
Umgekehrt steht die Frage, die Sozialarbeit im Club zu 
stärken. Dem wendet man sich momentan zu. Aber alle 
Beteiligten wissen natürlich, daß man mit relativ kurzem 
Arm dasteht, daß es keine allzugroßen Spielräume gibt. 
Die Stadt ist jedoch wie gesagt sehr stark daran interes- 
siert, das Problem in den Griff zu kriegen. Zumal es ja be- 
reits einmal besser gewesen ist. In den frühen neunziger 
Jahren war Königs Wusterhausen eine Hochburg rechter 
Jugendlicher. Man hat seitens der Stadt eine ganze Menge 
dagegen unternommen und die Situation beruhigte sich 
auch. Die Stadt hatte sich sehr stark eingesetzt für die Auf- 
arbeitung des Nationalsozialismus, hat Geschichtsarbeit 
gemacht, hat internationale Kontakte geknüpft. Und nun 
steht man wieder vor dem gleichen Problem wie Anfang 
der 90er Jahre. Auf der politischen Bühne herrscht Einig- 
keit darüber, daß es unzumutbar ist, was gegenwärtig unter 
den Jugendlichen passiert. Daß es vor allem für das demo- 
kratische Selbstverständnis des Gemeinwesens schlecht 
und nicht einfach nur ein Problem ausbleibender Investo- 
ren ist. Die Stadt denkt schon ein paar Meter weiter. Im po- 
sitiven Gegensatz zu Schwedt, wo man ein Problem lieber 
leugnet. In der kurzsichtigen Annahme, daß die Investoren 
ausbleiben, wenn man das Problem offen eingesteht bzw. 
kommen, wenn man es massiv leugnet. 

Jüngstes Beispiel war Mahlow, wobei dort die SPD die 
Lage inzwischen realistisch einschätzt, wenn sie sagt, daß 
die rechte Szenerie in der Kommune noch immer hochak- 
tiv ist und die vorhandenen Projekte nicht ausreichen oder 
nicht professionell genug sind. Deshalb auch der Hilferuf 
der dortigen SPD, hinter dem der Wunsch steht, über die 
bestehende Projektarbeit hinauszugehen. 

Im Unterschied zu Mahlow wiederum haben sich die 
Trebbiner nach den beiden Überfällen sofort und lautstark 
distanziert. Wobei der Bürgermeister durchaus das Pro- 
blem artikuliert, diesen offenen Protest in konkrete, alltäg- 
liche, kollektive Verhaltensweisen umzusetzen und Initia- 
tiven über längere Zeit durchzuhalten. Der Jugendclub hat 
augenblicklich nur noch bis 1997 eine sichere Finanzie- 
rung und die Leute, die dort gegenwärtig arbeiten, sind 
nicht sehr geschult im Hinblick auf die Arbeit mit rechten 
Jugendlichen. Der Bürgermeister erzählte auch von Men- 
schen aus der Kommune, die sich an ihn wandten, weil sie 


das eine oder andere Tun — darunter Straftaten — dieser 
rechtsextrem orientierten Szene beobachtet hatten. Sie 
wandten sich nun an den Bürgermeister, weil sie sich nicht 
trauten, Aussagen gegenüber der Polizei und der Staatsan- 
waltschaft zu machen. Aus Angst vor Repressionen aus 
der rechten Szene. Ich will in keinster Weise in Abrede 
stellen, daß es rechtsstaatliche Mittel gibt, diese Leute zu 
schützen. Aber sie wissen eben auch, daß der repressive 
Arm des Staats an einem Punkt verdorrt und sie dann al- 
lein im Regen stehen. Darum scheuen sich auch manche 
Leute, selbst wenn sie finden, daß es nicht in Ordnung ist, 
was die rechten Jugendlichen tun, ihren Widerstand zu ar- 
tikulieren. Die Furcht läßt sie dann Zurückhaltung üben. 
Und gerade diese letzten Beispiele zeigen sehr deutlich, 
daß in einer Vielzahl von Kommunen diese rechtsextreme 
Szene eine hohe Kontrollmacht ausübt. In großen Städten 
verläuft sich das natürlich. Aber in den kleineren Städten, 
wie sie in Brandenburg, aber auch in anderen Bundeslän- 
dern existieren, kann das sehr massive Wirkung haben. Da 
können dann also 30 - 40 Leute in einer gewissen Weise 
das Binnenleben einer ganzen Kommune prägen. 


Frage: Es gibt also mehrere Gründe dafür, daß mitunter 
nur spärlich widersprochen wird, wenn es zu Aktionen der 


rechten Szene kommt: Ignoranz, Akzeptanz und Vorsicht 
oder Furcht? 


B.W.: Ja, das haben diese Gruppen durch ihre Präsenz er- 
reicht und das merken die auch. Und eine Szene, die sich 
in einer solchen Situation wohlfühlt, die ist natürlich auch 
mobil. Ich habe es mir häufig angetan, das zu beobachten. 
Wie man dann am Wochenende in Konvois die Straßen 
entlangfährt. Wie man sich an Tankstellen sammelt. Wie 
man dann fast patrouillenhaft bestimmte Gaststätten und 
Jugendclubs frequentiert. Das alles im Gefühl der Macht. 


Frage: Um deutsche Ordnung und Sauberkeit zu kontrol- 
lieren? 


B.W.: Ja, auch. Um zu sehen, daß sich nichts Undeutsches 
einschleicht. Es ist jedoch nicht so, daß die Leute, die dort 
mitfahren, alles arrivierte Neonazis sind. So etwas zu mei- 
nen, wäre völliger Unfug. Sie fühlen sich aber als Be- 
standteil einer realen Macht, einer legitimierten Macht. 


Frage: Es ist aber schon mehr als Mitläufertum? 


B.W.: Es ist mehr. Es ist die Identifikation mit der Ideolo- 
sıe und die Identifikation mit der Macht, die man selbst 
mMıtzuverkörpern meint in der Kollektivität. Natürlich gibt 
es auch Leute unter ihnen, die sich auf diese Weise, das 
heißt durch Partizipation an der Macht.zu schützen suchen. 
Leute also, die möglicherweise mit allen Gedanken, die 
dort als Ideologie eine Rolle spielen, nicht völlig konform 
gehen. Aber das ist nicht die Masse. 

Im übrigen ist es sehr wichtig, zu sehen, daß weder der Bil- 
dungsgrad noch das soziale Milieu, das Elternhaus z.B., 
darüber entscheiden, ob sich ein Jugendlicher einer sol- 
chen Szenegruppe zugesellt oder nicht. Das war früher an- 
ders. Diese Art von jugendlicher Gesellung existiert ja nun 
schon fast 15 Jahre in diesem Landstrich. Und da sind 


schon mehrere Generationen durchgelaufen. Die rechte 
Szenelandschaft hat sich zahlenmäßig erweitert und auch 
das soziale und habituelle Spektrum ist breiter geworden. 
Es sind ja keineswegs nur Glatzen, nicht nur Skinheads. 
Mitte und Ende der 80er Jahre in der DDR waren es vor 
allem — aber keineswegs ausschließlich — junge Arbeiter. 
Heute dagegen findet man alle Elternhaustypen und alle 
Berufsgruppen. Im Unterschied zu früher findet man auch 
höhere Bildungshorizonte. Das war vor zehn Jahren noch 
nicht so. Wenn ich z.B. an die Gymnasien denke, muß ich 
schon konstatieren, daß diesbezüglich ein gewisser Pro- 
zeß in Gang gekommen ist. Auch das kulturelle Spektrum 
ist erweitert worden. Man hat es nicht mehr nur mit Sub- 
kulturen zu tun. Andererseits muß man aber im Unter- 
schied zu früher auch feststellen, daß in stärkerem Maße 
gefährdete Milieus eine Rolle spielen. Daß also Mädchen 
und Jungen, die langjährige Schulprobleme haben und ag- 
gressive Verhaltensweisen an den Tag legen, die alle mög- 
lichen Straftaten begehen, auch mit diesen rechtsextremen 
Wertmustern durch die Welt laufen. Kurz und gut: die so- 
ziale Breite ist enorm und macht zu einem großen Teil 
auch die Unterschiedlichkeit dieser Szene aus. Und diese 
enorme Breite muß man immer in Betracht ziehen, wenn 
man versuchen will, dem entgegenzusteuern. Da gilt es 
dann zunächst und ganz konkret vor Ort die verschiedenen 
Milieus auszudifferenzieren. 

Gerade wegen der Vielfalt dieser rechten Szene bringen 
Stigmatisierungen wie >Neonazis< und mitunter sogar 
‚Rechtsextremismus<« keinen Schritt weiter. Es ist schwie- 
rig, einen Begriff zu finden, der offen genug ist, das Phä- 
nomen, das wir zu beschreiben versuchen, abzudecken. 
Der Begriff »Rechtsextremismus« greift eindeutig zu 
kurz, weil er nur jenen ordnungspolitischen Aspekt asso- 
ziiert. Der Begriff »Faschismus«, dessen Vorteil genau 
diese relative Offenheit war, ist wiederum inflationär ver- 
tan worden. Man hat ihn definitorisch zu sehr vereinsei- 
tigt. Ich mache die Momente des Phänomens, mit dem wir 
es zu tun haben, gegenwärtig im völkisch verstandenen 
Nationalen aus. 


Frage: Nun gibt es keine Patentrezepte dafür, wie man ei- 
nem solchen alltagskulturellen Phänomen entgegenarbei- 
ten könnte. Welche Perspektiven gibt es überhaupt im 
Hinblick auf mögliche Gegenstrategien? 


B.W.: Die öffentliche Diskussion wird ja, wenn sie über- 
haupt geführt wird, immer nur mit vereinseitigten Begrif- 
fen geführt: »die Jugend« beispielsweise. Schon die Reduk- 
tion auf das angeblich jugendspezifische dieser Problema- 
tik ist selbst ein Problem. 

Man muß allererst auf kommunaler Ebene einen Blick für 
die Situation bekommen. Man müßte im konkreten Fall 
analysieren, was gerade vor sich geht, wer sich wo tum- 
melt und was den einzelnen bewegt, was er genau will. 
Und das muß schon konkret an bzw. mit einzelnen Perso- 
nen geschehen, denn abstrakt kann man das ja schon ganz 
gut beschreiben. 

Man müßte dann jeweils vor Ort nach Leuten Ausschau 
halten, die sich demokratischen Werten verpflichtet fühlen, 
und die dann bereit sind, sich zusammenzusetzen. Dann 
müßte personen- bzw. gruppenspezifisch und umfeldori- 
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entiert gearbeitet werden. Und es müßte auf der Ebene des 
Gemeinwesens etwas passieren. Es reicht nicht aus, nur zu 
den jugendlichen Gruppen zu gehen und zu versuchen, die 
geistig zu bekehren. Das sollte man natürlich auch tun. In 
Fürstenwalde haben wir das mit der Geschichtswerkstatt 
ja auch getan. Nur vereinseitigt das auch wieder, wenn 
nichts anderes hinzukommt. 

Und man darf keine zu hohen Kriterien ansetzen. Man 
darf nicht erwarten, daß man innerhalb eines Jahres ein 
solches Problem lösen kann. Es laufen in einem Gemein- 
wesen schließlich Prozesse ab, die man nicht alle steuern 
kann. Man muß aber die Anstrengung unternehmen, 
Schule, Elternhaus und Freizeitgestaltung miteinander in 
Verbindung zu setzen. 


(Mit Bernd Wagner sprach Sylke Kirschnick) 


Chronik rechtsextremistischer 
Vorfälle in den neuen 
Bundesländern einschließlich 


Berlin 1996 


Zur vorliegenden, keineswegs vollständigen Chronik sind 
einige Vorbemerkungen notwendig: 


l. Die Chronik stützt sich vor allem auf Meldungen der 
Tages- und Wochenpresse, die dem Archiv Rechtsextre- 
mismus des Berlin-Brandenburger Bildungswerkes e.V., 
der Mediathek der Berliner RAA sowie dem Büro der 
Ausländerbeauftragten des Landes Brandenburg zur 
Verfügung stehen. Deshalb erfaßt sie lediglich die Vor- 
kommnisse, die diese Medien aufgenommen haben. 

2. Eine systematische Auswertung der Lokalpresse in den 
einzelnen Bundesländern war bisher nur teilweise mög- 
lich. Die Chronik des Landes Brandenburg ist daher so- 
wohl umfangreicher als auch detaillierter. Das hat sei- 
nen Grund darin, daß Zeitungsmeldungen und Berichte 
Betroffener bzw. Mitarbeiter entsprechender Initiativen 
in Brandenburg systematisch gesammelt und ausgewer- 
tet werden. Die Dokumentation verdankt sich in diesem 
Fall dem Pressespiegel, den Berichten der einzelnen 
Ausländerbeauftragten der Regionen sowie den Recher- 
chen der Mitarbeiter des Büros der der Ausländerbeauf- 
tragten des Landes Brandenburg. 

3. In einzelnen Fällen werden mündliche und schriftliche 
Berichte von Augen- und Ohrenzeugen von Ereignisse 
wiedergegeben bzw. Meinungen und Darstellungen von 
Experten. 

4. Die Chronik ist nach Bundesländern aufgebaut und 
folgt dem Kalender. 


Sachsen 


Wurzen 

In der Nacht vom 19. zum 20.3. verletzten rechte J ugend- 
liche mit einer Gasdruckpistole einen sehbehinderten Ob- 
dachlosen, so daß dieser dauerhaft erblindete (E-Mail In- 
foladen Zorro; Leipziger BILD-Zeitung, 1.8.) 


Wurzen 

Am 20.4. blockierten rechte J ugendliche über mehrere 
Stunden hinweg die Fernverkehrsstraße nach Leipzig, um 
publikumswirksam den Geburtstag Hitlers zu feiern. (Lei- 
pziger BILD-Zeitung, 1.8.) 


Bennewitz (Dorf bei Wurzen) 

In der Nacht vom 16. zum 17.5. griffen Vertreter der örtli- 
chen rechten Jugendszene auf einem Zeltplatz Gäste tät- 
lich an und schlugen zwei Betreuer einer Kinder- und Ju- 
gendgruppe krankenhausreif. Die örtliche Polizei, die be- 
reits nach den anfänglichen Rempeleien seitens der rechten 
Jugendlichen alarmiert worden war, traf erst eine halbe 
Stunde später ein. Obwohl die rechten Jugendlichen in 
Anwesenheit der Beamten »Hißt die rote Fahne mit dem 


Hakenkreuz« und »Wir scheißen auf die Freiheit des Ju- 
denstaats« riefen, sahen die Beamten keine Veranlassung 
zu einer Festnahme der Täter. (Muldentalzeitung, 20.5.; 
Süddeutsche Zeitung, 24.5.) 


Leipzig 

Am 25.5. begann der Bundeskongreß der »Jungen Natio- 
naldemokraten« (JN), dem Jugendverband der NPD. Die 
»lieben Kameradinnen und Kameraden« wurden aufge- 
fordert, »Liederbuch und Sportzeug« mitzubringen und in 
der Öffentlichkeit höflich und gepflegt in Erscheinung zu 
treten. (Süddeutsche Zeitung, 24.5.) 

Die JN scheint in Sachsen eine ähnlich mobilisierende 
und richtungsweisende Rolle zu spielen wie der Verein 
»Die Nationalen e.V.« in Berlin und Brandenburg. 


Bischofswerda 

Am 30.05. griffen vier rechte Jugendliche einen 15jähri- 
gen Algerier an, schlugen und beschimpften ihn. Drei der 
Jugendlichen gaben gegenüber der Polizei zu Protokoll, 
daß sie Ausländern »nicht wohlgesonnen« sind. (Lausitzer 
Rundschau, 31.5.) 


Wurzen 

Beim Verlassen einer Diskothek wurden am 21.7. zwei 
Spanier von einer Gruppe rechter Jugendlicher zusam- 
mengeschlagen bis sie bewegungslos am Boden lagen. 
(Junge Welt, 24.7.; BILD, 1.8.; E-Mail) 


Ende Juni ließ der sächsische Verfassungsschutz verlau- 
ten, daß es Bestrebungen seitens der NPD gibt, »eine 
Sammlungsbewegung gewaltbereiter Rechtsextremisten 
zu organisieren«. Der Präsident des sächsischen Verfas- 
sungsschutzes, Eckehardt Dietrich, nannte die Stadt Wur- 
zen das »wichtigstes Zentrum« der rechtsextremen Szene. 
Es gibt in Wurzen einen Kern von 30 bis 40 aktiven 
Rechtsextremisten, die jederzeit eine gewaltbereite Mit- 
läuferschaft von zwischen 200 und 300 Personen mobili- 
sieren könnten. Der Sprecher des Landeskriminalamtes, 
Uwe Pradel, bestätigte, daß sich ein »rechtsextremes Po- 
tential verfestigt hat« und daß es beim Vorgehen gegen 
rechtsextremistische Jugendliche zahlreiche Fehleinschät- 
zungen sowie Unterlassungen seitens der Polizei gegeben 
hat. (Junge Welt, 24.7.). Bei der Staatsanwaltschaft Leip- 
zig liegen inzwischen Strafverfahren wegen Strafvereit- 
lung im Amt gegen Polizeibeamte vor. 


Wurzen 

Am 23.7. wurden Auto und Kamera eines Teams der Deut- 
schen Welle von zwei rechten Jugendlichen beim Filmen 
eines von der rechten Szene genutzten Hauses beschädigt. 


Dieser Übergriff löste in den E-Mail-Nachrichten der 
rechten Szene eine Diskussion zur Frage der Gewalt ge- 
genüber der sogenannten »Systempresse«, den »linken 
Presse- und Medienzotteln« aus, die die Wurzener »natio- 
nalen Jugendlichen« »über Monate hinweg durch den Ka- 
kao gezogen haben«. Denn »es läuft in Wurzen mittler- 
weile eine konzentrierte Pressekampagne mit dem Ziel, 
die Clubs [gemeint sind vermutlich die von den sogenann- 
ten nationalen Jugendlichen angeblich ohne finanzielle 


Unterstützung seitens Erwachsener eingerichteten Treff- 
punkte] dicht zu machen.« Abschließend bekennt der Ver- 
fasser der Nachricht: »Ich bin der Meinung, die Beulen 
tun den Herrschaften von den Systemmedien einmal ganz 
gut. Die Bbz-Redaktion [Berlin-Brandenburger Zeitung] 
hätte in Wurzen bestimmt nichts auf die Mütze bekom- 
men.« (Thule-Netz, Nachricht vom 27.7.) 


Wurzen 

Die Frankfurter Rundschau (26.6.), das Neue Deutschland 
(19.7.) sowie die Leipziger BILD-Zeitung (1.8.) berichte- 
ten in einem jeweils längeren Artikel über die Situation in 
Wurzen. Die Berichte zitierten neben anderen den Wurze- 
ner Bürgermeister Anton Pausch (CDU), der ein Problem 
mit rechtsextremen Jugendlichen auch nach der offiziellen 
Problematisierung Wurzens als Schwerpunkt der rechts- 
extremistischen Szene durch den sächsischen Verfas- 
sungsschutz leugnet. Auf den brutalen Überfall auf die 
Camper in Bennewitz angesprochen, verwies Pausch dar- 
auf, daß es »Schlägereien« schließlich überall gäbe. 
Pausch zufolge sind es weder die zahlreichen gewalttäti- 
gen Übergriffe rechtsextremistischer Jugendlicher noch 
deren kulturelle Hegemonie in der Jugendszene, die dafür 
sorgen, daß die Kleinstadt immer wieder von sich reden 
macht, denn: »Das sind alles Erfindungen. So etwas 
schreiben Sie, die Zeitungen.« (FR). 


Görlitz 

Am 13.7. wurde eine 28jährige Vietnamesin von rechten 
Jugendlichen überfallen. Nachdem einer der an der Tat be- 
teiligten Jugendlichen die junge Vietnamesin mit einer 
brennenden Zigarette mißhandelt hatte, versuchte sie zu 
flüchten. Die Jugendlichen verfolgten und schlugen sie. 
(E-Mail) 


Frohburg 

Anfang August griffen zwölf Jugendliche unter »Heil - 
Hitler«- und » Ausländer raus«- Rufen ein Asylbewerber- 
heim an. (Frankfurter Rundschau, 5.9.) 


Löbau 

Am 5.8. überfielen 15 Jugendliche ein Aussiedlerheim 
und schlugen mit Zaunslatten auf die Bewohner ein. Sie 
verletzten zwei Männer schwer und bedrohten eine Frau 
mit dem Messer. Gegenüber der Polizei bekannten die Ju- 
gendlichen, daß Fremdenfeindlichkeit das Motiv ihres Über- 
griffs gewesen ist. (E-Mail) 


Weißwasser 

Am 9. 8. unternahmen Vertreter des Jungen Nationalen 
Spektrum (JNS) in Uniform, mit Armbinde, Fahnen sowie 
musikalischer Untermalung in Form von NS-Liedern aus 
dem Kassettenrecorder eine Kremserfahrt, in deren Ver- 
lauf sie auf einem Zeltplatz einen Jugendlichen und einen 
Erwachsenen zusammenschlugen und niedertraten. 
Veranlaßt durch diesen Übergriff löste die sächsische Son- 
derkommission Rechtsextremismus ein Schulungszentrum 
der JNS auf, erließ wegen schwerer Körperverletzung und 
Verbreitung verfassungsfeindlichen Propagandamaterials 
Haftbefehl gegen sechs ihrer Mitglieder. (taz, 10/11.8.) 


Klingenthal 

Anfang Oktober wurden bei der Wohnungsdurchsuchung 
eines inzwischen verhafteten Bundeswehrsoldaten Spreng- 
stoff, Waffen und rechtsextremistische Schriften sicherge- 
stellt. Zwei weitere, der Bildung einer Wehrsportgruppe 
verdächtigte Jugendliche konnten an ihrem Arbeitsplatz 
verhaftet werden bzw. stellten sich selbst. Es wird vermu- 
“tet, daß die drei Jugendlichen zusammen mit weiteren 
Personen paramilitärische Übungen abgehalten haben. 
(Sächsische Zeitung, 15.10.) 


Am 18.9. berichtet der »Tagesspiegel« in einem längeren 
Artikel über Hoyerswerda — 5 Jahre danach. Der Beitrag 
resümiert, daß die Ereignisse von vor fünf Jahren ver- 
drängt wurden und heute schon wieder massiv geleugnet 
werden. Der heutige Bürgermeister Horst Brähmig (PDS) 
ließ folgendes verlauten: »Das war kein Rassismus da- 
mals. [...] Das läßt sich nicht vergleichen mit Rostock und 
Mölln.< Die Stadt sei seitdem zu Unrecht mit einem 
schlechten Ruf belastet. [...] Brähmig ist wie viele in der 
Stadt noch heute davon überzeugt, daß die Anführer der 
Krawalle von 1991 Zugereiste waren.« 

Auf die Frage, wieviele Ausländer noch in Hoyerswerda 
leben würden, antwortete die für Schule und Soziales zu- 
ständige Renate Schwarze (SPD): »Ausländer treten hier 
im Straßenbild nicht mehr in Erscheinung.« . 
Der Artikel zählt eine ganze Reihe rechtsradikaler Über- 
griffe auf Ausländer und offenbar anders lebende Men- 
schen in den Jahren nach 1991 auf. Beschlossen wird die- 
se Reihe zunächst durch einen Überfall vier vermummter 
Jugendlicher vom März diesen Jahres, bei dem ein aus Sri 
Lanka stammender, sich beruflich in Hoyerswerda aufhal- 
tender Mann mit einem Messer bedroht und als »Scheiß- 
kanake« und »Scheißausländer« beschimpft wurde. 


Riesa : 
30 rechte Jugendliche griffen am 28.9. ein offenes Jugend- 
haus der alternativen Szene an. Sie waren mit dem Zug 
aus Dresden angereist und hatten sich auf dem Rıesaer 
Bahnhof mit Schottersteinen aus dem Gleisbett bewaffnet. 
Personen kamen bei dem Übergriff nicht zu Schaden. Die 
Polizei, die die Jugendlichen nach ihrer Rückkehr auf dem 
Dresdner Bahnhof empfing, stellte ihre Personalien fest. 
(Freie Presse, 30.9.) 


Leipzig 

Am 23.10. randalierten abends zwei rechte 
einem türkischen Gemüsegeschäft in der Innenstadt und 
beschimpften die beiden deutschen Verkäuferinnen. Als 
der syrische Asylbewerber Achmed Bachir, der im Laden 
mitunter aushalf, den beiden Jugendlichen höflich zu ver- 
stehen gab, daß der Laden schließen wolle, wurde er von 
einem der Jugendlichen niedergestochen und starb eıne 
halbe Stunde darauf. 

Am darauffolgenden Sonnabend fand eine Trauerkundge- 
bung statt, an der sich einige hundert Leipziger und in Leip- 
zig lebende Ausländer beteiligten. 

Staatsanwaltschaft und lokale Presse schlossen einen aus- 
länderfeindlichen Hintergrund der Tat aus. (Neues Deutsch- 
land, 26./27.10.; taz, 28.10.; E-Mail) 


Jugendliche in 
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Wildenfels 

Am 2.11. konnte ein vom Bürgermeister verbotenes, vom 
Verwaltungsgericht Chemnitz aber genehmigtes Skinhead- 
Konzert stattfinden. Zwar hob die nächsthöhere Instanz 
die Genehmigung wieder auf. Da das Konzert aber in voll- 
em Gange war, beschloß die Polizei mit dem Hinweis, Es- 
kalationen vermeiden zu wollen, es nicht vorzeitig zu be- 
enden. (E-Mail) 


Grimma 

In der nahe Wurzen gelegenen Kleinstadt häufen sich die 
Überfälle auf türkische Gaststätten. In der ersten Novem- 
berwoche wurde ein kurdischer Flüchtling durch Messer- 
stiche schwer verletzt, nachdem drei deutsche Jugendli- 
che, einer davon aus Wurzen, einige Ausländer angegrif- 
fen hatten. (Neues Deutschland, 14.11.) 

Bereits am 7.11. berichtete die »Freie Presse« von einem 
Handgemenge zwischen türkischen Gästen einer Pizzeria 
und rechten deutschen Jugendlichen. Die Jugendlichen 
waren, rechte Parolen grölend, durch die Innenstadt gezo- 
gen. Als einer der türkischen Gäste die Jugendlichen um 
Ruhe bat, kam es zur Gewaltanwendung seitens der Ju- 
gendlichen, in deren Folge zwei Türken durch Messersti- 
che verletzt wurden. Zwei der rechten Jugendlichen erlit- 
ten Kopfverletzungen. 


Kropstaedt 
Eine im Thule-Netz kursierende Informati 

radschaft Elbe-Ost Wittenberg berichtet rang Re 
reich« begangenen »traditionellen Gedenkzeremon 
Erinnerung an »die gefallenen deutschen Soldat 
Weltkriege«. Wie im Jahr zuvor konnte laut Beri 
Veranstaltung unbehelligt von der Polizei stattfind 
diglich der geplante »Abmarsch durchs Dorf« 
Polizei verhindert worden. Die Information e 
ber hinaus den Hinweis, daß Veranstaltern 
mern der »Gedenkzeremonie« 

»viel Sympathie« entgegengebr 


erfolg- 
lEe«< zur 
en der 
cht die 
en. Le- 
war von der 
nthält darü- 
wie Teilneh- 
seitens der Dorfbewohner 
acht worden ist. (E-Mail) 


Dresden 
12. 11. Die Interministerielle Arbeits 
Extremismus informiert in ihrem zwe 
binett über Kinder- 
und ihre verschiede 


gTuppe Gewalt und 
und J ten Bericht das Ka- 
ugendkriminalität. Gewalttaten 


n . 
en Erscheinungsformen nehmen wei- 
terhin zu. Erforderlich seien umfassende zielgruppenori- 


entierte Konzeptionen, die die Ursachen und kriminalitäts- 
fördernde Umstände gleichermaßen berickeichar en. Mit 
repressiven Mitteln allein kann auf diese me 
nicht wirksam reagiert werden, (Pressemitteilung 12. 11.) 


Chemnitz 

Am 20.11. veröffentlichte der St 
genblatt, das kostenlos an Chemnitzer Haushalte verteilt 
wird — einen Aufruf der Nationalistischen Deutschland- 
Bewegung, der sich an bosnische Bürgerkriegsflüchtling® 
richtet und diese zur Rückkehr nach Bosnien auffordert. 
Dieser Aufruf wurde von einem ominösen „Friedensko- 
mitee 2000«, für das offenbar ein Dr. Alfred Mechteshei- 
mer verantwortlich zeichnet, nachhaltig unterstützt. Man 
wolle für die Verbreitung dieses Aufrufs auch in der Lan- 
dessprache sorgen. (E-Mail) 


adt-Anzeiger — ein Anzel- 


Riesa 

Am Abend des 2.12. zogen mehrere rechtsradikale junge 
Männer im Alter von 20-22 Jahren durch die Innenstadt; 
sie beschädigten Autos sowie Telefonzellen, grölten Nazi- 
parolen und zeigten den Hitler-Gruß. (Freie Presse, 4.12.) 


Eilenburg 

Am Abend des 4.12. nahm die Polizei wegen Sachbeschä- 
digung, Trunkenheit am Steuer und Tragens verfassungs- 
feindlicher Symbole 12 Jugendliche fest, die laut Polizei- 
bericht aus dem Raum Wurzen kamen und der rechten Ju- 
gendszene angehören. Die Jugendlichen waren nach einer 
Tanzveranstaltung durch die Innenstadt gezogen, hatten 
randaliert und unter anderem die Fenster eines Jugend- 
treffs eingeschlagen. Bereits seit einigen Monaten befürch- 
tete die Eilenburger Polizei, daß sich die rechte Szene aus 
Wurzen neue Aktionsfelder auch in der nahegelegenen Klein- 
stadt sucht. Der Pressesprecher des Landeskriminalamts 
äußerte allerdings gegenüber der »Leipziger Volkszeitung«: 
»Wir haben es flächendeckend mit Rechtsextremismus zu 
tun. Die Prognose, die Wurzener weichen aus, kann man 
nicht geben.« (Freie Presse; Leipziger Volkszeitung 6.12.) 


Dresden 

In der Nacht vom 6. zum 7.12. randalierten sieben junge 
Rechtsradikale unter Grölen rechtsgerichteter Parolen in 
einer Straßenbahn und beleidigten Fahrgäste. Anschließend 
griffen sie andere Jugendliche an und verletzten diese zum 
Teil so schwer, daß sie mit gefährlichen Kopfverletzungen 
ins Krankenhaus eingeliefert werden mußten. (Frankfurter 
Rundschau, 10.12.) 


Bad Muskau 

Anfang Dezember überfielen fünf rechte junge Männer im 
Alter zwischen 18 und 20 Jahren auf einem Parkplatz 
zwei polnische Staatsbürger. Sie schlugen mit Baseball- 
schlägern und Zaunlatten zunächst auf den Kleintranspor- 
ter und anschließend auf die beiden Insassen ein. Gegenü- 
ber der Polizei äußerten die Schläger, daß sie »Polen nicht 
ausstehen« könnten. (Neues Deutschland, 18.12.) 


Görlitz 

Ebenfalls Anfang Dezember randalierten 13 rechte Jugend- 
liche im Alter zwischen 13 und 20 Jahren, darunter vier 
Mädchen, zunächst in einer Straßenbahn: sie beleidigten 
Fahrgäste, riefen rechte Parolen, zogen mehrmals die Not- 
bremse und warfen Bierflaschen gegen die Fensterschei- 
ben. Anschließend schlug dieselbe Gruppe wahllos meh- 
rere Jugendliche mit Faustschlägen und Fußtritten ins Ge- 
sicht. (Neues Deutschland, 18.12.) 


Zwickau 

Am 21.12. löste die Polizei ein als Weihnachtsfeier dekla- 
riertes rechtes Skinhead-Konzert auf. Das »Fest« sollte in 
einer einschlägig bekannten Gaststätte stattfinden. Die Po- 
lızei erteilte den etwa 80 Jugendlichen aus Sachsen, Thü- 
ringen und Bayern Platzverweis. (Berliner Zeitung, 23.12.) 


Sebnitz 
Am frühen Neujahrsmorgen überfielen mehrere Jugendli- 
che zwei schlafende Obdachlose im Bahnhofsgebäude, 


schlugen mit Eisenketten auf sie ein und mißhandelten sie 
mit Fußtritten. Einer der beiden Obdachlosen mußte mit 
schweren Verletzungen ins Krankenhaus eingeliefert wer- 
den. Laut Aussagen der Polizei wird im Umkreis einer 
Gruppe ermittelt, die bereits mehrfach mit ähnlichen De- 
likten aufgefallen war. (Frankfurter Rundschau, 2.1.97; 
ARD-Tagesschau, 1.1.97, 20.15) 


Thüringen 


Lichte 

Am 3.3. kam es zu Auseinandersetzungen zwischen rech- 
ten Szenevertretern und anderen Besuchern in einer Gast- 
stätte. (Thüringer Landeszeitung, 7.1.97) 


Sonneberg 

Anfang April traktierten zwei rechte Jugendliche zwei 
österreichische Staatsbürger chinesischer Herkunft mit 
Schlägen und Fußtritten und beschimpften diese mit aus- 
länderfeindlichen Parolen. (Süddeutsche Zeitung, 31.5.) 


Gera 

Am 6./7. 4. fand eine Bundesschulung der Jungen Natio- 
naldemokraten (JN) statt. 

(Thüringer Innenministerium, Drucksache Nr. 2/1569 v. 
11. 12.) 

Erfurt 

Am 26.4 beantwortete das Thüringer Innenministerium 
eine Große Anfrage der Fraktion der PDS zum Thema 
»Bestandsaufnahme zum organisierten Rechtsextremis- 
mus«. Danach existieren in den großen Städten Thürin- 
gens ein Kreisverband der »Republikaner« in Erfurt sowie 
die »Anti-Antifa Ostthüringen« im Raum Rudolstadt/Saal- 
feld, die auch unter dem Namen »Thüringer Heimat- 
schutz« (HTS) und »Kameradschaft Jena« auftritt. Weiter 
existiert ein NPD-Landesverband in Gotha, ein DVU- 
Landesverband in Arnstadt sowie ein Rep-Landesverband 
in Steinach. Für die rechtsextremistische Jugendszene 
werden als örtliche Schwerpunkte Sonneberg, Ilmenau 
und Neuhaus am Rennweg genannt. (Thüringer Innenmi- 
nisterium, Drucksache 2/1075 v. 26. 4.) 


Saalfeld 

Am 13.5. gab es einen Übergriff von unorganisierten Neo- 
nazis auf ein Haus mit Bewohnern, die der linken Ju- 
gendszene zuzurechnen sind (Thüringer Innenministeri- 
um, Drucksache v. 11. 12. 96, Nr. 2/1569) 


Erfurt 

Am 25. 5. verharmloste der Präsident des Thüringer Land- 
tages, Dr. Pietzsch, die ausländerfeindlichen Ausfälle des 
frischgewählten Landesrechnungshofs- Vizepräsidenten 
Gundermann als »maximal private Entgleisung« und als 
»Kneipenäußerung, die kein Verstoß gegen Beamtenrecht 
sei.« (Thüringer Allgemeine, 25. 5.) 


Gera 
Am 1.6. veranstalteten rechte Jugendliche ein Konzert. 


(Thüringer Landeszeitung, 7.1.97) 


Erfurt 
Ende Mai/Anfang Juni besprühten der Fuldaer Rechtsex- 


tremist Manfred Roeder und ein weiterer Mann die Tafeln 
der Ausstellung »Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehr- 
macht 1941 bis 1944« des Hamburger Instituts für Sozial- 
forschung im Erfurter Gewerkschaftshaus mit den Worten 
»Hetze« und »Lüge«. Die »Junge Freiheit«, die Zeitung 
der Neuen Rechten, hatte zuvor in einem Artikel zu Aktio- 
nen dieser Art aufgerufen. 

Roeder hatte 1973 das Vorwort zur Broschüre »Die 
Auschwitz-Lüge« von Thies Christophersen geschrieben. 
Wegen Anstiftung eines Anschlags auf ein Hamburger 
Ausländerwohnheim, bei dem zwei Menschen ums Leben 
kamen, war Roeder 1982 zu 13 Jahren Haft verurteilt wor- 


den. (E-Mail) 


Erfurt | 
Am 15.6. veranstalten Rechte unter Führung des bekann- 


ten Rechtsextremisten Thomas Dienel eine Demonstration 
anläßlich des Tages der Offenen Tür des Thüringer Land- 
tages. (Thüringer Landeszeitung, 7.1.97) 


Ramsla 
Ebenfalls am 15.6. veranstalteten politisch nicht organi- 


sierte Rechte zusammen mit Angehörigen der »Anti-Anti- 
fa Ostthüringen« ein Konzert. 150 Jugendliche grölten 
»Sieg heil« und »Heil Hitler« (Thüringer Landeszeitung, 


7.1.97) 


Jena 
Am 22.6. veranstalteten die »Anti-Antifa Ostthüringen« 


eine »Sonnenwendfeier«. 
(Thüringer Landeszeitung, 7.1.97) 


Erfurt 
In den Wochenendausgaben 22./23.6. der beiden Thürin- 


ger Lokalzeitungen »Freies Wort« und »Südthüringer Zei- 
tung« erschienen die »95 Thesen zum Lutherjahr« des 
Rechtsextremisten Manfred Roeder. Auf ganzseitigen An- 
zeigen wurden die Schuld Deutschlands am Ausbruch des 
2. Weltkrieges als »moderne teuflische Erfindung« be- 
zeichnet und die immer weiter um sich greifende angebli- 
che »Deutschfeindlichkeit« angeklagt. 

Beide Lokalzeitungen distanzierten sich umgehend von 
der Veröffentlichung, entschuldigten sich und erklärten 
»technische Pannen« als Ursache für den Abdruck. Mitar- 
beiter der beiden Zeitungen hatten sich empört und klare 
Stellungnahmen gefordert. 


Jena 
Anfang Mai kursierte eine Einladung zu einer Feld- 


schlacht im Thule-Netz, die im September südlich von Je- 
na stattfinden sollte. Unter dem Motto »Sag dem Aben- 
teuer, daß wir kommen.« werden männliche Jugendliche 
aufgerufen, »ihr archaisches Blut in Wallung (zu) brin- 
gen«. Der Aufruf ist makaber: akribisch werden erlaubte 
und unerlaubte Waffen aufgezählt, die aus Holz und 
stumpf sein müssen. Es sei zwar nicht Sinn und Zweck der 
Schlacht, sich gegenseitig zu verletzen, aber um sich zu 
stählen, müssen auch Verletzungen in Kauf genommen 


werden. (E-Mail) 
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Engerda 

Am 29. 6. nahmen an der »Feldschlacht« in Engerda im 
Kreis Rudolstadt/Saalfeld nach Erkenntnissen der Thürin- 
ger Sicherheitsbehörden ca. 25 Personen teil. Über eine 
Zugehörigkeit dieser Personen zum neonazistischen Spek- 
trum liegen keine Erkenntnisse vor. (Thüringer Innenmi- 
nisterium, Drucksache Nr. 2/1321 v. 29. 8.) 

Auf einer Plenarsitzung am 20./21. 6 informierte ein Ab- 
geordneter der PDS, daß der Aufrufer für die »Feld- 
schlacht« der ehemalige »Horstführer« der verbotenen 
neofaschistischen Wikingjugend und ehemalige Redak- 
teur der »Jungen Freiheit« ist. 


Saalfeld 
Im Juni überfielen rechte Jugendliche ein von alternativen 


Jugendlichen bewohntes Haus, zerstörten die Einrichtung 
und schlugen einen Bewohner zusammen. (Junge Welt, 
26.9.) 


Weimar 

Am 25.7. randalierte eine sächsische Jugendgruppe in der 
Gedenkstätte des Konzentrationslagers Buchenwald. Die 
Jugendlichen bespuckten Gedenksteine und drückten Zi- 
garetten auf den Gedenktafeln aus. Die Hand zum Hitler- 
gruß erhoben riefen sie den Besuchern der Gedenkstätte zu 
»Das Tor zumachen, dann seid ihr da, wo ihr hingehört.« 
Die Polizei war unterdessen damit beschäftigt, die Perso- 
nalien französischer Teilnehmer eines Antifa-Workshops 
festzustellen. (E-Mail) 


Ende Juli informierte das von Aktivisten der rechtsextre- 
mistischen Szene gegründete Aktionskomitee Rudolf 
Hess die »Kameraden« über die Einrichtung eines Natio- 
nalen Infotelefons in Thüringen. Der Betreiber des Natio- 
nalen Infotelefons »Mitteldeutschland« ist der NPD-Lan- 
desverband Thüringen. Informiert wurde vor allem im Hin- 
blick auf den geplanten Rudolf-Hess-Marsch. (E-Mail) 


Kleinrudestedt 
Am 27.7. fand ein von Skinheads veranstaltetes Rockkon- 
zert statt. (Thüringer Landeszeitung, 7.1.97) 


Thüringen 

Am 17. 8., in der »Heß-Aktionswoche« anläßlich des 9. 
Todestages von Rudolf Heß, verzeichnete das Thüringer 
Innenministerium Schmierereien durch Angehörige der 
rechten Szene. (Thüringer Innenministerium, Drucksache 
Nr. 2/1569 v. 11. 12.) | 


Saalfeld 

Am 4.9. räumten Polizisten eine von 35 rechten Jugendli- 
chen besetzte Lagerhalle. Die Jugendlichen hatten ein 
»Aktionskomitee Deutsches Jugendhaus Saalfeld« ge- 
gründet und wollten die Lagerhalle zu »einem drogenfrei- 
en und nationalen Treffpunkt umbauen«. Die Stadtverwal- 
tung, die Polizei und die Jugendlichen haben sich nach der 
Räumung darauf geeinigt, gemeinsam geeignete Räume 
für die Jugendlichen zu finden, wobei die Jugendlichen 
die Betreuung durch einen Streetworker akzeptieren und 
versprechen mußten, keinen überregionalen rechten Treff 
einzurichten. 


Der Saalfelder Bürgermeister Richard Beetz (CDU) be- 
gründete seine Entscheidung mit der Absicht, die Jugend- 
lichen »dem Kern der rechten Szene und dem Gewaltein- 
fluß zu entziehen«. Daß seine Entscheidung — ohne Beetz 
diese Absicht unterstellen zu wollen — dazu beiträgt, ge- 
nau einen solchen Kern der rechten Szene zu etablieren, 
belegt nicht nur der Umstand, daß es sich beim Sprecher 
der Jugendlichen bzw. des »Aktionskomitee Deutsches 
Jugendhaus Saalfeld« um Tino Brandt handelt, dem Re- 
dakteur der Neuen Thüringer Zeitung, die zum rechtsex- 
tremen »nationalen Medienverband« gehört. Brandt war 
darüber hinaus der Anmelder der diesjährigen Rudolf- 
Hess-Demonstration. 

In der Thüringer Lokalpresse wurden die Jugendlichen als 
friedlich und kooperativ gelobt. Einer Umfrage der »OÖst- 
thüringer Zeitung« zufolge begrüßt die Bevölkerung die 
Einrichtung eines »nationalen Jugendhauses«. (Junge Welt, 
26.9.) 


Gotha 

In der Nacht vom 13. zum 14.9. wurden 29 rechte Jugend- 
liche, darunter sechs Mädchen, in Sicherungsgewahrsam 
genommen. Ein Bürger hatte zuvor die Polizei angerufen, 
nachdem er von den Jugendlichen vom Keller ihres Ju- 
gendtreffs aus mit einem Luftgewehr beschossen worden 
war. Im Jugendtreff fanden sich rechtsextremistische Schrif- 
ten, eine Hakenkreuzfahne und ein Hitler-Relief. Bei der 
Aufnahme der Personalien durch die Polizeibeamten kam 
es zu Beschimpfungen und Tätlichkeiten seitens der Ju- 
gendlichen. Ein Polizeifahrzeug wurde mit Flaschen be- 
worfen. (Freies Wort, 16.9.) 


Apolda 
Am 28.9. randalierten Rechte bei einem Brauereifest. 
(Thüringer Landeszeitung, 7.1.97) 


Auf eine Kleine Anfrage zu rassistischen und rechtsextre- 
mistischen Anschlägen und Überfällen in den Monaten 
März bis September teilt das Innenministerium mit, daß 
im genannten Zeitraum 35 Personen verletzt wurden. Von 
Januar bis September wurden insgesamt 583 Ermittlungs- 
verfahren gegen Täter bzw. Tatverdächtige mit einem 
rechtsextremistischen Hintergrund eingeleitet. (Thüringer 
Innenministerium, Drucksache 2/1569 v.11. 12.) 


Saalfeld 
Am 5./6. 10. griffen Mitglieder der Gruppe »Anti-Antifa 
Ostthüringen« ein Polizeifahrzeug mit Schlagstöcken an. 
(Thüringer Innenministerium, Drucksache Nr. 2/1569 v. 
11. 12.) 


Weimar 

Drei rechte Jugendliche fotografierten einander jeweils 
den Hitler - Gruß zeigend in der Gedenkstätte des ehema- 
ligen Konzentrationslagers Buchenwald. Besucher der Ge- 
denkstätte hatten die Polizei informiert, die die Jugendlichen 
daraufhin vorübergehend festnahm. (Freies Wort, 16.10.) 


Weimar 
Am 1.11. wurde eine Gruppe Jugendlicher, die sich in 
brauner, uniformähnlicher Kleidung auf dem Gelände des 


ehemaligen Konzentrationslager Buchenwald aufhielt, von 
der Gedenkstättenleitung und der herbeigerufenen Polizei 
des Platzes verwiesen. (tlz, 2.11.) 


Weilrode 

Am 7. 12. fand eine »Weihnachtsfeier« von Mitgliedern 
der unorganisierten Neonaziszene statt. (Thüringer Innen- 
ministerium, Drucksache Nr. 2/1/5 v. 27.2. 97) 


Erfurt 

In ihrer Wochenendausgabe vom 7./8.12. druckte die 
»Berliner Zeitung« den Leserbrief eines Berliner Bürgers 
ab, der am 28.11. auf dem Erfurter Hauptbahnhof folgen- 
des erlebt hatte: auf dem Bahnsteig hielten sich außer et- 
wa 200 Personen auch drei Beamte des Bundesgrenz- 
schutzes auf. Am Ausgang der Bahhofstoilette war es laut 
geworden, weil »eine langgewachsene kahlköpfige Ge- 
stalt« der Ansicht war, daß die Verpflichtung, »Notdurft- 
kosten« zu zahlen, für ihn nicht gelte. Die Beamten, die 
nicht reagierten, wurden schließlich von dem betreffenden 
jungen Mann beschimpft: »Soll ich euch sagen, wo ihr 
hingehört? Ihr gehört in die Gaskammer.«, was sie ledig- 
lich dazu veranlaßte, zu Boden zu blicken. Der Leserbrief- 
schreiber wandte sich mit der Aufforderung an die Beam- 
ten, endlich einzugreifen. Doch diese lehnten das mit dem 
Hinweis auf eine mögliche größere Schlägerei ab und 
ließen den jungen Mann weiterhin von »Gaskammern« 
bramarbasieren. 


Jena und Rudolstädter Umgebung 

Die Sonderkommission Rechtsextremismus des Thüringer 
Landeskriminalamts durchsuchte Mitte Dezember zwölf 
Wohnungen und Geschäftsräume mutmaßlicher Rechtsex- 
tremisten. Neben Propagandamaterial fanden die Ermitt- 
ler Listen mit detaillierten Informationen über die Polizei. 
(Neues Deutschland, 21./22.12.) 


Jena 

Das Thüringer Innenministerium berichtet auf eine Anfra- 
ge der PDS über eine Störung des öffentlichen Friedens 
durch Androhung von Staftaten mittels Briefbombenat- 
trappen zum Jahreswechsel 1996/97. Ein rechtsextremisti- 
scher Hintergrund wird vermutet. 


Am 7.1.1997 wird die »Thüringer Landeszeitung« ein Re- 
sümee über rechtsextremistische Ereignisse des Jahres 
1996 in Thüringen ziehen. Danach sind zwischen März und 
September des Vorjahres insgesamt 35 Personen durch 
rechtsextremistische Übergriffe verletzt worden. 

In Thüringen gibt es eine fest gefügte und gut vernetzte 
rechte Szene, die vor allem durch Aktivitäten der »Anti — 
Antifa Ostthüringen« aufgefallen ist. Schwerpunkte dieser 
Organisation sind in Thüringen der Raum Saalfeld / Ru- 
dolstadt, Gera, Jena, Sonneberg, Weimar, Ilmenau, Gotha 
und Kahla. Zu den Szeneaktivitäten zählen die Organisati- 
on rechter Musikkonzerte sowie die tätliche Übergriffe. 
(Thüringer Landeszeitung, 7.1.97) 


Das Thüringer Innenministerium teilte in einer Antwort 
auf eine Anfrage eines PDS-Abgeordneten über rassısti- 
sche und rechtsextremistische Aktivitäten und Ausschreitun- 


gen in Thüringen im Zeitraum Oktober bis Dezember mit: 
Es wurden insgesamt 254 staatsanwaltschaftliche Ermitt- 
lungsverfahren gegen Tatverdächtige bzw. Täter mit einem 
rassistischen und rechtsextremistischen Hintergrund ein- 
geleitet, davon 208 wegen sogenannter Propagandadelikte, 
14 wegen Landfriedensbruch, 8 wegen Volksverhetzung 
und Gewaltdarstellung, 10 wegen Körperverletzung und 4 
wegen sonstiger Delikte. (Thüringer Innenministerium, 
Drucksache 2/1/5 v. 27. 2.97) 


Sachsen-Anhalt 


Magdeburg 

Im März attackierten vier rechte Jugendliche einen 18jäh- 
rigen Punker mit Faustschlägen und Tritten. (Junge Welt, 
10.2.97) 


Quedlinburg 

Am 16.5. überfielen rechte Jugendliche das alternative 
Kulturzentrum in der Reichenstraße 1. Gegen 21.00 Uhr 
testeten fünf rechte Jugendliche das Terrain. Nachdem sie 
festgestellt hatten, daß im Cafe nur wenige, vor allem jün- 
gere Besucher saßen, riefen sie per Funktelefon noch wei- 
tere vierzig »Kameraden« zusammen und demolierten die 
Einrichtung des Cafes. Die Besucher konnten fliehen. Die 
herbeigerufene Polizei beobachtete zunächst den Verlauf 
des Überfalls und nahm anschließend zwei der rechten 
Gewalttäter fest. Da sich inzwischen mehrere alternative 
Jugendliche versammelt hatten, blieb die Polizei präsent. 
Vom zweihundert Meter weiter weg gelegenen Jugen- 
dclub »Kleers« aus provozierten die rechten Jugendlichen 
weiter mit Steinen und Molotow-Cocktails. Die anwesen- 
den Beamten wurden seitens der alternativen Jugendli- 
chen darauf hingewiesen, kommentierten dies aber mit 
den Worten, daß der Einsatzbefehl sich nicht auf das 
»Kleer«, sondern auf das Kulturzentrum bezöge. 

Der Konflikt zwischen den rechten Angreifern und den 
Jugendlichen des alternativen Kulturzentrums eskalierte 
schließlich. Presseberichten der nächsten Tage zufolge 
hatte es sich um eine Auseinandersetzung rivalisierender 
Jugendgruppen gehandelt, bei der die Polizei sehr beson- 
nen vorgegangen sei. Den Berichten der alternativen Ju- 
gendlichen zufolge, hatte sich die Polizei jedoch zugun- 
sten der rechten Angreifer positioniert. (E-Mail) 


Quedlinburg 

Ein paar Tage darauf demonstrierten etwa 100 Personen 
gegen den Überfall auf das Kulturzentrum. Vor dem nahe- 
gelegenen Jugendclub »Kleers« hatten sich ca 20 gewalt- 
bereite rechte Jugendliche versammelt, die laut Aussagen 
der Demonstranten umfassenden Polizeischutz genossen. 
(E-Mail) 


Muldenstein 

Auf dem kleinen Platz zwischen Post, Sparkasse und Su- 
permarkt treffen sich seit knapp zwei Jahren allabendlich 
zwischen 10 und 20 Jugendliche im Alter zwischen 14 
und 20 Jahren zum Biertrinken, Sprücheklopfen und zu 
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ein bißchen Randale. Sie kommen aus Muldenstein und 
Umgebung. Einige sind motorisiert. Die Reichskriegsflag- 
ge auf der Hutablage eines Autos, der zur Begrüßung ange- 
deutete Hitler-Gruß, Sprüche wie »Deutschland den Deut- 
schen« oder »Ausländer sind Dreck« lassen wenig Zweifel 
daran, daß es sich um Jugendliche aus dem eher rechten 
Spektrum der Gesellschaft handelt. Ein Wachumzug an 
Führers Geburtstag räumte letzte Zweifel gänzlich aus. 
Jeder in Muldenstein kennt die rechten Jugendlichen. Alle 
haben Angst vor ihnen. Die Leute, die unmittelbar am 
Platz wohnen, beschwerten sich zunächst über Krach und 
Randale. Seitdem ihnen daraufhin die Fenster eingeschla- 
gen wurden und die örtliche Polizei sie beratschlagt hat, 
die Jugendlichen auf keinen Fall zu provozieren, sondern 
sich im Totstellverfahren den Gegebenheiten anzupassen, 
sitzen sie Abends im Dunkeln zu Hause. 

Am Abend des 7.7. passierte, was eine Dorfbewohnerin 
im Nachhinein für absehbar hielt. Zwölf der rechten Ju- 
gendlichen pöbelten zwei Asylbewerber aus Togo und 
Sierra Leone an, durch deren pure Anwesenheit die Ju- 
gendlichen sich provoziert fühlten. Als die beiden Männer 
die Flucht ergriffen, starteten die Jugendlichen ein Auto 
und begannen die beiden Männer vor sich herzutreiben. 
Dreimal versuchten die Jugendlichen die Männer gegen 
einen Gartenzaun zu quetschen. Einem der Männer gelang 
es, sich durch einen Sprung über die Kühlerhaube hinweg 
in einen Vorgarten selbst das Leben zu retten. Den anderen 
rettete die beherzte Drohung eines Anwohners mit der Po- 
lizei. Die beiden Asylbewerber kamen mit dem Leben da- 
von. 

Seit der Fall die Öffentlichkeit erreichte - was einige Tage 
dauerte, denn die übrigen Dorfbewohner haben nichts 
gehört, nichts gesehen und nichts gesagt - hat der Anwoh- 
ner, der Zivilcourage gezeigt hatte, Angst vor rechten An- 
schlägen. 

Die Jugendlichen aber spekulierten, ob sie endlich einen 
Jugendclub bekommen und daß sie ihn vielleicht gar schon 
hätten, wären die beiden Männer aus Togo und Sierra Leo- 
ne tot. (Frankfurter Rundschau, 20.7., Neues Deutschland, 
23.7., Spiegel, 30/96) 


Kakerbeck 

Am 10./11.8. versammelten sich etwa 130 rechte Jugend- 
liche zu einem Rockkonzert des rechtsextremistischen 
Liedermachers Frank Rennicke, der vor allem in den letz- 


ten Jahren als »kulturell-politische Integrationsfigur« fun- 
gierte. 


Der Leiter des sächsisch-anhaltinischen Staatsschutzes, 
Hermann Hartmann, sprach in diesem Zusammenhang 
von einer neuen Taktik der Rechtsextremisten., die der 
Pflege und Entwicklung ihrer Organisationsstrukturen 
dient. Unter dem Deckmantel legaler und kurzfristig ver- 
abredeter Zusammenkünfte wie Hochzeits- und Geburts- 
tagsfeiern, Sport- oder Diskoveranstaltungen entwickeln 
die Rechten neue Kommunikationsverbindungen und fest- 
igen ihre Feindbilder, zu denen Hartmann vor allem aus- 
ländische und jüdische Bürger zählte. 

Koordiniert werden rechte Aktionen vor allem durch Anhän- 
ger bzw. Mitglieder verbotener Organisationen, die selbst je- 
doch nicht in Erscheinung treten. (Junge Welt, 13.8.) 


Wittenberg 

Anfang August versammelten sich rund 100 Rechte zu ei- 
nem Aufmarsch im Rahmen des sogenannten Rudolf- 
Heß-Gedenkmonats am Wittenberger Bahnhof. Die Poli- 
zei konnte den Aufmarsch zwar verhindern, gleichzeitig 
kurvten aber mehrere Autos mit wehender Reichskriegs- 
flagge durch die Wittenberger Innenstadt. Am Nachmittag 
desselben Tages versuchte ein Gruppe Rechter das alter- 
native Jugendkulturprojekt »Schweizer Garten« anzugrei- 
fen. (E-Mail) 


Wittenberg 

Am 18.8. wurde im Thule-Netz über die »Kameradschaft 
Elbe-Ost« das Flugblatt eines »unbekannten Kameraden« 
veröffentlicht. Unter dem Titel »Soll Wittenberg im Dreck 
ersticken?« wird eine »autonome Szene« beschuldigt, das 
Wittenberger Stadtbild zu verunstalten, Touristen anzufal- 
len, den Bürgermeister anzupöbeln und die Einwohner der 
Stadt einzuschüchtern. (E-Mail) 


Magdeburg 

Anfang September bestätigte der Verfassungsschutz Sach- 
sen-Anhalts die Existenz sogenannter Schwarzer Listen, 
die rechtsextremen Gruppen des Bundeslandes angelegt 
haben. (E-Mail) 


Kloetze 
In der Nacht vom 15. zum 16.9. skandierten vier rechte 
Jugendliche Naziparolen. (E-Mail) 


Naumburg 

Am 23./24.11. berichtete das »Neue Deutschland« über 
die Situation in der Stadt nachdem ein irischer For- 
schungsingenieur beim Umsteigen auf dem Naumburger 
Bahnhof von rechten Jugendichen zusammengeschlagen 
worden war. Die Polizei hatte den Iren stundenlang festge- 
halten, ein Protokoll unterschreiben lassen, dessen Inhalt 
er nicht nachvollziehen konnte, da man ihm einen Dol- 
metscher verwehrt hatte. 

Daneben waren in Naumburg und Umgebung eine Serie 
rechtsradikaler Drohbriefe gegen Politiker und in antifa- 
schistischen Vereinen engagierte Bürger aufgetaucht. Ein 
Flugblatt mit einer entsprechenden Namensliste forderte 
die Bevölkerung auf, diese zu vervollständigen. 

Eine Anfrage der PDS im Landtag ergab, daß die Nord- 
harz-Region insgesamt, vor allem aber die Städte Witten- 
berg und Naumburg rechtsextremistische Problemregio- 
nen sind. Darüber hinaus sorgen aus Niedersachsen stam- 
mende Neonazis für »über dem Landesdurchschnitt 
liegende Aktivitäten rechtsextremer und neonazistischer 
Gruppierungen«. 


Kloetze 

Am 28.12. verhinderte die Polizei eine unangemeldete 
Demonstration, zu der sich Rechtsextremisten in einem 
Jugendzentrum versammelt hatten. 50 Personen wurden 
vorläufig festgenommen. (Frankfurter Rundschau, 30.12.) 


Berlin 


Marzahn 

Am 1.5. marschierten etwa 200 Rechte durch den Berliner 
Stadtteil und forderten »Deutsche Arbeitsplätze für deut- 
sche Arbeitnehmer«. Die Demonstration und anschließen- 
de Kundgebung auf dem Helene-Weigel-Platz war von der 
NPD organisiert und angemeldet worden. Während die 
Polizei zunächst versucht hatte, die Demonstration zu ver- 
bieten, wurde sie einer gerichtlichen Verfügung gemäß le- 
galisiert. Der Bezirksbürgermeister Harald Buttler (PDS) 
hatte die Öffentlichkeit nicht informiert, weil er keine Un- 
ruhen seitens »linker Chaoten« wollte. (Junge Welt-Inter- 
view mit Harald Buttler, 4./5.5.) 


Tiergarten 

Am 30.6. kam es am Abend nach dem Endspiel der Fuß- 
ball-EM zu Ausschreitungen auf dem Kurfürstendamm, 
der Joachimsthaler Straße und dem Breitscheidplatz. Es 
wurden dabei Reichskriegsflaggen geschwenkt, »Sieg 
Heil!«-Rufe gegrölt und mit dem sogenannten Kühnen- 
Gruß salutiert. Mit Schreckschußpistolen wurden Gas und 
Signalmunition auf Umstehende abgefeuert. (taz, 2.7.) 


Friedrichshain 

Am 17.8. wurden zwei vermutlich aus Schwarzafrika 
stammende Fahrgäste in der U-Bahnlinie 5 von vier rechten 
Jugendlichen angepöbelt, mit einer Waffe bedroht und 
schließlich von einem der Jugendlichen angeschossen. Die 
beiden Afrikaner sind verschwunden, die Jugendlichen, die 
die Polizei kurz nach der Tat stellte, hatten keine Waffe 
mehr bei sich und befinden sich derzeit auf freiem Fuß. 
(Tagesspiegel, 29.8.) 


Neukölln 

Am 27.8. meldete die »taz« die Festnahme zweier Deut- 
scher im Alter von 31 und 37 Jahren, die im Juli einen aus 
dem Libanon stammenden in Deutschland eingebürgerten 
Mann aus einer Gaststätte in Neuköln gezerrt, niederge- 
schlagen und mit Messerstichen lebensgefährlich verletzt 
hatten. Zeugenaussagen zufolge haben die beiden Täter 
den Mann in der Gaststätte zunächst angepöbelt und be- 
hauptet, er sei trotz seiner deutschen Staatsbürgerschaft 
ein Ausländer. 


Am 29.8. begann der Prozeß gegen drei Mitglieder des 
1992 gegründeten rechtsextremen Vereins »Die Nationa- 
len e.V.«, die verantwortlich zeichnen für die Redaktion 
und Verbreitung der Berlin-Brandenburger Zeitung. Der 
52jährige Frank Schwerdt und der 21jährige Lutz G. wur- 
den inzwischen wegen Verbreitung von NS-Propaganda- 
mitteln, der Verwendung von verfassungsfeindlichen Kenn- 
zeichen sowie Volksverhetzung verurteilt. Der Angeklagte 
Hans-Christian Wendt (25), ein vor allem in Berlin und 
Brandenburg aktiver Neonationalsozialist (Kontakte zur 
NSDAP/AO und der Wiking-Jugend), entzog sich dem 
Verfahren durch Flucht. Gleich zu Beginn des Prozesses 
kam es zum Skandal, als ein der rechten Szene naheste- 
hender Journalist Fotos von Staatsschutzbeamten schoß, 
die als Zeugen aussagen sollten, um — wie die Presse mut- 
maßte — sogenannte Schwarze Listen zu komplettieren. 


Die »Berlin Brandenburger Zeitung« erscheint bereits seit 
1992 und gilt als Pool prominenter Kader verbotener 
rechtsextremistischer Organisationen. Ihre Zielgruppen 
sind der sogenannte »normale Bürger« und das Umfeld der 
rechten Szene. Daher propagieren die Beiträge nicht vor- 
dergründig rechtsextremistische Grundsatzpositionen, son- 
dern bewerten das Alltagsgeschehen aus eher diffus und 
allgemein rechter Perspektive. 

Es gibt inzwischen fünf Ableger der BBZ, deren Innensei- 
ten jeweils identisch sind, während die vier Außenseiten 
sich mit Lokalem befassen: Junges Franken, Neue Thürin- 
ger Zeitung, Westdeutsche Volkszeitung und Mitteldeut- 
sche Rundschau (in 2 Versionen). 

(Junge Welt, 18.7.; E-Mail) 


Am 8.8. verwies Bernd Wagner vom Mobilen Beratung- 
steam Brandenburg im »Tagesspiegel« noch einmal aus- 
drücklich auf die Gefahr, die von den »Nationalen« aus- 
geht. Der Einfluß der gegenwärtig aktiven rechten Or- 
ganisationen auf die rechte Jugendszene wird meist 
unterschätzt. Von den Verboten rechtsextremer Organisa- 
tionen und Parteien Anfang der neunziger Jahre hatte sich 
die rechte Szene schnell erholt. Das soziale Milieu der 
rechten Cliquen hat sich trotz der Verbote erhalten und in- 
zwischen noch erweitert. 


Im Hinblick auf den Einfluß, den der Verein »Die Natio- 
nalen e.V.« in Fürstenwalde hat, berichtet der »Tagesspie- 
gel« über den Besuch eines Mitglieds der Kameradschaft 
Beussel-Kiez, die die Nationalen dominieren: »Einer der 
Moabiter Neonazis, ein ehemaliger Bosnien-Söldner, soll 
nach Informationen des Tagesspiegels in Fürstenwalde 
wegen des Skinhead-Überfalls auf einen Dönerimbiß aufge- 
kreuzt sein und vor den Skins Manöverkritik geübt haben.« 
(Tagesspiegel, 11.9.) 


Die Berliner »taz« berichtete am 14./15.10. über den Sen- 
der »Radio Germania«, der im Offenen Kanal zu empfan- 
gen ist. Verantwortlich für die monatlichen Sendungen, 
die mit »Heil Euch Kameraden« beginnen und mit »Heil 
Deutschland« enden, zeichnen zwei prominente Vertreter 
der Berliner rechten Szene. Einer davon ist zugleich Leiter 
der neugegründeten Kameradschaft »Beusselkiez«, die 
seit einigen Wochen Flugblätter verteilt, auf denen ein 
»nationaler Sozialismus« mit einer »artgerechten Sied- 
lungsplanung, ohne Überfremdung durch Ausländer« pro- 
pagiert wird. Die Sendungen werden auf Wunsch der rech- 
ten Macher unter Polizeischutz moderiert, da es bereits 
zahlreiche Einsprüche gegen sie gegeben hat. 


Hellersdorf 

In der Nähe eines Müllplatzes versammeln sich regel- 
mäßig die 14- bis 16-jährigen der umliegenden Häuser. 
Sie tragen Bomberjacken, Springerstiefel und den obliga- 
torischen Kurzhaarschnitt. Sie trinken Bier, rauchen, klö- 
nen und achten peinlichst darauf, daß kein irgend fremd- 
ländisch Aussehender sich an ihren Mülltonnen vergreift. 
Einmal vertrieben sie eine junge Frau mit zwei kleinen 
Kindern, als die nach alten Kleidungsstücken Ausschau 
hielt. Ein anderes Mal zwangen sie ein als ausländisch 
identifiziertes Ehepaar als Strafe für das Wühlen im Müll 


den Platz aufzuräumen, auf dem Kinder am Vormittag 
Mülltüten ausgeschüttet hatten. 

Am 01.09., einem Sonntagnachmittag, wühlten zwei bos- 
nische Jungen im Müll. Die bosnischen Kriegsflüchtlinge 
sind der Gang ohnehin ein Dorn im Auge, obwohl sie 
selbst nicht so recht wissen, warum. Also versuchte die 
Gang, die zwei Bosnier zum Verlassen des Müllplatzes zu 
bewegen. Einer der beiden zog daraufhin eine Pistole, 
schoß und verletzte einen 16-jährigen. 

Nachbarn, die die Hellersdorfer Gruppe seit langem beob- 
achtet hatten, wollten dem Spuk aus Furcht vor Repressa- 
lien der Gruppe gegenüber ihren Kindern kein Ende berei- 
ten und ihre Namen in der Presse nicht gedruckt wissen. 
Einige der befragten Eltern der Gang-Jugendlichen begrei- 
fen nicht, was ihre Kinder dazu bewegt, deutschen Müll 
vor ausländischem Zugriff zu bewahren. Andere schon: 
»Also, wissen se, das tut mir leid. Aber ein westeuropäi- 
scher Ausländer macht so was nicht und auch kein deut- 
scher Sozialhilfeempfänger. Das sind nur immer die Bos- 
nier.« Das sagte einer der Väter, ehemals Abschnittsbevoll- 
mächtigter im Stadtbezirk, mit dem Hinweis, dies könne 
schon allein deswegen nichts mit Ausländerfeindlichkeit 
zu tun haben, weil er wie 90% der Hausbewohner früher 
SED-Mitglied war.(Berliner Zeitung, 12.9.) 


Mitte September wandte sich der Schulleiter der Erich- 
Maria-Remarque-Oberschule, Herr Friede, an die Berliner 
RAA. Er bat um Unterstützung, da sich das Klima an der 
Schule eindeutig nach rechts verschoben hat: 

»Herr Friede berichtete, daß die rechtsextreme Stimmung 
seit Sommerferien an der Schule wieder präsent ist. Es 
gibt wieder extreme Ausländerfeindlichkeit, die an ver- 
schiedenen Symptomen in der Schule zu messen ist. Es 
tauchten vereinzelt Nazisymbole auf, ein ausländerfeind- 
licher Brief einer Schülerin, vor allem ist die Zahl der kurz- 
geschorenen Jungen von 1-2 vor den Ferien auf 25-30 
nach den Ferien angestiegen. 

In verschiedenen Gesprächen wurde bei Schülern auf eine 
rechtsextreme Einstellung nachgefragt. Die schlimmsten 
Befürchtungen sind noch übertroffen worden. Unter den 
500 Schülern tritt kaum einer gegen diese Ansichten an. 
Problematisch ist darüber hinaus, daß das 40köpfige Leh- 
rerkollegium dieses Phänomen zu ignorieren scheint. 
Festgestellt werden mußte auch, daß die meisten Schüler 
aus einem bürgerlichen bis kleinbürgerlichen Elternhaus 
kommen und daß die Eltern weder Wendeverlierer noch Ar- 
beitslose sind.« (RAA Berlin, Gesprächsvermerk vom 19.9.) 


Hellersdorf 

Beim Hellersdorfer Erntedankfest am 21./22.9. brüllten 
etwa 40 Vertreter der rechten Jugendszene nationalsozialisti- 
sche Parolen, wurden handgreiflich und versuchten schließ- 
lich, ein nahegelegenes Asylbewerberheim zu stürmen. 
Nach Aussagen der Jugendstadträtin Salome Kirsten gab 
es bereits seit längerem und des öfteren Auseinanderset- 
zungen mit jugendlichen Rechten. Sie vermutete, daß Ak- 
tionen wie die zum Erntedankfest von der »Kameradschaft 
Hellersdorf« ausgehen. (Neues Deutschland, 24.09.96) 


Am 24.09. kurvte ein Artikel der »Jungen Welt« durchs 
Thule-Netz. In diesem Artikel ist die Rede von einem Zu- 


sammenschluß mehrerer Westberliner Kameradschaften, 
die nicht nur eine Reaktivierung alter Kader aus den Rei- 
hen der verbotenen FAP u.ä., sondern auch eine enge Ori- 
entierung an der HJ-Tradition erkennen lassen. (E-Mail) 


Am 2./3.10. berichtete die Junge Welt von offiziell der 
Drogenbekämpfung dienenden Einsätzen der Polizei auf 
Straßen und Plätzen in ganz Berlin. Dabei konzentrierten 
sich die eingesetzten Beamten vorwiegend auf nicht- 
deutsch aussehende Passanten, denen mitunter weder ein 
Straftatbestand noch andere Vergehen nachgewiesen wer- 
den konnten. Einige der solchermaßen stigmatisierten 
>nicht-weißen« Berliner Einwohner und Immigranten, die 
inzwischen Anzeige erstattet haben, berichteten von rassi- 
stischen Beschimpfungen, Mißhandlungen und dem offe- 
nen Bekenntnis eines Beamten, rechts zu sein. 

Um das Stadtbild zu »schönen«, sollen seit längerem Ob- 
dachlose und Bettler besonders aus der Gegend um den 
Kurfürstendamm und den Breitscheidplatz von einzelnen 
Polizeibeamten wegkomplimentiert worden sein. (Junge 
Welt, 2./3.10.) 

Am 12.10. berichtete der »Tagesspiegel« über einen Sozi- 
alarbeiter, der in Lichtenberg mit rechten Jugendlichen ar- 
beitet. Der Sozialarbeiter zitierte die von ihm betreuten 
Jugendlichen: »Wenn die Politik nicht mit den Kanaken 
fertig wird, dann müssen wir denen einheizen.« Obwohl 
die Schilderung der Gewaltbereitschaft der Jugendlichen 
durch den Sozialarbeiter dramatisch ist, blieb seine Er- 
klärung des Phänomens unbefriedigend. Er bediente das 
Klischee vom prügelnden underdog, der im wesentlichen 
das Produkt eines mangelhaften Elternhauses ist und kei- 
ne Arbeit bzw. Lehrstelle hat. 


Hohenschönhausen 

Am 12.10. stürmten 40 mit Schlagstöcken bewaffnete 
Rechtsradikale die Diskothek »East«. Sie traten das Dreh- 
gitter zur Seite und zerschlugen die Einrichtung. Der Tür- 
steher des Lokals wurde verletzt. Bevor sie flüchteten, 
schossen die Rechtsradikalen noch Leuchtspurmunition in 
das Lokal. Ein Polizeibeamter schätzte den Vorfall folgen- 
dermaßen ein: »Das war ein perfekt geplanter Anschlag. 
Die Rechtsradikalen waren nur wenige Minuten in dem 
Lokal.« (Berliner Morgenpost, 14.10.) 


Wilmersdorf 

Das Jugendgästehauses »Central« nimmt seit vergange- 
nem Jahr aus Gästemangel und Kostengründen im Winter 
obdachlose Jugendliche für einen Sonderpreis von pro 
Person 29,50 DM inklusive Frühstück auf. Der Leiter der 
Einrichtung wandte sich in diesem Jahr erneut an das zu- 
ständige Sozialamt, diesmal jedoch mit dem Hinweis: 
»Da wir [...] schlechte Erfahrungen mit ausländischen 
Mitbürgern gemacht haben, möchten wir diese in unserem 
Heim nicht beherbergen.« 

Die zuständige Sozialstadträtin Elisa Rode kommentierte 
das Schreiben: »Ich bin erstaunt, daß jemand es wagt, ei- 
nen so offen diskriminierenden Satz an uns zu schreiben.« 
(taz, 21.10.) 


Am 24.10. haben Mitarbeiter des Staatsschutzes in 12 ver- 
schiedenen Wohnungen von Mitgliedern der Kamerad- 


schaft Beusselkiez, die seit Beginn dieses Jahres aktiv ist, 
umfangreiches Propagandamaterial (Aufkleber und Flug- 
blätter der NSDAP/AO, der FAP und der NF) sicherge- 
stellt. (Berliner Zeitung, 25.10.) 


Auf einer Veranstaltung der Konrad-Adenauer-Stiftung in 
Berlin trug der Extremismusforscher Eckard Jesse, der zu- 
sammen mit Uwe Backes das »Jahrbuch Rechtsextremis- 
mus« herausgibt, seine Thesen vor, wonach die »Neue 
Rechte« im wesentlichen ein Phantasma der »68er« ist: 
»Die »Linke, die ihre »kulturelle Hegemonie« zu verlieren 
fürchte, stilisiere das Phantom der »Neuen Rechten«, um 
ihre Reihen zu schließen.« 

Die »Potsdamer Neuesten Nachrichten« vom 2.11. zitier- 
ten inhaltlich weiter: »Tonangebende Politiker, Journali- 
sten und Wissenschaftler reagierten auf das Auftauchen 
eines >kämpferischen Konservativismus< nach 1989 mit in- 
quisitorischen Staatsschutzmaßnahmen, so Jesse. An dieser 
Reaktion zeige sich die eigentlich beunruhigende Zeitströ- 
mung: eine Linksverschiebung des politischen Spektrums 
seit 1990.« 

Namentlich verantwortlich für die Beschwörung einer 
»Gefahr von rechts« machte Jesse den CDU-Bundestags- 
abgeordneten Friedbert Pflüger, den liberalen Publizisten 
Heribert Prantl sowie den Vertreter der Frankfurter Schu- 
le, Jürgen Habermas. Damit »erteilte Jesse jenen »linken 
Publizisten< eine Absage, die Deutschland nach »rechts< 
driften sehen.« 


Am 14.11. berichtet der »Tagesspiegel« vom Prozeß ge- 
gen einen der führenden Berliner Neonazis, Christian 
Wendt [vgl. Bericht über den Prozeß gegen die Macher 
der Berlin-Brandenburger Zeitung]. Wendt ist angeklagt, 
den brandenburgischen Innenminister Alwin Ziel als »Sta- 
si-Spitzel« verleumdet zu haben. Der Prozeß zieht sich 
nach Ansicht der Presse auch deswegen in die Länge, weil 
der Hamburger Szene-Anwalt und aktive Rechte Jürgen 
Rieger unermüdlich Beweisanträge stellt. 


Am 21.11. berichtete die »Berliner Zeitung« von »Nazi- 
Schmierereien« auf Fensterscheiben der Fachhochschule 
für Verwaltung und Rechtspflege. Laut Informationen der 
Zeitung sollen rechte Jugendliche aus der Umgebung 
dafür verantwortlich sein. Am 5.12. wird die »Berliner 
Zeitung« dann von Hakenkreuzschmierereien, die auf der 
Toilette der Landespolizeischule aufgetaucht sind, berich- 
ten. Ermittlungen haben aber ergeben, daß es »keine An- 
zeichen für rechtsradikales Gedankengut« unter den Poli- 
zeischülern gäbe. Da sich die Schmierereien auf der Da- 
mentoilette fanden, wird eine »irregeleitete Einzeltäterin« 
vermutet, die »aus unbekannten Motiven gehandelt« habe. 
Köpenick 

Am 23.11. fand in Köpenick eine genehmigte Demonstra- 
tion der »Jungen Nationaldemokraten« statt. Sie verstand 
sich als Gegendemonstration zu der am gleichen Tag in 
Friedrichshain stattfindenden Antifa-Demonstration zum 
Gedenken an den vier Jahre zuvor von rechten Jugendli- 
chen im U-Bahnhof Samariterstraße erstochenen Silvio 
Meier. In Köpenick wurden ausländerfeindliche Parolen 
gebrüllt und Reichskriegsflaggen geschwenkt. (Neues 
Deutschland, 25.11) 


Am 14.12. berichtete die »Berliner Morgenpost«, daß die 
Bezirksverordnetenversammlung Köpenicks Innensenator 
Schmidtbohm aufgefordert hat, sie in Zukunft über die 
Genehmigung rechter Demonstrationen zu informieren. 
Der Bürgermeister des Bezirks erklärte: »Wir können 
zwar nichts gegen solche Demos unternehmen, aber Ver- 
unsicherungen der Leute vorbeugen.« Darüber hinaus for- 
derte der Bürgermeister, Jugendliche verstärkt über die 
Schrecken der Vergangenheit aufzuklären. 


Mecklenburg-Vorpommern 


Rostock 

Am 8.6. stürmten 14 vermutlich rechte Jugendliche ein 
Zweimannzelt und traten mit Springerstiefeln auf die Cam- 
per ein (Spiegel 29/96) 


Mirow 
Am 14.6. wurde eine Berliner Schülergruppe von 15 rechten 
Jugendlichen angegriffen. (Spiegel 29/96; taz, 23.07.1996) 


Neubrandenburg 

Am 18.6. versammelten sich 80 rechte Jugendliche vor 
dem Lilienthal-Gymnasium, an dem sie »Linke« vermute- 
ten. Nachdem der Direktor des Gymnasiums die Jugendli- 
chen vergeblich aufgefordert hatte, das Schulgelände zu 
verlassen, alarmierte er die Polizei. Als diese eintraf, mar- 
schierten die Jugendlichen, bewaffnet mit Morgensternen, 
Schreckschußpistolen, Messern, Zaunlatten, Stahlketten, 
Baseballschlägern u.ä., in Kolonnen durch Nebenstraßen, 
warfen mit Bierflaschen, trugen offen verfassungsfeindli- 
che Symbole zur Schau und randalierten. 

Der Leiter des Staatsschutzes, Siegfried Stein, äußerte ge- 
genüber der Presse, daß die rechten Jugendlichen aus Neu- 
brandenburg, Neustrelitz, Rosenow, Waren und Rostock 
angerückt waren und sich über Handys und Computer- 
Mail verabredet hatten. (Nordkurier, 20.6.) 


Rügen 

Am 27.6. bedrohten rechte Jugendliche unter Grölen aus- 
länderfeindlicher Parolen die Gäste eines Ferienlagers in 
Altenkirchen und verletzten einen 16-jährigen Estländer 
am Kopf. (taz, 29./30.6.;, Nordkurier 4.7.) 


Wolgast 

Am 11.7. schlugen zwei rechte Jugendliche auf offener 
Straße auf einen Mann ein. Die brutale Szene wurde von 
mehreren Anwohnern beobachtet, die die Polizei riefen. 
Der Mann rettete sich zunächst in eine Kneipe, wurde 
aber vom Wirt gezwungen, das Lokal zu verlasen. Wieder 
auf der Straße prügelten die beiden Rechten weiter auf 
ihn ein. Weil die Polizei noch immer nicht zu sehen war, 
versuchte der Kellner eines benachbarten Restaurants da- 
zwischenzugehen. Die Polizei registrierte von einem Hin- 
tereingang aus die Szene ohne einzugreifen, wurde dabei 
allerdings von Anwohnern gesehen. Erst nachdem die bei- 
den Rechten den Mann totgetreten hatten, näherten sich 
die Beamten und nahmen die beiden fest. Einer der Schlä- 
ger hätte schon im Sommer 1995 in Haft genommen werden 
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müssen, da seine Bewährungsstrafe aufgehoben worden 
war. 

Gerüchte, nach denen die Wolgaster Polizei von den 
Rechten der Stadt beherrscht, weil unter Druck gesetzt 
und eingeschüchtert würden, bestätigten inzwischen nicht 
nur zahlreiche Zeugenaussagen, sondern auch die öffentli- 
chen Prahlereien rechter Jugendlicher. Da nur wenige Ein- 
wohner der Stadt mehr Zivilcourage beweisen als die Po- 
lizei, befürchtete Wolgasts Bürgermeister, die Gewalt in 
der Kommune könne eskalieren. (taz, 17./18.8.) 

Am 24.8. teilte die »taz« mit, daß das Innenministerium 
des Landes gegen zwei Beamte der Wolgaster Polizei ein 
Dienstordnungsverfahren und gegen zwei weitere Polizi- 
sten interne Ermittlungen eingeleitet hat. 


Friedland 

Der Nordkurier berichtet am 11.7. von zahlreichen bruta- 
len Übergriffen in Friedland und Umgebung mit zum Teil 
ausländerfeindlichem und rassistischem Hintergrund. 


Leisten am Plauer See 

Am 13.7. fielen 57 rechte Jugendliche über eine campen- 
de Jugendgruppe und ihre Betreuer her, prügelten sechs 
von ihnen krankenhausreif und traten auf die verletzt am 
Boden Liegenden ein. 

Die rechten Jugendlichen aus Hamburg und Mecklenburg- 
Vorpommern waren in Plau zu einer Geburtstagsfeier der 
»Kameradin« Cindy O. versammelt, als ihnen das Bier 
ausging. Auf der Suche nach Nachschub waren ein paar 
der rechten Jugendlichen auf dem Leistener Zeltplatz ge- 
landet, auf dem einer der Betreuer sich ihnen in den Weg 
stellte. Daraufhin zogen sie sich zurück, um anschließend mit 
einer halben Hundertschaft auf die Betreuer der Jugendgrup- 
pe einzuschlagen. 

Eins der zur Geburtstagsparty geladenen Mädchen äußer- 
te gegenüber Journalisten, daß es sich bei ihrer Zusam- 
menkunft lediglich um eine Feier befreundeter Cliquen 
aus Hamburg, der Umgebung und anderswoher gehandelt 
habe. Was ihre Freundinnen und Freunde verbinde, sei die 
Ablehnung von Ausländern, die den deutschen Jugendli- 
chen die Arbeitsplätze wegnähmen. Darüber hinaus seien 
sie »völlig unpolitisch«. Trotzdem fand die Polizei außer 
Waffen rechtsextreme Schriften und Reichskriegsflaggen. 
Mehrere der Jugendlichen trugen Hakenkreuzzeichen auf 
den Gürtelschnallen. Der Überfall habe aber laut Aussa- 
gen der Polizei keinen »neonazistischen« Hintergrund ge- 
habt. (Berliner Zeitung, 15.07.96) 

Sehr schnell wird in den Medien der Überfall fast aus- 
nahmslos dem Raster Ost-West-Konflikt zugeordnet und 
der Überfall als zwar außerordentlich brutal, aber darüber 
hinaus nicht als ungewöhnlich für unter Alkoholeinfluß 
stehende Jugendliche gewertet. Verharmlosend heißt es, 
daß Schlägereien unter Jugendlichen normal seien. Mit 
Rechtsextremismus habe das wenig zu tun. Daß hier aber 
erwachsene Betreuer einer Jugendgruppe von erwiesener- 
maßen rechtsextremen Jugendlichen aus Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern qua brutaler Gewalt diszipli- 
niert worden waren, nahmen weder die Medien noch die 
Lokalpolitiker noch die Jugendforscher, Soziologen und 
Psychologen, die sich eilfertig zu Wort meldeten, wahr. 
(vgl. Statements von Hurrelmann, Seidel-Pielen u.a.) 


Schwerin 

Laut dem Verfassungsschutzbericht 1995, der der Landes- 
regierung bereits im Februar diesen Jahres vorlag, sind in 
Mecklenburg-Vorpommern »500 rechtsextremistische Ge- 
walttäter« registriert. Der Bericht warnte auch vor der 
»fortschreitenden >»Neuformierung der Neonazi-Szene««. 
(Berliner Zeitung, 17.7.) 


Tarnow bei Bützow 

Anfang November randalierten 15 bis 20 Jugendliche in 
einer Gaststätte. Die eintreffenden Polizeibeamten wur- 
den von den Jugendlichen mit faschistischen Liedern und 
dem Hitlergruß empfangen. Zehn Jugendliche wurden 
vorläufig festgenommen. (Nordkurier, 5.11.) 


Am 13.11. vermerkt die BILD-Zeitung, daß die Länder 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern die jeweili- 
gen Polizeisonderkommissionen gegen Rechtsextremis- 
mus (SOKO) wieder aufgelöst haben. 


Brandenburg 


(die Sigle ALB verweist auf Berichte von Mitarbeitern des 
Büros der Landesausländerbeauftragten) 


Zechlin (Rheinsberg) 

Im Januar raste ein rechter Jugendlicher mit seinem Tra- 
bant auf eine Türkin zu, deren Freundin diese aber im letz- 
ten Augenblick zur Seite zog. (Bericht ALB) 


Königs Wusterhausen 

Das Ehrenmal für die Verfolgten des Naziregimes wurde im 
Januar mit Hakenkreuzen und Nazisprüchen beschmiert. 
(Bericht ALB) 


Brandenburg 

Am 15.2. trat der 21jährige Rechtsradikale Sascha L. unter 
Alkoholeinfluß den ihm unbekannten, aber von ihm auf- 
grund seines Äußeren als Punker identifizierten 23jährigen 
Sven B. derart brutal zusammen, daß dieser einige Tage 
darauf im Krankenhaus verstarb. Zwei Zeugen hatten das 
Geschehen von einem Fenster aus bemerkt, waren auf die 
Straße geeilt und hatten den Angreifer überwältigt. Beim 
Prozeß Anfang November wurde auf verminderte Schuld- 
fähigkeit aufgrund des Alkoholeinflusses plädiert sowie 
ein politischer Tathintergrund ausgeschlossen. Der Mord- 
vorwurf wurde fallengelassen und eine Jugendstrafe we- 
gen Totschlags gefordert. Vom Gericht befragt, was er un- 
ter dem Begriff »rechts« verstünde, äußerte der Angeklagte: 
»Ordnung, Sauberkeit und halbwegs gepflegter Auftritt«. 
(Tagesspiegel, 7.11.; Märkische Allgemeine Zeitung, 5.11., 
Berliner Zeitung, 5.11.; Märkische Oderzeitung, 4.11.) 


Am 11.11. wurde schließlich das Urteil gesprochen: sie- 
beneinhalb Jahre Haft wegen Totschlags. Entgegen der 
Selbsteinschätzung des Angeklagten, der sich weder für 
links noch rechts hielt, hatte der Richter »ein sehr unge- 
reimtes, rechtsradikales Gedankengut, eine faschistische 
Weltanschauung festgestellt«. (Märkische Oderzeitung, 
12.11.) 


In einem längeren Artikel des »Tagesspiegel« wird die Si- 
tuation in der Stadt Brandenburg beschrieben: Ausländer, 
Linke, Punks oder alternativ gekleidete Leute durchque- 
ren die Stadt im Schnellschritt. Als der recherchierende 
Journalist auf der Straße einen jungen Mann mit etwas 
längerem Haar beobachtet, kreuzen zwei szenetypisch ge- 
kleidete junge Männer auf, gehen auf ihn zu und einer 
spuckt demonstrativ vor ihm aus. Der Journalist befragt 
daraufhin den jungen Mann nach seinen Erfahrungen: 
»Einmal sind drei auf mich drauf. Als ich am Boden lag, 
haben sie mit den Stiefeln immer gegen den Kopf getre- 
ten. Dann hat einer gesagt, »der is’ hinüber«. Da hab ich 
Glück gehabt.« 

Der Chefarzt des örtlichen Klinikums, der die Einliefe- 
rung von Sven Beuter betreut hatte, resümierte kürzlich: 
»Vorsichtig geschätzt, wird bei uns seit einem Jahr alle 
zwei bis vier Wochen ein Opfer von Roheitsdelikten mit 
rechtsradikalem Hintergrund eingeliefert.« (Tagesspiegel, 
1.11.) 


Rheinsberg 
Im März fielen sechs Rechte mit »Sieg Heil«-Rufen über 
einen türkischen Imbißwagen her. (Bericht ALB) 


Bernau 

Im April tauchten in zahlreichen Briefkästen Postwurfsen- 
dungen mit Adolf-Hitler-Bildern und ausländerfeindlichen 
Parolen her. (Bericht ALB) 


Potsdam 

Ebenfalls im April beschimpften vier rechte Jugendliche 
einen geistig Behinderten als »Judenschwein« und schlu- 
gen ihn zusammen. 

Kurz darauf verprügelten zwei Jugendliche einen Kosovo- 
Albaner, weil er in der Straßenbahn nicht seinen Sitzplatz 
geräumt hatte. (Berichte ALB) 


Sachsenhausen 

In der Gedenkstätte des ehemaligen Konzentrationslagers 
Sachsenhausen brüllte Ende Mai ein 16jähriger »Sieg Heil« 
und »Heil Hitler« und schoß mit einer Schreckschußpistole 
in die Luft. 

Andere Jugendliche schmierten ein Hakenkreuz und Nazi- 
parolen ins Gästebuch der Gedenkstätte. (Berichte ALB) 


Schwedt 

Beim Schwedter Rock-Pop-Jazz-Festival randalierten rech- 
te Jugendliche, störten das Konzert, bedrohten dıe Gäste 
und erzwangen schließlich den Abbruch des Fests. (u.a. 
Märkische Oderzeitung, 21.5.) 


Potsdam 

Im Wohngebiet Waldstadt II wurden im Mai fünf italieni- 
sche Bauarbeiter von 30 Jugendlichen mit Steinen bewor- 
fen, geschlagen und getreten. Die Bauarbeiter mußten im 
Krankenhaus behandelt werden. (Bericht ALB) 


Cottbus 

Sechs Jugendliche überfielen Ende Mai einen Asylbewer- 
ber aus dem ehemaligen Jugoslawien, schlugen ihn zu- 
sammen, raubten ihn aus und grölten Naziparolen. Laut 
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Polizeibericht bekannten die Jugendlichen freimütig, daß 
Fremdenfeindlichkeit ihr Motiv gewesen sei. (Märkische 
Oderzeitung, 14./15.9.) 


Mahlow 

Am Platz vor dem S-Bahnhof in Mahlow treffen sich seit 
geraumer Zeit an wärmeren Tagen Jugendliche, die es sich 
zur Freizeitangelegenheit gemacht haben, von ihnen als 
nicht-deutsch ausgemachte Passanten mit Steinen, Fla- 
schen und rassistischen Sprüchen zu traktieren. Daß das 
nicht ohne Lärm abgeht, stört die Betreiber eines nahege- 
legenen Restaurants sowie einige Einwohner Mahlows 
durchaus, die sich aber dessen ungeachtet mit den Jugend- 
lichen darüber im Konsens befinden, daß es zu viele aus- 
ländische Arbeitnehmer in Deutschland gibt. 

Als am 16.06., einem Sonntag, drei farbige britische Bau- 
arbeiter eine Telefonzelle in der Nähe des Bahnhofs be- 
nutzten, pöbelten die Jugendlichen, was die Briten aber, 
die das von ihnen gewohnt sind, wie immer unbeantwortet 
ließen. Nach Beendigung des Telefonats fuhren sie im Au- 
to davon. Sie wurden von zwei Jugendlichen vom Bahn- 
hof mit dem Auto verfolgt. Die Jugendlichen überholten 
schließlich und warfen einen Feldstein durch die hintere 
linke Scheibe des Autos der Briten. Daraufhin verlor Noel 
Martin die Kontrolle über den Wagen, der gegen einen 
Baum prallte. Noel Martin ist seitdem querschnittsgelähmt. 
Am Unfallort bemühten sich die Polizeibeamten vor allem 
um die Straßenabsperrung, die Kontrolle der Ausweispa- 
piere der beiden unter Schock stehenden Begleiter Noels 
und forderten einen der Briten auf, den Feldstein aus dem 
verunglückten Auto zu holen. 

Die drei Briten sind EU-Ausländer. Der britische Obser- 
ver druckte den bis zu diesem Zeitpunkt einzigen ausführ- 
lichen Artikel (taz, 17.7) über den Vorfall in Mahlow nach. 
Das veranlaßte Staatsanwaltschaft und Polizei, die Ermitt- 
lungen zu intensivieren. 

Zwei Jugendliche, ein 17jähriger Lehrling und ein 24jähri- 
ger Montageschlosser wurden schließlich als Täter ermit- 
telt, festgenommen und wegen gefährlichen Eingriffs ın 
den Straßenverkehr, schwerer Körperverletzung und schwe- 
rer Sachbeschädigung angeklagt. Nach den Erkenntnissen 
der Staatsanwaltschaft gehören die beiden Angeklagten 
der rechten Szene an. 

(taz, 17.7., Neues Deutschland, 6.9.; Tagesspiegel, 6.9.; 
Berliner Zeitung, 6.9.) 

Am 26.7. äußerte der Mahlower Bürgermeister gegenüber 
der Frankfurter Rundschau, daß der Überfall bedauerlich 
sei, seinen Grund in der Beschäftigung von Ausländern zu 
Billigpreisen und nichts mit Rechtsextremismus zu tun 
habe. 

An der Demonstration gegen Fremdenfeindlichkeit, die 
verschiedene Initiativen organisiert hatten, beteiligten sich 
kaum Mahlower Einwohner. 

In Mahlow kursiert noch immer und nicht nur unter den 
Jugendlichen, die sich jetzt nicht mehr am Bahnhof, son- 
dern anderswo treffen, das von der Staatsanwaltschaft als 
solches bestätigte Gerücht, die Briten hätten die Jugendli- 
chen verfolgt und seien für den »Unfall« selbst verant- 
wortlich. Einige Mahlower begegnen den Jugendlichen 
mit Verständnis. Andere verurteilen die Jugendlichen, 
wollen aber selbst nichts gesehen, nichts gehört und nichts 
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gesagt haben. Die, die sich der Polizei gegenüber zuun- 
gunsten der Jugendlichen geäußert haben, wurden massiv 
eingeschüchtert. Ein Mahlower sagte gegenüber der Pres- 
se, daß viele Zeugen ihre Aussagen aus Furcht vor Repres- 
salien seitens der Jugendlichen zurückgenommen haben. 
(taz, 17.7.; Frankfurter Rundschau, 26.7.; Tagesspiegel, 
21.9.) 

Im November wird der Prozeß gegen Mario P. und Sandro 
R. beginnen, an dessen Ende der Fahrer des PKW und An- 
stifter des Steinwurfs Mario P. (24) zu 8 Jahren und der 
Steinwerfer Sandro R. (18) zu 7 Jahren Haft verurteilt wer- 
den. Mario P. hatte im Gerichtssaal zwar geäußert, daß er 
sich für die Tat schäme, während der Verhandlungspause 
aber das Wartezimmer mit Sprüchen wie »Juden und Nig- 
ger an die Wand« verziert. Der der Verhandlung vorsitzen- 
de Richter Klaus Przybilla, der die Tatbereitschaft der bei- 
den Angeklagten nicht zuletzt dem Umfeld der rechten 
Bahnhofsclique zuschrieb, äußerte sich schockiert über 
das unumwundene Bekenntnis zu Ausländerfeindlichkeit 
und Rassismus unter den befragten Cliquenmitglieder: 
»Richter Klaus Przybilla verlor beiahe die Fassung, als die 
17jährige Schülerin Stefanie B. dem Gericht eröffnete: 
Ich habe was gegen Ausländer.< Den Grund dafür nannte 
sie nicht. [...] Auch sie habe generell etwas gegen 
Ausländer, sagte Nicole S., Azubi zur Zahnarzthelferin. 
Vor allem gegen solche, »die sich hier einschleichen«.« 
(Berliner Zeitung, 27.11.) 

Der Mahlower Bürgermeister Werner La Haine behaupte- 
te vor Gericht, daß ihm die Aktivitäten der Bahnhofscli- 
que vor Mitte Juni, als sich der Übergriff ereignete, nicht 
bekannt gewesen seien. Demgegenüber hatten sowohl 
Mahlower als auch ausländische Bürger sich bereits vor 
dem Steinwurf wiederholt über Pöbeleien beschwert. Mit 
dem Hinweis, er sei falsch zitiert worden, bestritt der Bür- 
germeister, die Tat der Jugendlichen gegenüber der Presse 
zunächst unter Berufung auf Arbeitslosigkeit und Woh- 
nungsnot gerechtfertigt zu haben. 

Nachdem auch im Gerichtssaal wieder von verschiedenen 
Einschüchterungsversuchen gegenüber Zeugen die Rede 
war, gibt es in Mahlow noch immer anonyme Drohungen, 
wenn Mahlower sich gegenüber der Presse gegen die 
rechte Jugendclique äußern. (Tagesspiegel, 21.11.; Junge 
Welt, 28.11.; Die Zeit, 29.11.; Märkische Allgemeine Zei- 
tung, 3.12.) 

Am 19.12. berichtete »Die Welt« von einer Erklärung der 
Gemeinde Mahlow, die die Gemeindevertreter verab- 
schiedet hatten. Darin wird das Opfer des Übergriffs mit 
keiner Silbe erwähnt. Zwar verleiht die Erklärung dem 
Bedauern und der Scham der Mahlower Ausdruck, wie- 
derholt aber gebetsmühlenhaft, daß Arbeitslosigkeit und 
die Schwierigkeit, einen Ausbildungsplatz bekommen jun- 
gen Menschen das Gefühl der Perspektivlosigkeit vermittle. 
Der Umstand, daß weder die beiden Täter noch die im Ge- 
richtssaal aufgetretenen Cliquenmitglieder, die ihre Aus- 
länderfeindlichkeit expressis verbis kundtaten, arbeitslos 
oder ohne Ausbildungsplatz sind, läßt die Erklärung nicht 
nur hohl erscheinen, sondern legt den Verdacht nahe, daß 
es der Mahlower Gemeindevertretung nach wie vor um 
Entlastung und Rechtfertigung geht. 


Brandenburg 

Am 17.6. schoß ein rechter Jugendlicher mit einer 
Schreckschußpistole aus einer siebenköpfigen Gruppe her- 
aus ohne Ankündigung auf einen vorbeigehenden Pakista- 
ner, der eine schwere Augenverletzung erlitt. Die Gruppe 
wie auch der Täter waren der Polizei seit Jahren als dem 
rechtsextremen Umfeld zugehörig bekannt. (Märkische 
Allgemeine Zeitung; Frankfurter Rundschau, 19.6.) 


Töplitz 

Am 21.6. überfiel eine Gruppe von ca 30 rechten Jugend- 
lichen unter »Sieg-Heil!«- und »Ausländer raus«-Rufen 
ein Erntelager, randalierte, stach mit Messern auf Zelte 
ein, in denen sich Personen befanden und wälzte Müllton- 
nen aus Metall gegen die Erntehelfer. Die Polizei, obwohl 
schon im Vorfeld des Übergriffs auf die Präsenz rechter 
Jugendlicher aufmerksam gemacht, traf trotz mehrfacher 
Hilferufe erst sieben Stunden später ein und unterließ es, 
Spuren zu sichern. (Märkische Allgemeine Zeitung, 25.6.) 


Teltow 

Junge Touristen aus Ungarn wurden am 30.6. von Jugend- 
lichen im Stadtpark überfallen, weil sie von diesen für Ju- 
den gehalten worden waren. Einer der Touristen trug eine 
Platzwunde am Kopf sowie eine Gehirnerschütterung da- 
von. (Bericht ALB) 


Neuwerder (Landkreis Havelland 

Am 6.7. überfielen rechte Jugendliche den Imbißstand ei- 
ner vietnamesischen Familie und warfen ihn um. Die Ju- 
gendlichen riefen »Ausländer raus« und »Ausländer neh- 
men den Deutschen die Arbeitsplätze weg«. (Bericht ALB) 


Fürstenwalde 

Am 22.7. riß der rechtsextreme Jugendliche Pascal K. ei- 
ner älteren Araberin das Kopftuch herunter. Nach Anga- 
ben des »Tagesspiegel« soll der Jugendliche darüber hin- 
aus das Kopftuch auch wie eine Schlinge um den Hals der 
Frau gelegt haben. Der Ehemann, der den Vorfall beob- 
achtet hatte, stellte den Jugendlichen ein paar Tage später 
zur Rede. Doch dieser lief davon. 

Die Beleidigung der Libanesin ist vermutlich der Anlaß 
für den Überfall mehrerer rechter Jugendlicher auf den 
»Orient Imbiß«. Pascal K. wird einer der Haupttäter sein. 
(Tagesspiegel, 22.8.) 


Henningsdorf 

Am 25.7. wurden die beiden türkischen Mitarbeiter eines 
Imbiß von drei rechten Jugendlichen zunächst beschimpft 
— was schon des öfteren vorgekommen ist — dann geschla- 
gen. Das Innere des Imbißstands sowie die Fensterschei- 
ben wurden demoliert. Nachdem die drei Jugendlichen 
von den türkischen Mitarbeitern abgelassen hatten und 
verschwunden waren, informierten diese den Imbißbesit- 
zer, der mit einigen Freunden sofort aus Berlin anreiste, so- 
wie die Polizei. Kurz nachdem der Besitzer und seine 
Freunde eingetroffen waren, fuhren mehrere Jugendliche 
im Auto vor, drehten, offenbar angesichts der zahlenmäßi- 
gen Überlegenheit der um den Imbiß Versammelten, je- 
doch ab. Die Polizei war noch nicht eingetroffen. Zahlrei- 
che Bewohner der umliegenden Häuser, die bereits den 


Überfall beobachtet hatten, schauten nach wie vor aus den 
Fenstern. Nach anderthalb Stunden traf die Polizei dann 
ein, um die Anzeige entgegenzunehmen. 

Im Juni wurde dem Besitzer auf Betreiben einiger Anwoh- 
ner eine Geldstrafe auferlegt, da diese sich durch den Be- 
trieb gestört gefühlt hatten. Später von der Presse befragt, 
hatte aber keiner der Anwohner etwas von zurückliegen- 
den Einbrüchen geschweige denn von dem Überfall der 
rechten Jugendlichen am 25.07. gesehen oder gehört. (Ta- 
gesspiegel, 12.9.) 


Fürstenwalde 

Am gleichen Tag, dem 25.7., überfielen rechte Jugendli- 
che einen von Libanesen geführten Imbiß in Fürstenwal- 
de. Drei der rechten Jugendlichen drangen gewaltsam in 
den Imbißstand und mißhandeln den Verkäufer Abbas K., 
der daraufhin in Notwehr einen der Jugendlichen mit dem 
Dönermesser verletzte. Er wurde mit zehn der rechten Ju- 
gendlichen von der eintreffenden Polizei festgenommen. 
Drei weitere Libanesen, die Abbas K. zu Hilfe gekommen 
waren, wurden ebenfalls festgenommen und wie Abbas K. 
eine Nacht lang mit Handschellen an in der Wand auf der 
Wache befestigte Metallringe gefesselt. Obwohl einer der 
Araber verletzt war, wurde ihm eine ärztliche Behandlung 
verweigert. 

Der Rechtsanwalt der vier Libanesen hat inzwischen Straf- 
anzeige wegen Strafvereitlung, Körperverletzung, Nöti- 
gung im Amt sowie Freiheitsberaubung gegen die einge- 
setzten Beamte gestellt. Ein zunächst gegen Abbas K. ein- 
geleitetes Verfahren wegen schwerer Körperverletzung 
wurde inzwischen eingestellt. 

Gegen drei der rechtsextremen Jugendlichen wurde An- 
klage wegen gemeinschaftlich begangener gefährlicher 
Körperverletzung erhoben. Gegen sechs Jugendliche wird 
noch ermittelt. Die Ermittlungen gegen weitere an dem 
Überfall beteiligte rechte Jugendliche wurden eingestellt. 
(Berliner Zeitung; Tagesspiegel -— auch 16.8. — ; Märki- 
sche Allgemeine Zeitung; Frankfurter Rundschau, 22.8.) 


Rohlsdorf (Landkreis Prignitz) 

In der Nacht vom 26. zum 27.7. griffen 9 rechte Jugendli- 
che 6 Camper an, die sie als »linke Zecken« beschimpften 
und schlugen. Einer der Camper wurde allein deswegen 
verschont, weil er »arisch« gewirkt hätte. (Berichte ALB) 


Fürstenwalde 

Am Morgen des 17.8. fand sich die Kleinstadt förmlich 
überklebt von unzähligen Aufklebern und Handzetteln 
zum Todestag von Rudolf Heß. (Märkische Oderzeitung, 
19.8.) 

Auf der Landeskonferenz der Brandenburger Ausländer- 
beauftragten am 28.8. wurden folgende Tendenzen im 
Hinblick auf die Gewaltbereitschaft gegenüber Auslän- 
dern sowie latente Ausländerfeindlichkeit im Alltag fest- 
gestellt: 

- die Übergänge zwischen Gewaltbereitschaft und eindeu- 
tig rechter Gewalt sind fließend 

- im Alltag werden besonders Farbige immer wieder dis- 
kriminiert: in öffentlichen Verkehrsmitteln bleiben die 
Plätze neben ihnen oft frei: Frauen, die sich in der Öffent- 
lichkeit mit Farbigen zeigen, werden scheel angeblickt: ın 
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einem Krankenhaus wurde ausdrücklich um das Einver- 
ständnis anderer Patienten gebeten, als ein farbiger Patient 
im gleichen Krankenzimmer untergebracht werden sollte 
Das Verhalten verschiedener brandenburgischer Polizei- 
dienststellen mußte kritisiert werden: 

- inkorrekte bis hin zu bewußt ausländerfeindlicher Be- 
richterstattung über ausländerfeindliche Übergriffe 

- in einer Fernsehsendung des ORB äußerten drei Poli- 
zeischüler Verständnis für die ausländerfeindlichen Über- 
griffe 

- in Belzig wurden bosnische Asylbewerber gewarnt, an 
einem Volksfest teilzunehmen; anstatt sie zu schützen, 
empfahl die Polizei ihnen, sich selbst auszuschließen 
Auch das Verhalten von Behörden läßt vielfach zu wün- 
schen übrig. Da sich Diskriminierungen zumeist nicht im 
Beisein von Zeugen ereignen, ist es sehr schwer, dagegen 
vorzugehen. (Berichte ALB) 


Fürstenwalde 

Am 15.9. brannte ein chinesischer Imbißstand in der Reifen- 
werksiedlung aus, nachdem zuvor ein Molotow-Cocktail 
hineingeschleudert worden war. (Tagesspiegel, 17.10.) 


Cottbus 

Am 15.9. wurde der als Koch in einer Cottbuser Gaststät- 
te arbeitende Pakistaner Hashmi K. auf dem Heimweg an 
einer Straßenbahnhaltestelle von sechs rechten Jugendli- 
chen umringt und zur Herausgabe von Zigaretten aufge- 
fordert. Hashmi K. kam dieser Aufforderung nach, wurde 
dennoch von zwei der Jugendlichen mit Fäusten ins Ge- 
sicht geschlagen und beschimpft, während die übrigen Ju- 
gendlichen » Ausländer raus« skandierten. 

Hashmi K. gelang es, aufzustehen und in die nahegelege- 
ne Gaststätte, in der er arbeitet, zurückzuflüchten. Die Ju- 
gendlichen, die ihn verfolgten, drangen in das Lokal, in 
dem sich ihnen allerdings die Gäste entgegenstellten. Ei- 
nem der »Jugendlichen« wurde dabei die Jacke samt Aus- 
weispapieren entrissen. Daher konnte er kurz darauf von 
der Polizei festgenommen werden. Der 27jährige Oberge- 
freite, der zur Tatzeit beim Luftwaffendepot in Krugau 
diente, gestand inzwischen seine Tatbeteiligung und wur- 
de in Unehren aus der Bundeswehr entlassen. (Lausitzer 
Rundschau, 17.9.; Märkische Oderzeitung, 30.10.; Neues 
Deutschland, 30.10.) 


Fürstenwalde 

Bei der Eröffnung der Woche des ausländischen Mitbür- 
gers am 29.9. skandierten etwa 20 rechte Jugendliche 
fremdenfeindliche Parolen und entrollten Spruchbänder 
u.a. mit der Aufschrift: »Geld für das Ausländerfest und 
kein Geld für die deutsche Jugend. Wir werden euch das 
danken.« (Märkische Oderzeitung, 1.10.) 


Eisenhüttenstadt 

Am 28.9. wurden zwei afrikanische Asylbewerber von 
rechten Jugendlichen angegriffen und verletzt. 
Unabhängig davon wurden eine halbe Stunde darauf zwei 
weitere Asylbewerber von einer anderen Gruppe rechter 
Jugendlicher zusammengeschlagen und getreten. Die Op- 
fer erlitten schwere Verletzungen und mußten mehrere Ta- 
ge ıns Krankenhaus. Einige Straßen weiter überfiel die 
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gleiche Gruppe zwei portugiesische Bauarbeiter, bedroh- 
ten und beraubten sie. 

Inzwischen sind 13 tatverdächtige Jugendliche von der 
Polizei festgenommen worden. Die Jugendlichen begrün- 
deten ihre Taten mit Langeweile, Ausländerhaß und Ent- 
hemmung durch Alkoholgenuß. (Berichte ALB; Neues 
Deutschland, 24.10.) 


Trebbin 


Am späten Nachmittag des 30.9. fuhren italienische Bau- 
arbeiter auf eine Tankstelle, um ihren Wagen aufzutanken. 
Aus einer Gruppe von etwa 30 Jugendlichen lösten sich 
zwei, traten auf die Bauarbeiter zu und einer, der 22jähri- 
ge Jan Weicht, knüppelte mit einem Baseballschläger völ- 
lig unvermittelt auf einen SSjährigen Bauarbeiter ein. Der 
Italiener erlitt einen Schädelbruch und Hirnblutungen. 
Seinem SOjährigen Kollegen, der ihn zum Krankenhaus 
brachte, wurde auf dem Rückweg - vermutlich von ande- 
ren Jugendlichen der Gruppe, die an der Tankstelle ge- 
standen hatte - das Nasenbein gebrochen. 

Gingen die Ermittlungen der Polizei zunächst von nur vier 
bis fünf Tätern aus, so gab der italienische Generalkonsul 
ın Berlin, Paolo Faiola, bekannt, daß nach Aussagen der 
italienischen Bauarbeiter zwischen 20 und 30 J ugendliche 
am Tatort gewesen seien. Faiola forderte weitere Festnah- 
men und Identifikationen sowie eine Entschädigung der 
Opfer. 

In einer Jugendgruppe soll bereits am Tag vor der Tat von 
eınem geplanten Überfall auf Ausländer die Rede gewesen 
sein. (Bericht ALB; Berliner Morgenpost; Neues Deutsch- 
land; taz; BILD; 5.10.) 

Zur Reaktion der Trebbiner Einwohner sowie zur Situati- 
on in der Kommune wird ein Text im Deskriptionsteil 
Auskunft geben. An dieser Stelle sei nur vermerkt, daß die 
Mehrzahl der befragten Einwohner die Gewalttat nicht 
nur entschieden verurteilen, sondern auch zusammen mit 
dem Bürgermeister bereit sind, sich dem Problem Rechts- 
extremismus in der Kommune zu stellen. 


Potsdam 


Am 2.10. schlugen vier rechte Jugendliche unter Grölen 
rechter Parolen auf einen Asylbewerber aus Kenia ein. 
Zwei Potsdamer kamen dem Kenianer zu Hilfe und wur- 


den daraufhin ebenfalls von den Rechten bedroht. (Neues 
Deutschland, 05.10) 


Trebbin 


Am 3.10. zerschlugen fünf rechte Jugendliche aus Lucken- 
walde unter Grölen von Naziliedern und » Ausländer aus- 
räuchern!«-Rufen die Einrichtung der Pizzeria »Chamäle- 
on« des Libanesen Georges Sakis. Es ist davon auszugehen, 
daß dieser Überfall geplant und organisiert war und im Zu- 
sammenhang mit dem Anschlag auf die italienischen Bau- 
arbeiter, die die Pizzeria häufig besuchten, zu sehen ist. 
(Neues Deutschland, 5.10.) 

Dieser Überfall wie auch der Überfall einige Tage zuvor 
wurde in der Kommune sowohl durch die Politiker als 
auch die Bevölkerung klar verurteilt. 

Die Stadtverordnetenversammlung signalisierte am 9.10. 
Bereitschaft, nicht nur die Problematik Rechtsextremis- 
mus in der Kommune anzuerkennen, sondern auch, sich 


aktiv mit dieser Problematik auseinanderzusetzen. Es wur- 
de beschlossen, einen Schweigemarsch durchzuführen, 
Gelder für die Opfer zu spenden sowie im örtlichen Jugen- 
dclub Gesprächsrunden zum Thema »Rechte Gewalt« ein- 
zurichten. 

Der Trebbiner Bürgermeister Georg John äußerte in einem 
Gespräch mit der Presse, daß es bereits zur DDR-Zeit aus- 
länderfeindliche Übergriffe gegen Vietnamesen, Mosambi- 
kaner und Ungarn gegeben hat, die bereits damals auf zu- 
stimmende Resonanz in der Bevölkerung gestoßen sind. 
Gegenwärtig gibt es einen zehnköpfigen harten Kern rech- 
ter Jugendlicher, die zumeist noch Schüler sind. (Junge 
Welt, 10. und 11.10.) 

Der brandenburgische Minister für Wissenschaft, For- 
schung und Kultur, Steffen Reiche, besuchte im Oktober 
zusammen mit dem Zairer Jean-Jeröme Chico-Kaleu 
Muyemba das Trebbiner Goethe-Gymnasium, um mit den 
Jugendlichen der Stadt ins Gespräch zu kommen. 
Personenzug Belzig-Baitz 

Ein 17jähriger und ein 23jähriger schlugen und traten am 
07.10. einen türkischen Asylbewerber, der erhebliche Ver- 
letzungen davontrug. Sie ließen erst von ihm ab, als der 
Zugbegleiter sich näherte. Ein Fahrgast zog die Notbrem- 
se, woraufhin die Jugendlichen flüchteten, jedoch bald ge- 
stellt werden konnten. 

(Neues Deutschland, 09.10.) 


Sternhagen und Klockow 

In der Nacht vom 12. zum 13.10 überfielen rechte Jugend- 
liche in Sternhagen das kirchliche Jugendzentrum und in 
Klockow einen Jugendclub. 

In Sternhagen bedrohten sie die Gäste mit Schlagringen 
und Baseballschlägern. Der Leiter des Jugendzentrums 
wurde von einem der rechten Jugendlichen mit einer Waf- 
fe auf den Kopf geschlagen und erlitt einen Schädelbruch. 
Er hatte zuvor versucht, mit den Jugendlichen zu reden. 
Am 2.11. gab die Lausitzer Rundschau bekannt, daß es 
sich bei den 12 Tätern um acht in Ausbildung befindliche 
Jugendliche, einen 18jährigen Zimmerer, einen 21jähri- 
gen Gerüstbauer, einen l19jährigen Abiturienten sowie ei- 
nen 21jährigen Dreher, der zur Zeit bei der Bundeswehr 
dient, handelte. Keiner der Jugendlichen ist ohne Lehrstel- 
le oder arbeitslos. Darüber hinaus resümierte der Bericht, 
daß die Täter der größeren rechten Überfälle der letzten 
Zeit mehrheitlich erwachsene im Sinne des Gesetzes, d.h. 
über 18 Jahre alt, waren. 

In Klockow zertrümmerten eine Stunde vor dem Überfall 
in Sternhagen sieben bis acht rechte Jugendliche mit Ba- 
seballschlägern die Einrichtung des Klubs und attackier- 
ten zwei Gäste mit Fäusten. Die Angreifer wurden laut 
Aussagen der bedrohten Gäste wegen der schummrigen 
Beleuchtung im Klub nicht erkannt. 

Die rechten Jugendlichen kamen mit dem Auto von einer 
Geburtstagsfeier aus dem Nachbarort Protzlau, auf wel- 
cher der Gastgeber zum »Zeckenklatschen« eingeladen 
hatte. Von den Geburtstagsgästen waren einige wegen Zei- 
gen des Hitlergrußes bereits vorbestraft. Die taz vermute- 
te: »Denn ob das Fest wirklich nur eine Geburtstagsfeier 
war und kein Neonazitreffen, ist noch nicht geklärt. (taz, 
15.10.; Märkische Oderzeitung, 15.10.) 


Fürstenwalde 

In der Nacht vom 12. zum 13.10. wurde von rechten Ju- 
gendlichen ein Dönerstand in der Reifenwerksiedlung zer- 
trümmert. Acht Jugendliche wurden nach Hinweisen der 
Bevölkerung von der Polizei festgenommen. 

Ausländische Kioskbesitzer kommentierten die Haltung 
der Polizei: »Die kommen oft gar nicht mehr vorbei, wenn 
wir anrufen.« (Tagesspiegel, 17.10.) 


Fürstenwalde 

Am 14.10. beschädigten zwei Jugendliche unter »Sieg 
Heil«-Rufen parkende Autos. Einer der beiden Jugendli- 
chen hatte anschließend einer 41jährigen Frau, die das of- 
fenbar beobachtet hatte, mit der Faust in den Magen ge- 
schlagen. (Märkische Oderzeitung, 17.10.) 


Oranienburg 

Anfang Oktober beschädigt ein 19jähriger Rechter das 
erst kurz zuvor aufgestellte Holocaust-Mahnmal des Bild- 
hauers Stuart N-R- Wolfe auf dem Bürgersteig unter einer 
S-Bahn-Brücke. (Märkische Allgemeine Zeitung, 15.10.; 
Tagesspiegel, 15.10.) 


Genshagen 

Am 16.10. wurde ein 44jähriger Ungar in einer Telefon- 
zelle während des Gesprächs von einem Jugendliche an- 
gegriffen und getreten. Dem Ungar flüchtete in seinem 
Wagen, wurde jedoch von dem Angreifer und vier seiner 
Kumpane bis nach Großbeeren verfolgt, wo die Gruppe 
umkehrte, da sich mehrere andere Fahrzeuge näherten. 
(Lausitzer Rundschau, 18.10.) 


Nachdem der brandenburgische Innenminister Alwin Ziel 
offiziell noch im September keine akute Gefahr im Anstei- 
gen der rechtsextremistischen Gewalt sah, hat er sich am 
17.10. dem »Tagesspiegel« und der »Märkischen Oderzei- 
tung« gegenüber revidiert. Unter Berufung auf die Stati- 
stik sieht er jedoch lediglich »eine Folge schrecklicher 
Einzeltaten«. u 
Dem widersprach der brandenburgische Justizminister 
Hans Otto Bräutigam, der »eine neue Welle rechtsradika- 
ler Gewalt« sieht. Die »Märkischen Allgemeinen Zei- 
tung« zitierte am 19.10. Bräutigam teilweise wörtlich: 
»Die Übergriffe vor allem auf Ausländer hätten eine Di- 
mension erlangt, die >zutiefst beunruhigend, ja unheimlich« 
sei.« Der »Tagesspiegel« zitierte Bräutigam am 24.10.: 
»Die Jugendliche tun unter dem Einfluß von Alkohol nur 
das, was die Alten denken.« 

Diese Einschätzung teilen unter anderem der General- 
staatsanwalt Erardo Rautenberg und die Landesausländer- 
beauftragte Almuth Berger. Rautenberg äußerte darüber 
hinaus: »Es wird geschlagen mit Vernichtungstendenz.« 
Er sieht »ein menschenfeindliches Weltbild. [...] Dem 
Menschen wird das Menschsein abgesprochen.« (Märki- 
sche Oderzeitung, 16.10.; Tagesspiegel, 29.10.) 

Dem uckermärkischen SPD-Landtagsabgeordneten Kar- 
sten Wiebke zufolge habe sich »In vielen Dörfern [...] eine 
»unübersichtliche Szene dumpfer Gruppengewalt gegen 
alles und jeden entwickelt, die »Zecken« aufklatsche«, was 
Andersdenkende. Rote, Christen. Ausländer, Demokraten. 
Berliner oder Behinderte treffe.« (Tagesspiegel. 24.10.) 
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Oranienburg 
Am 24.10. wurden am S-Bahnhof zwei britische Studenten 


von zwei 18jährigen rechten Jugendlichen ohne erkennba- 
ren Grund zusammengeschlagen, so daß sie Knochenbrü- 
che und Prellungen erlitten. Die rechten Jugendlichen 
flüchteten, als Bürger eingriffen. (Potsdamer Neueste 
Nachrichten, 28.10.; Berliner Zeitung, 28.10., Märkische 
Oderzeitung, 28.10.) 

Die Täter wurden später gefaßt und gaben zu Protokoll, 
daß sie zur Tatzeit nicht wußten, daß es sich um Ausländer 
handelt. Dessenungeachtet äußerte einer der Täter, rechts- 
radikal zu sein und Ausländer zu hassen, während der an- 
dere der Polizei bereits wegen rechtsextremistischen Pro- 
pagandadelikten bekannt war. 

Die Studenten waren im Rahmen eines Austauschpro- 
gramms für Fremdsprachen-Assistenten zwischen der eng- 
lischen Grafschaft Kent und dem Land Brandenburg nach 
Deutschland gekommen. Die Brandenburger Jugend- und 
Bildungsministerin Angelika Peter (SPD) schloß nicht aus, 
daß der Überfall das Austauschprogramm erheblich beein- 
trächtigen könnte. (Märkische Allgemeine Zeitung, 1.11.) 

Obwohl der Überfall sich bereits am Donnerstag ereignete 
und zur Anzeige kam, wurde er erst am Sonntag bekannt. 
(Nordkurier, 29.10.) 

Die britische Tageszeitung »Daily News« hat unter Be- 
zugnahme auch auf diesen Vorfall von einer »neue(n) 
Welle rechter Gewalt« berichtet, deren Opfer nicht aus- 
schließlich Ausländer sind. Kritik wurde an der Verharm- 
losung der Übergriffe durch deutsche Behörden und die 
Polizei geübt. 

Der 20jährige Stuart Chesneau - einer der beiden überfalle- 
nen britischen Studenten — wird bis zum Ende des Aus- 
tauschprogramms im Juni kommenden Jahres in Deutsch- 
land bleiben, weil Briefe und Besuche von Brandenburgern, 
die ihn im Krankenhaus erreichten und den Überfall verur- 
teilten, ihm Mut gemacht haben. (Berliner Morgenpost, 
1.11.) 


Biesenthal 

Am 26.10. pöbelten zehn rechte Jugendliche drei britische 
Bauarbeiter in der Tanzbar »Toms Hütte« an. Der Grund: 
die Briten wollten mit »deutschen Frauen« tanzen. Nach 
einem Handgemenge, in dessen Verlauf einer der Briten 
verletzt wurde, flüchteten die Briten mit dem Taxi in ein 
Hotel. Die rechten Jugendlichen verfolgten sie mit zwei 
Autos, verschwanden aber, nachdem der Hotelportier sie 
wissen ließ, daß er bereits die Polizei verständigt habe. 
(Berliner Zeitung, 29.10.; Märkische Oderzeitung, 29.10.) 
Velten 

Am 27.10. hetzte ein 31jähriger Veltener seinen Rottwei- 
ler auf einen 50jährigen Briten, der sich seit eineinhalb 
Jahren beruflich ın Velten aufhält. Nach dem Abendessen 
in einer Gaststätte hatte sich der Brite auf den Heimweg 
begeben und war von dem der Polizei durch mehrere Ge- 
waltdelikte bekannten Veltener aufgefordert worden, sein 
Geld herauszugeben. Als sich der Brite - der ohnehin nur 
10,-DM dabei hatte — weigerte, setzte der Veltener seinen 
Hund auf den Briten an, dem beide Beine zerfleischt wur- 
den. Die Polizei schloß einen rechtsextremen Hintergrund 
der Tat aus. (Märkische Allgemeine Zeitung, 30.10., Ora- 
nienburger Generalanzeiger) 
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Eisenhüttenstadt 


Ebenfalls am 27.10. wurden in Eisenhüttenstadt zwei Fran- 
zosen vor einer Gaststätte von zwei rechten Jugendlichen 
angepöbelt und geschlagen. (Märkische Oderzeitung, 29.10.; 
Potsdamer Neueste Nachrichten, 30.10.; Neues Deutsch- 
land, 30.10.; Märkische Allgemeine Zeitung, 30.10.) 


Der Sprecher des Innenministeriums, Manfred Füger, 
äußerte am 28.10. gegenüber der Presse, daß es sich bei 
den jüngsten Gewalttaten um »gewöhnliche Schlägereien 
ohne fremdenfeindlichen Hintergrund« handle. (Berliner 
Zeitung, 29.10.) 


Schöneiche 

Am 28.10. wurden drei 13jährige italienische Austausch- 
Schülerinnen von drei gleichaltrigen deutschen Jungen 
mit Fahrrädern angefahren, beschimpft, bespuckt und ge- 
treten. Einer der Jungen hatte sich als »Hitler« ausgege- 
ben. (Märkische Allgemeine Zeitung, 1.11.; Potsdam, 8.11.) 


Potsdam 

Bei einem öffentlichen Vortrag des Potsdamer Professors 
Christoph Butterwegge am 28.10. zum Thema »Rechtsex- 
tremismus, Rassismus und Gewalt« — so auch der Titel des 
neuen Buches des Politikwissenschaftlers — schrie ein 
Zuhörer: »Ich bin ein Rechter und ich fühle mich von ih- 
rer linken Agitproprede diskriminiert.« Ein junger Mann 
klagte anschließend den Mangel eines »gesunden Natio- 
nalgefühls« bei der sogenannten deutschen Linken ein. 
(Potsdamer Neueste Nachrichten, 30.10.) 


Am 29.10. zitiert der Nordkurier die Einschätzungen des 
Brandenburger Verfassungsschutzes, der ein »allgemeines 
Klima gegen Ausländer in der Bevölkerung«, ein »schwer 
einzuschätzendes diffuses Umfeld« der gewaltbereiten, 
rechten Jugendlichen feststellte. 

Die Oppositionsparteien erhoben schwere Vorwürfe gegen 
die Polizei, »die möglicherweise bewußt die Überfälle ge- 
gen Ausländer verheimlicht« hat. »Mangelnde Sensibilität 
für Rechtsextremismus bei der brandenburgischen Polizei 
wurde in den letzten Jahren schon häufiger im Landtag 
beklagt.« 


Am 28.10. ordnete Innenminister Ziel eine Reihe Sofort- 
maßnahmen zur präventiven Bekämpfung von Jugendge- 
walt an, wobei ein Erlaß die Erfassung gewaltbereiter Ju- 
gendgruppen durch die Polizeipräsidien auf kommunaler 
Ebene vorsieht. 

Nichtsdestotrotz wiederholte Innenminister Ziel am 30.10. 
gegenüber der Presse seine zuvor bereits im Landtag 
geäußerte Ansicht, es handle sich bei den Übergriffen 
nicht um eine neue Welle rechtsextremistischer Gewalt, 
sondern um Einzelfälle. Die Straftaten seien lediglich bru- 
taler geworden. Auf den Vorwurf der partiellen Rechtsla- 
stigkeit der Polizei angesprochen, sagte Ziel der Berliner 
Morgenpost: »Ich kann nicht feststellen, daß in der Polizei 
gegenüber Ausländern eine schlechte Atmosphäre herr- 
scht.« (Berliner Morgenpost, 30.10.: Tagesspiegel, 30.10.) 


Der Potsdamer Polizeipräsident nennt den Nachahmungs- 
effekt als einen der Gründe für die Häufung von Übergrif- 


fen rechter Jugendlicher in Brandenburg. Im Hinblick auf 
die Tätergruppe äußerte Herr von Schwerin: »Die Jugend 
ist ein Seismograph der Gesellschaft, die sich in einer 
Übergangskrise befindet. Wenn sich diese Krise beilegt, 
wird sich diese Form der Kriminalität auch reduzieren.« 
(Märkische Allgemeine Zeitung, 1.11.) 


Ende Oktober gibt das Innenministerium die Ergebnisse 
einer Untersuchung zum Täterprofil der Übergriffe der 
letzten Monate bekannt. Dieser Studie zufolge waren von 
27 Tätern lediglich vier arbeitslos. Im Schnitt sind die Täter 
21 Jahre alt, nur vier waren unter 18. (Potsdamer Neueste 
Nachrichten, 1.11.; Berliner Morgenpost, 1.11.) 


Potsdam 

Am 2.11. wurde in den frühen Morgenstunden ein türki- 
scher Asylbewerber in einer Potsdamer Diskothek von 
zwei Jugendlichen zunächst beschimpft und dann ge- 
schlagen. Laut Polizeibericht mußte der angegriffene Tür- 
ke ambulant behandelt werden. (Tagesspiegel, 4.11.; Pots- 
damer Neueste Nachrichten, 4.1 1.) 


Rathenow (Havelland) 

Am Abend des gleichen Tages wurde ein 15jähriger von 
zwei Jugendlichen mit einem Baseballschläger niederge- 
schlagen. (Tagesspiegel, 4.1 1.) 


Eberswalde 

Die Eberswalder Polizeipräsidentin Uta Leichsenring 
äußerte gegenüber der Presse, daß die Gewaltbereitschaft 
von Jugendlichen mit »diffusem rechten Gedankengut« in 
Eberswalde, Schwedt und in einigen uckermärkischen 
Dörfern sowie generell in der Schule größer geworden sei. 
(Tagesspiegel, 6.11.) 


Cottbus 


Am 8.11. zitiert die BILD-Zeitung eine Äußerung des 
Cottbusser Wirtschafts-Beigeordneten Bodo Koenigk 
(CDU), wonach Obdachlose »in einer sauberen und or- 
dentlichen Innenstadt« stören. Auf eine in Cottbus befind- 
liche Obdachlosen-Versorgung verweisend, sagte Koe- 
nigk: »In anderen Städten hat man das Taubenfüttern ein- 
gestellt.« (BILD, 8.1 1.) 


Wittstock 

Am 8.11. zogen vier Jugendliche unter »Sieg Heil« und 
»Heil Hitler<-Rufen durch die Innenstadt. (Potsdamer Neu- 
este Nachrichten, 11.11.; Lausitzer Rundschau, 11.11.) 


Eisenhüttenstadt 

Am 9.11. wurde ein sudanesischer Asylbewerber von drei 
Rechten in der Innenstadt zunächst beschimpft und ansch- 
ließend geschlagen. Er konnte sich in einen Hauseingang 
retten. Bewohner alarmierten die Polizei, bei deren Ein- 
treffen die Angreifer allerdings bereits verschwunden wa- 
ren. Der Afrikaner mußte im Gesicht und im Brustbereich 
ambulant behandelt werden. (Märkische Allgemeine Zei- 
tung, 12.11.; Süddeutsche Zeitung, 12.11.; Neues Deutsch- 
ne 12.11.; BILD-Zeitung, 12.11.; Lausitzer Rundschau, 

.11.) 


Halbe 

In der Nacht vom 10. zum 11.11. haben unbekannte Täter 
Hakenkreuze, SS-Runen und »Sieg Heil"-Parolen an die 
Wände vor allem der örtlichen Schule geschmiert. Dies 
könnte im Zusammenhang mit dem alljährlich geplanten 
Aufmarsch der Rechtsextremisten am Volkstrauertag sein. 
Der rechtsextreme Verein »Die Nationalen e.V.« hat zur 
Heldengedenkfeier aufgerufen und bereits 1000 Teilneh- 
mer angekündigt. Das Potsdamer Polizeipräsidium hat 
den Aufmarsch verboten. (Tagesspiegel, 13.11.) 


Bad Freienwalde 

Am 10.11. hat eine Gruppe junger Männer vier Jugendli- 
che zwischen 16 und 22 Jahren angegriffen und mit Base- 
ballschlägern auf das Auto, in dem die vier saßen, einge- 
schlagen. Sie warfen Knallkörper und zerrten einen der 
Jugendlichen aus dem Auto. (Tagesspiegel, 12.11.) 


Frankfurt/Oder 

Am 11.11. wurde ein libanesischer Asylbewerber beim 
Betreten eines Cafes von rechten Jugendlichen mit auslän- 
derfeindlichen Sprüchen angepöbelt. Der Libanese, der 
unterwegs war, Zigaretten zu kaufen, ignorierte die Ju- 
gendlichen, die ihn jedoch auf dem Rückweg mit einem 
stockähnlichen Gegenstand ins Gesicht schlugen. Er trug 
eine Platzwunde davon, die im Krankenhaus behandelt 
werden mußte. 

(Tagesspiegel, 13.11., Neues Deutschland, 12.11.; Berliner 
Morgenpost, 13.11., BILD-Zeitung, 13.11.; Märkische All- 
gemeine Zeitung, 13.11.) 

Ein vermeintlicher Augenzeuge meldete sich am Abend 
des 13.11. in der Stadtbotenredaktion der Märkischen 
Oderzeitung, um sich über die einseitige Berichterstattung 
in den Medien zu beschweren. Seinen Angaben zufolge 
habe das »Verhalten des Ausländers« die »Schlägerei« 
ausgelöst. (Märkische Oderzeitung, 13.11.) 


Ludwigsfelde 

Am gleichen Tag zogen etwa sechs Rechtsradikale unter 
Grölen von Naziparolen durch die Stadt und besprühten 
die Wände mit Hakenkreuzen. Mit Baseballschlägern 
schlugen sie gegen Häuserwände. Drei Täter im Alter zwi- 
schen 24 und 29 Jahren nahm die Polizei fest. (Tagesspie- 
gel, 13.11.; BILD-Zeitung, 13.11.; Neues Deutschland, 
13.11.; Berliner Morgenpost; Potsdamer Neueste Nach- 
richten, 13.11.) 

Am 12.11. warnte die Landesausländerbeauftragte Al- 
muth Berger davor, die rechtsextremistische Überfälle als 
lediglich »schlimme Reihe von Einzeltaten« zu bewerten. 
Denn eine solche Verharmlosung blendet die Tatsache aus, 
daß die Übergriffe Ausdruck einer ausländerfeindlichen 
Stimmung in Ostdeutschland insgesamt sind. Die Jugend- 
lichen setzen nicht selten genau das in die Tat um, was 
viele Erwachsene denken. (Neues Deutschland, 12.11.; 
Lausitzer Rundschau, 12.11.; Märkische Allgemeine Zei- 
tung, 12.11.) 


Am 13.11. äußerte die Brandenburger Ministerin für Bil- 
dung, Jugend und Sport, Angelika Peter. im Inforadio Ber- 
lin-Brandenburg Besorgnis über die nicht selten still- 
schweigende Akzeptanz rechter Gewalt gegen Ausländer. 
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Sie bestätigte die Einschätzung der Landesausländerbe- 
auftragten Almut Berger, wonach in Ostdeutschland der- 
zeit eine ausgesprochen ausländerfeindliche Stimmung 
herrsche. Solange nicht jeder einzelne in der Gesellschaft 
bereit sei, dagegen einzuschreiten, seien auch zusätzlich 
eingerichtete Jugendclubs keine Lösung. (Berliner Zei- 
tung, 14.11.; Frankfurter Rundschau, 14.11. 


Am 13.11. vermerkt die BILD-Zeitung, daß die Länder 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern die jeweili- 
gen Polizeisonderkommissionen gegen Rechtsextremis- 
mus (SOKO) wieder aufgelöst haben. 


Neuruppin 

In der Nacht vom 29. zum 30.11. bedrohten vier »Unbe- 
kannte« zwei Asylbewerber aus Kenia und Liberia mit ei- 
ner zerschlagenen Glasflasche. (Junge Welt, 2.12.) 


Potsdam 

In der gleichen Nacht randalierte eine Gruppe Rechtsradi- 
kaler im Alter zwischen 16 und 20 Jahren unter Skandie- 
ren von Naziparolen in der Stadthalle. (Junge Welt, 2.12.) 


In seiner Ausgabe vom 18.11. veröffentlichte der »Spie- 
gel« zwei Artikel über die Situation in der Stadt Schwedt, 
deren Jugendszene seit Jahren von der rechten Szene do- 
miniert wird. Beide Artikel resümieren unter anderem, 
daß es sowohl ausländischen als auch allen nicht primär 
»national« gesinnten, kulturell anders orientierten Bür- 
gern zunehmend erschwert wird, unbehelligt und ihren Vor- 
lieben gemäß in der Stadt zu leben. Darauf antworteten 
viele Schwedter in einer Serie von Leserbriefen, in denen 
sie das in den Artikeln gezogene Fazit bestritten und sich 
pauschal gegen die Darstellung im »Spiegel« wandten. 
Am 12.12. fand dann ein von Schwedts Bürgermeister 
Schauer einberufenes Forum in den Uckermärkischen 
Bühnen statt, auf dem sich die beiden Autoren der Artikel 
den Schwedter Bürgern stellen sollten. Nur wenige Schwed- 
ter wie z.B. der evangelische Pfarrer Harney befanden, 
daß die Autoren Fragen aufgeworfen hatten, deren Dis- 
kussion sich lohnen würde. Die Mehheit der sich zu Wort 
meldenden Schwedter Einwohner polemisierte gegen die 
»Spiegel«-Beiträge; freilich ohne den Sachverhalt der In- 
toleranz gegen Adersdenkende und Ausländer sowie die 
rechte Dominanz zu widerlegen. Ein junger Mann trat ans 
Mikrofon und äußerte, daß die Schwedter Jugend nicht 
rechtsradikal sei: »Wir wollen nur den Stolz auf Deutsch- 
land heben. Wir wollen unsere deutsche Volkswirtschaft 
stärken. Wir wollen nur ein starkes Deutschland.« (Tages- 
spiegel, 14.12.) 


Königs Wusterhausen 

Am 1.12. überfielen am frühen Morgen etwa 15 rechte Ju- 
gendliche einen Jugendclub. Sie riefen Naziparolen und 
warfen mit Gläsern. Drei andere Jugendliche wurden ver- 
letzt. (Neues Deutschland, 3.12.) 


Liebenwalde 

Am 14.12. wurde ein geplanter rechtsradikaler Lieder- 
abend in einer Diskothek von der Polizei verhindert. Da- 
bei wurden die Personalien der ca 100 rechte Jugendliche 
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aus Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
von der Polizei überprüft, 15 Jugendliche wurden vorläu- 
fig festgenommen. (taz; Frankfurter Rundschau; Tages- 
spiegel; Süddeutsche Zeitung, 16.12.) 


Neuruppin 

Mehrere rechte Jugendliche überfielen in der Nacht vom 
14. zum 15.12. einen pakistanischen Asylbewerber und 
schlugen ihn krankenhausreif. (Frankfurter Rundschau; 
Tagesspiegel, 16.12.) 


Belzig 

In der Nacht vom 13. zum 14.12. überfielen neun rechte 
Jugendliche im Alter zwischen 19 und 23 Jahren das itali- 
enische Restaurant »La Sirena«, grölten ausländerfeindli- 
che Parolen, beschimpften das Personal und verletzten 
den Geschäftsführer des Lokals. Über Funktelefone order- 
ten die Jugendlichen noch weitere »Kameraden«. (Die 
Welt, 19.12.) 


Seelow 

Am 17.12. ist ein 16jähriger völlig unmotiviert von 8 bis 
10 rechten Jugendlichen mit einem Baseballschläger zu- 
sammengeschlagen worden. Laut Polizeibericht war war 
der 16jährige mit drei Freunden in der Kleinstadt unter- 
wegs, als sich Jugendliche in drei PKWs näherten, anhiel- 
ten, ausstiegen und drohten, bevor sie zuschlugen. (Pots- 
damer Neueste Nachrichten, 19.12.) 


Am 19.12. berichtete die »Junge Welt« von bundesweiten 
Vernetzungen und Kontakten inhaftierter Mitglieder der 
rechten Szene in brandenburgischen Justizvollzugsanstal- 
ten über die bisher bekannten Ausmaße (rechtsextremisti- 
sche »Hilfsgemeinschaft für Nationale Gefangene«) hin- 
aus. Gegenwärtig prüft das Justizministerium des Landes, 
ob ın der an die Justizvollzugsanstalt Brandenburg ange- 
schlossenen Druckerei — in der Inhaftierte Drucksachen 
der Landesregierung herstellen — das neofaschistische 
Skinhead-Heft »Der Weiße Wolf« von zwei Insassen so- 
wohl hergestellt als auch vertrieben wird. 
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